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VORWORT 

 
Die Land- und Ernährungswirtschaft stellt einen Sektor dar, der einer hohen politischen Reg-
lementierung unterliegt. Die Ursachen für die starke Einflussnahme der Politik auf Entschei-
dungen der Wirtschaftsakteure sind vielfältig. Zu nennen sind hier beispielsweise das elemen-
tare Bedürfnis nach Versorgungssicherheit oder die vielfältigen positiven und negativen ex-
ternen Effekte, die mit landwirtschaftlicher Produktion verbunden sind, aber auch eine starke 
berufsständische Interessenvertretung und Pfadabhängigkeiten. Gleichzeitig unterliegt die 
Agrarpolitik einem mehr oder weniger ständigen Reformdruck, und die Diskussionen über die 
Ausgestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2013 sind in vollem Gange. Zunehmend 
gewinnen aber auch andere Politikfelder wie die Klima- und Energiepolitik oder die Verbrau-
cherpolitik an Bedeutung für die Agrar- und Ernährungswirtschaft. Dies alles führt zu einem 
hohen Bedarf an wissenschaftlicher Politikanalyse, Politikbewertung und Politikberatung.  
 
Vor diesem Hintergrund stellte die Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
des Landbaues das Thema „Möglichkeiten und Grenzen der wissenschaftlichen Politikanaly-
se“ in den Mittelpunkt ihrer 50. Jahrestagung, die vom 29. September bis 1. Oktober 2010 am 
Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI) in Braunschweig stattfand. Insbesondere in den 
Plenarveranstaltungen wurde das Thema sowohl aus der Sicht der Nutzer wissenschaftlicher 
Politikanalysen als auch aus der Sicht der Anbieter solcher Analysen betrachtet und von den 
229 Teilnehmerinnen und Teilnehmern intensiv diskutiert. Der vorliegende Band 46 der 
Schriftenreihe der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften enthält Vorträge 
und Posterbeiträge der Jahrestagung. 
 
Abgerundet wurde die Jahrestagung durch die Festveranstaltung „50. Jahrestagung der GE-
WISOLA“ des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV). Die Festredner Dr. Seegers (BMELV) und Prof. Dr. Tangermann (Ehrenmitglied 
der GEWISOLA) würdigten in humorvoller Weise die bisherige Entwicklung der Gesell-
schaft, gaben Anregungen für die weitere Entwicklung und wünschten ihr für die Zukunft 
alles Gute. Dem BMELV und den Festrednern danken wir herzlich. Die zur Jubiläumstagung 
erstellte Posterausstellung „50 Jahrestagungen der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften des Landbaues e.V.: Blick zurück nach vorn“ ließ die Tagungsgeschichte der 
GEWISOLA Revue passieren. Zu diesem Zweck war zu jeder Tagung ein Poster erstellt wor-
den, das von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des vTI ausgewählte Zitate des jeweiligen 
Jahres in zeitbezogener Illustration zeigt. 
 
Dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz danken wir 
auch für die gewährte finanzielle Unterstützung der 50. GEWISOLA-Jahrestagung. Ohne 
diese Unterstützung wäre die Durchführung der Jahrestagung nicht möglich gewesen. Die 
Landwirtschaftliche Rentenbank hat wiederum die Kosten der Drucklegung der Tagungsbei-
träge übernommen; dafür sind ihr die Gesellschaft und deren Mitglieder zu großem Dank ver-
pflichtet. Schließlich möchten wir all jenen danken, die in unterschiedlicher Weise zum Ge-
lingen der Tagung beigetragen haben. Für die technische Erstellung des vorliegenden Ta-
gungsbandes danken wir Frau Anja Herkner. 
 
Braunschweig, im Juni 2011 
 
Martin Banse, Horst Gömann, Folkhard Isermeyer, Hiltrud Nieberg, Frank Offermann, Peter 
Weingarten, Heinz Wendt 
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ERWARTUNGEN, ERFAHRUNGEN UND EMPFEHLUNGEN DER NUTZER WISSEN-

SCHAFTLICHER POLITIKANALYSE 

Dr. Theodor Seegers1 

1 Einleitung 

50. Jahrestagung der GEWISOLA sind auch 50 Jahre wissenschaftliche Politikberatung – mal 
mehr und mal weniger erfolgreich, je nach Sichtweise. Ich wurde gebeten als „Nutzer“ wis-
senschaftlicher Politikanalyse hierzu meine Erfahrungen und Empfehlungen vorzutragen. 

2 Politik – ein ganz besonderer Kunde? 

Politik – auch Agrarpolitik – steht einer Vielzahl unterschiedlicher Anforderungen und Zielen 
gegenüber. Aufgabe der politischen Entscheidungsträger ist diese zu bewerten, Prioritäten zu 
setzen und letztlich zu entscheiden. Entscheidungen zugunsten der einen Maßnahme sind stets 
auch Entscheidungen gegen die anderen und i. d. R. verbunden mit weitreichenden finanziel-
len Auswirkungen und ggf. auch allokativen Konsequenzen. Die Politik ist bei vielen ihrer 
Entscheidungen auf Beratung angewiesen. Viele bieten hierbei ihre „Hilfe“ an: Vertreter aus 
dem politischen Umfeld, Interessenvertreter, Vertreter gesellschaftlicher Gruppen, NGO’s, 
private Consultants etc. und die Wissenschaft. Für alle gilt: Sie sind mehr oder weniger inte-
ressengesteuert.  

Sofern die Interessenlage der einzelnen Akteure bekannt ist, kann man damit umgehen. Der 
große Vorteil der Wissenschaft gegenüber allen anderen Akteuren ist gerade ihre relative Un-
abhängigkeit. Dies wird zu Recht von den Wissenschaftlern hervorgehoben. Diese Unabhän-
gigkeit zu erhalten, ist ein wichtiges Gut, damit sich die deutsche Agrarökonomie auch wei-
terhin erfolgreich in den politischen Prozess einbringen kann, was mir sehr wichtig ist, was 
aber auch der Wissenschaft selbst wichtig sein sollte. Hier sind zuerst die Wissenschaftler 
gefordert, aber auch die Politik, indem sie die erforderlichen finanziellen Mittel und organisa-
torischen Strukturen bereitstellt als Voraussetzung für eine unabhängige Wissenschaft.  

3 BMELV als Adressat von Politikberatung 

Das BMELV ist im Bereich der europäischen und nationalen Agrar- und Verbraucherpolitik 
ein wichtiger Akteur mit entsprechendem Beratungsbedarf. BMELV ist gefordert zu vielen 
Fragen z.T. kurzfristig Stellung zu nehmen. Davon zu unterscheiden sind die langfristigen 
Fragen, z.B. zur Ausrichtung der Agrarpolitik.  

Das BMELV als ein Ressort der Bundesregierung kann jedoch nicht allein entscheiden son-
dern ist an die Abstimmung mit den anderen Ministerien und an die Kabinettsdisziplin gebun-
den. Zudem ist die Kompetenzverteilung zwischen der EU, Bund und Ländern entsprechend 
zu berücksichtigen.  

Wissenschaft, die gehört werden will, muss bei ihren Empfehlungen berücksichtigen, dass 
Politik nicht nur streng wissenschaftlichen Regeln folgt, sondern sich in einem breiteren Um-
feld bewegt und einer Vielzahl anderer Zwänge unterliegt.  

Wissenschaft und Politik sprechen nicht die gleiche Sprache 

Viele gut gemeinte Empfehlungen scheitern, weil sie vom Adressaten nicht verstanden wer-
den. Hier ist zu unterscheiden zwischen  

                                                 
1  Abteilungsleiter für ländliche Entwicklung und Agrarmärkte im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz anlässlich der 50. Jahrestagung der GEWISOLA am Mittwoch, den 29. September 
2010 in Braunschweig. 
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5 Beispiele für erfolgreiche Politikberatung 

Auch wenn die Agrarpolitik nicht immer sofort bereit bzw. in der Lage war, den Empfehlun-
gen der Agrarökonomen zu folgen, so muss man doch feststellen, dass sie, beginnend mit der 
McSharry-Reform von 1992, inzwischen substanziell neu ausgerichtet wurde. Die Politik hat 
sich bewegt, und zwar sehr deutlich. Sie ist damit weitgehend auch Empfehlungen der Wis-
senschaft gefolgt. Man kann feststellen, dass wir heute deutlich besser aufgestellt sind, um 
uns den Herausforderungen der Zukunft zu stellen. Mit dem eingeschlagenen Weg der Markt-
orientierung und der weitgehenden Entkoppelung der Direktzahlungen haben wir die Voraus-
setzungen für eine auch international wettbewerbsfähige Erzeugung gelegt. Die einzelnen 
Sektoren sind hierbei unterschiedlich weit fortgeschritten. Bei der Milch z. B. haben wir noch 
einen bedeutenden Teil der Wegstrecke vor uns, die Weichen sind jedoch gestellt.  

In diesem Zusammenhang will ich die modellgestützte Politikberatung anhand quantitativer 
Modellanalysen als ein Beispiel für erfolgreiche Politikberatung nennen. Die Ergebnisse die-
ser Analysen haben bei den Verhandlungen zur Agenda 2000 und dem midterm-review wert-
volle Hilfe geleistet. Der Bedarf für diese Art der Analysen ist da, und selbst die Ministerial-
bürokratie hat sich ihrer angenommen. Es zeigen sich hier aber auch die Probleme und Gren-
zen derartiger Formen der Politikberatung. Einfache und verständliche Modelle bilden die 
komplexe Realität nur unzureichend ab. Komplexe Modelle sind dagegen für den Außenste-
henden nicht oder nur schwer nachvollziehbar. Die Modelle, respektive deren Ergebnisse, 
stoßen dann sehr schnell an die Grenzen ihrer Akzeptanz. Wenn ich vorhin von der Zielan-
sprache gesprochen habe, funktioniert ein solcher Ansatz nur in einem sehr engen und inten-
siven Dialog zwischen Wissenschaft und der Fachebene z. B. im BMELV.  

Ein anderes Beispiel der letzten Jahre, wo sich die Wissenschaft erfolgreich in die politische 
Entscheidungsfindung eingebracht hat, ist das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates 
„Nutzung von Biomasse zur Energiegewinnung“ aus dem Jahr 2007. Das Gutachten hat sehr 
deutlich die Vor- und Nachteile der verschiedenen Energieträger für die Erreichung verschie-
dener Ziele aufgezeigt und dabei dem Klimaschutzziel höchste Priorität beigemessen. Das 
Gutachten hat sowohl im BMELV als auch in den anderen Ressorts und bei den betroffenen 
Politikern viel Resonanz gefunden. Auch wenn nicht alle Empfehlungen 1:1 umgesetzt sind, 
hat das Gutachten doch den Nerv der Zeit getroffen: Thema, Zeitpunkt und Zielansprache 
haben gestimmt. Im Übrigen steht die Evaluierung des EEG an, bei der mit Sicherheit die 
Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirates in die Bewertung einfließen werden. 

Wissenschaft muss Position beziehen 

Ich muss an dieser Stelle aber auch Kritik anbringen. Das Jahr 2010 ist genau wie 2007 durch 
eine unglaubliche Dynamik auf den Agrarmärkten gekennzeichnet. Kritiker reden von über-
hitzten Märkten und Spekulanten, die die Preise manipulieren. Medien – und auch die Politik, 
das muss ich an dieser Stelle selbstkritisch anmerken – greifen das Thema entsprechend auf. 
Ich hätte mir schon gewünscht, dass die eine oder andere Stimme derer, die sich in der Ver-
gangenheit für mehr Markt ausgesprochen haben, sich entsprechend in die öffentliche Debatte 
einbringen würde.  

Ausblick 

Die Hausaufgaben in einem Feld erledigt zu haben, bedeutet nicht, die Hände in den Schoß zu 
legen. Mit der Zunahme der Weltbevölkerung, dem Klimawandel und dem demographischen 
Wandel – um nur einige zu nennen – stellen sich neue Herausforderungen, auf die die Agrar-
politik Antworten geben muss. Hier ist auch die Wissenschaft gefordert. Hierzu brauchen wir 
eine starke und zukunftsfähige deutsche Agrarökonomie.  
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WISSENSCHAFTLICHE POLITIKANALYSE – ERWARTUNGEN, ERFAHRUNGEN 

UND EMPFEHLUNGEN DER NUTZER AUF INTERNATIONALER EBENE 

Prof. Dr. Hartwig de Haen1 

Zusammenfassung 

In dem kurzen Beitrag wird über persönliche Erfahrungen mit wissenschaftlichen Politikana-
lysen im Politikfeld internationale Ernährungssicherung berichtet. Unter Hinweis auf den 
enormen Handlungsbedarf zur Überwindung der Probleme von Armut, Hunger und Fehler-
nährung sowie die Herausforderungen einer weiter wachsenden Weltbevölkerung wird ein 
großer Bedarf an Politikanalysen konstatiert. Andererseits wird die These vertreten, dass bis-
her die Nachfrage nach Politikanalysen geringer war als der Bedarf. Dies wird begründet mit 
einer verbreiteten Reformunwilligkeit vieler Regierungen. In jüngster Zeit sind allerdings 
aufgrund zunehmenden demokratischen Aufbruchs in einer Reihe von ärmeren Ländern sowie 
erwarteter neuer Finanzhilfen Anzeichen einer wachsenden Nachfrage nach Politikanalysen 
zu beobachten. Vor diesem Hintergrund werden einige spezielle Themen vorgeschlagen, derer 
sich die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Land- und Ernährungswirtschaft auf dem 
Politikfeld nachhaltige Ernährungssicherung in armen Ländern verstärkt annehmen sollten. 

1 Die internationale Ebene im Politikfeld Nachhaltige Ernährungssicherung 

Die Frage, was die internationale Ebene von Politikanalysen in unserem Fachgebiet erwartet, 
lässt sich in einem kurzen Vortrag nicht erschöpfend beantworten. Ich danke Herrn Weingar-
ten daher für die Aufforderung, persönliche Akzente zu setzen und werde mich auf das Poli-
tikfeld ‚nachhaltige Ernährungssicherung‘ konzentrieren. Diesem globalen Ziel hat sich die 
internationale Staatengemeinschaft mehrfach feierlich verpflichtet. 

Die sogenannte ‚internationale Ebene‘ mit Bezug zur Ernährungssicherung ist weit gespannt, 
wenn man nicht nur staatliche, sondern auch nicht-staatliche Institutionen dazu rechnet und 
wenn man bei der fachlichen Abgrenzung der einbezogenen Politikfelder der Multidimensio-
nalität von Ernährungssicherheit Rechnung tragen möchte. Entsprechend vielschichtig sind 
die Erwartungen und Anforderungen der internationalen Ebene, je nachdem, von welcher Or-
ganisation die Rede ist.  

Meine persönlichen Einschätzungen stammen vor allem aus meiner fünfzehnjährigen Tätig-
keit bei der Welternährungsorganisation (FAO), also einer zwischenstaatlichen Organisation 
der Vereinten Nationen. Um ein Fazit vorwegzunehmen: die Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften der Land- und Ernährungswirtschaft weltweit haben meines Erachtens in den letzten 
Jahrzehnten den Bedarf der FAO an wissenschaftlichen Analysen und Politikberatung gut 
beantwortet. Dabei haben sich natürlich die inhaltlichen Schwerpunkte der Analysen im Laufe 
der Jahre ständig verändert. Mit dem Wandel der vorherrschenden politischen Positionen un-
ter den 191 Mitgliedsstaaten der FAO wurden Schwerpunkte verlagert. Zum Beispiel waren 
seit Mitte der 1980er Jahre institutionelle Problemstellungen wie Agrarstruktur und Agrarver-
fassung in den Hintergrund geraten zugunsten von Fragestellungen im Zusammenhang mit 
makroökonomischer Strukturanpassung und Marktliberalisierung. In jüngster Zeit haben Fra-
gen zur Gestaltung institutioneller Rahmenbedingungen für ländliche Entwicklung, guter Re-
gierungsführung und moderner Informationssysteme an Bedeutung gewonnen.  

                                                 
1  Beigeordneter Generaldirektor der FAO (1990 bis 2005). Vortrag auf der Jahrestagung 2010 der GEWISOLA, 
Braunschweig, 29. September 2010.  
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Zwischenstaatliche Organisationen wie die FAO nutzen wissenschaftliche Politikanalysen 
zum einen, um ihre eigene Position zu politisch relevanten Fragestellungen zu entwickeln, 
und zum anderen, um die Regierungen ihrer Mitgliedsstaaten zu beraten. Gelegentlich fragen 
einzelne Regierungen auch direkt bei ausländischen Wissenschaftlichern Politikanalysen 
nach, aber dieser direkte Weg ist bisher noch eher die Ausnahme und beschränkt sich vor al-
lem auf Schwellen- und Transformationsländer. 

Außenstehende kennen kaum die Vielfalt der politikrelevanten Aktivitäten der UN auf dem 
weiten Gebiet der Ernährungssicherung. Die FAO produziert z.B. nicht nur Statistiken und 
Berichte, ist Forum für Debatten unter Mitgliedsstaaten und hat ein großes Projektportfolio. 
Ganz im Sinne der UN Idee ist sie auch Forum für zwischenstaatlichen Erfahrungsaustausch 
über Agrar- und Ernährungspolitik sowie formale Vereinbarungen. Beispiele sind der Interna-
tionale Verhaltenscode für Verteilung und Nutzung von Pestiziden, die Lebensmittelstandards 
von Codex Alimentarius, der Internationale Code für verantwortliche Fischerei, die Freiwilli-
gen Richtlinien zum Recht auf Nahrung oder das Internationale Abkommen zu pflanzengene-
tischen Ressourcen. Bis auf das zuletzt genannte, das rechtlich bindend ist, ist die Einhaltung 
der meisten Richtlinien und Verhaltenscodes zwar freiwillig, viele Länder übernehmen aber 
ihren Inhalt in nationale Politik und Gesetzgebung. Dabei entsteht häufig Bedarf an sehr spe-
ziellen Politikanalysen.  

Natürlich ist die uns interessierende internationale Ebene weit größer als die FAO. Zu ihr ge-
hören auch der International Fund for Agricultural Development (IFAD) und das Welternäh-
rungsprogramm (WEP), die internationale Agrarforschung, insbesondere das International 
Food Policy Research Institute (IFPRI), aber auch wichtige Programmbereiche von Weltbank, 
IWF, WTO, WHO und UNEP, um nur einige zu nennen.  

2 Der Bedarf an wissenschaftlichen Politikanalysen ist größer als die Nachfrage 

Wenn Politikanalyse dazu da ist, Bereiche von Politik zu einander in Beziehung zu setzen, zu 
gewichten und daraus Empfehlungen abzuleiten, dann sind viele der genannten Aktivitäten 
auf der internationalen Ebene von potentieller Relevanz für wissenschaftliche Politikanalysen. 
Aber, um meine persönliche Einschätzung auf den Punkt zu bringen: der Bedarf ist größer als 
die Nachfrage. 

Der Bedarf an Politikanalysen ergibt sich aus der enormen Dimension der ungelösten Proble-
me weltweit. Fast eine Milliarde Menschen sind chronisch unterernährt. Etwa drei Milliarden 
sind fehlernährt. 60 Prozent der Agrarökosysteme in der Welt gelten als mehr oder weniger 
stark degradiert. Die Vulnerabilität der Weltagrarmärkte nimmt zu. Neue Herausforderungen 
werden sich daraus ergeben, dass bis zum Jahre 2050 die Weltbevölkerung sehr wahrschein-
lich auf 9,2 Milliarden Menschen anwachsen wird, wobei der gesamte Zuwachs in den heuti-
gen Entwicklungsländern erwartet wird, und zwar vor allem in den Städten.  

Man könnte einwenden, dass allein die Existenz dieser Probleme noch keine hinreichende 
Begründung für Bedarf an Politikanalysen liefere. Reformwillige Länder bräuchten doch nur 
die Politik der Erfolgsbeispiele nachzuahmen. Dieser Einwand ist aber nicht stichhaltig. 

Es stimmt zwar, dass sich Länder mit Erfolg in der Hungerbekämpfung in der strategischen 
Richtung ähneln. Drei von vier Armen leben (noch) auf dem Lande. Daher investieren erfolg-
reiche Regierungen mehr als andere in ländliche Entwicklung. Und nicht nur das: sie bieten 
sozial schwachen Gruppen ergänzend Schutz durch soziale Sicherungssysteme. Tatsächlich 
gibt es für solche zweigleisigen (twin-track) Strategien‚ die Investitionen in landwirtschaft-
lich-ländliches Wachstum mit sozialen Schutzprogrammen für die besonders Bedürftigen 
kombinieren, Erfolgsbeispiele in allen Entwicklungsregionen, auch in Afrika. Zu ihrer Kon-
zeption und theoretischen Begründung haben auch die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
wichtige Beiträge geleistet. 
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Aber die Wege zum Erfolg sind im Detail sehr unterschiedlich. Das hat IFPRI gerade in einer 
Studie am Beispiel sogenannter ‚proven successes‘gezeigt2. Die Wege reichen von Forschung 
für Produktivitätswachstum bei Grundnahrungsmitteln über partizipativen Ressourcenschutz 
und effektive Institutionen bis zur Reform gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen.  

Nur die grobe Richtung reicht also als Politikempfehlung nicht aus. Jedes einzelne Land muss 
seine Strategie auf der Grundlage einer eigenen Erfassung von Situation, Zielen, Optionen 
und Restriktionen entwickeln. Eben das sollte Gegenstand von Politikanalysen sein.  

Damit komme ich zur Nachfrage nach Politikanalysen. Der geringe Fortschritt im Abbau des 
Hungers zeigt vor allem, dass vielen Regierungen der politische Wille zu umfassenden Re-
formen fehlt. Entsprechend gering war in den letzten 20 Jahren die Nachfrage nach umfassen-
den Politikanalysen zum Entwurf von Strategien der Ernährungssicherung in einzelnen Län-
dern. Auch die bilateralen und multilateralen Geber haben sich mit Hilfen für ländliche Ent-
wicklung sehr zurückgehalten.  

UN-Organisationen wie die FAO haben ebenso wie kleinere bilaterale Geber in der Regel nur 
die Mittel der entwicklungspolitischen Überzeugung, um Regierungen zu Prioritätenänderun-
gen und Reformen zu veranlassen. Gegenüber reformresistenten Regierungen reichen aber 
rationale Argumente oder politisches Drängen, dem Abbau von Hunger und Armut höhere 
Priorität zu geben, oft nicht aus.  

Im entwicklungspolitischen Tagesgeschäft sind daher seit längerem umfassende Sektor- bzw. 
Strategieanalysen eher selten geworden. Stattdessen überwiegen Pläne, Projekt- und Pro-
grammanalysen für Teilsektoren wie Bewässerung, Wegebau, Kleinbauernförderung, Saatgut- 
und Düngemittelverteilung. Seit einiger Zeit wird ein Teil der externen Finanzhilfen in Form 
von Budgethilfen gegeben, deren konkrete Verwendung den Empfängerländern weitgehend 
überlassen wird. In wieweit für die interne Verwendung solcher Mittel Politikanalysen durch-
geführt werden, ist nicht dokumentiert. Insgesamt ist zu vermuten, dass oft ungeprüft bleibt, 
welches die gesamtwirtschaftlich effizientesten Wege sind, um die angestrebten Entwick-
lungsziele zu erreichen, und ob überhaupt die marktwirtschaftlichen und institutionellen Vor-
aussetzungen, einschließlich guter Regierungsführung, gegeben sind, um die Effektivität ein-
zelner öffentlich finanzierter Programme und Investitionen zu gewährleisten.  

Anders sieht es bei Weltbank, IWF und anderen internationalen Finanzinstitutionen aus, die 
den Hebel der Vergabe großer günstiger Kredite als Druckmittel einsetzen. Dort sind umfas-
sende Politikanalysen in der Regel der erste Schritt vor der Vergabe von Krediten. Die Kredi-
te selbst werden dann mit mehr oder weniger strengen Auflagen verbunden, deren Durchset-
zung von Politikanalysen begleitet wird. Das betrifft nicht nur die fachlichen Aspekte der un-
terstützten Sektoren, sondern auch institutionelle Reformen und die Kernelemente von guter 
Regierungsführung. Inhaltlich handelt es sich bei der Weltbank z. B. um die schon länger lau-
fende Förderung von Poverty Reduction Strategies und seit 2005 um das Policy Lending Pro-
gramme. Dabei gibt es auch agrarökonomische Fragestellungen, aber umfassende Ernäh-
rungssicherung steht seltener im Mittelpunkt.  

3 Anzeichen einer Belebung der Nachfrage nach Politikanalysen  

Es gibt aber auch im Bereich der Ernährungssicherung neuere Entwicklungen, die eine Bele-
bung der Nachfrage nach wissenschaftlichen Politikanalysen auslösen könnten. Regierungen 
von Industrie- und Entwicklungsländern haben bei verschiedenen Gelegenheiten auf höchster 
Ebene eine Prioritätenänderung zugunsten von Ernährungssicherung und ländlicher Entwick-
lung eingefordert und Industrieländer haben Unterstützung versprochen. Immer mehr Regie-
rungen stehen auch intern unter zunehmendem demokratischen Druck zu Reformen. 

                                                 
2  D. J. Spielman and R. Pandya-Lorch (Hrsg.), Millions Fed – Proven Successes in Agricultural Development. 
IFPRI, Washington 2009  
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Selbst reformbereite Regierungen erkennen aber oft, dass ihnen in Bezug auf den status-quo 
der Gesamtheit aller in ihren eigenen Ländern zurzeit durchgeführten Politiken und Program-
me der Überblick fehlt. Grund sind oft fehlende Statistiken, mangelnde Transparenz und Ko-
ordinierung des poltisch-administrativen Bereichs sowie schwache Kapazitäten für wissen-
schaftliche Politikanalysen. Seit kurzem gibt es dazu eine UN-weite Initiative, sogenannte 
‚mapping tools‘ zu entwickeln, die eine systematische Bestandsaufnahme des agrarpolitischen 
status-quo auf nationaler Ebene ermöglichen sollen3.  

Agrarpolitische Bestandsaufnahme ist der erste Schritt zu einer Wirkungsanalyse politischer 
Maßnahmen. Auch zur quantitativen Abschätzung der Wirkung von agrar- und ernährungspo-
litischen Maßnahmen in Entwicklungsländern ist gerade ein Projekt angelaufen. Gates Foun-
dation, OECD und FAO wollen afrikanischen Ländern in einem Forschungs- und Beratungs-
projekt helfen, Kapaztäten aufzubauen, mit denen sie nicht nur die Auswirkungen agrarpoliti-
scher Maßnahmen auf Preise und Einkommen in grober Anlehnung an das OECD Modell der 
Producer bzw. Consumer Subsidy Equivalents (PSEs und CSEs) messen, sondern darüber 
hinaus auch Entwicklungshemmnisse in Gestalt exzessiver Kosten und Marktspannen identi-
fizieren können, um daraus Ansätze für politische Reformen abzuleiten.4  

Diese beiden jüngsten Initiativen sowie einige andere parallele Entwicklungen, insbesondere 
unter der Mitwirkung von IFPRI, könnten eine Stimulierung der Nachfrage nach analytischem 
know-how mit sich bringen. 

Schließlich gibt es Bemühungen um eine bessere ‚Global Governance‘ der Ernährungssicher-
heit. Dazu wird zurzeit das FAO Committee on World Food Security (CFS) als zentrales Fo-
rum reformiert. Nicht-Regierungsorganisationen haben jetzt z.B. mehr Mitspracherechte. Vor 
allem sollen die Kompetenzen des CFS verstärkt werden. Aber bisher ist nicht voll geklärt, 
wie das konkret aussehen kann, d. h. wie international Politiken besser koordiniert, wie Krisen 
vermieden oder jedenfalls effektiver überwunden werden können und wie der Zugang der 
Ärmsten zu Nahrung in Krisenzeiten gesichert werden soll. Hier sind Ideen gefragt. Dazu 
wird das CFS durch einen High Level Panel of Experts beraten. Bisher sind im Steering 
Committee des neuen Panels übrigens Deutsche nicht vertreten.5  

Unabhängig von diesen gerade anlaufenden Initiativen hat die Agrar- und Entwicklungsöko-
nomik meines Erachtens Möglichkeiten, durch die Bearbeitung international interessanter 
Themen das Interesse an Politikanalysen sozusagen von der Angebotsseite aus zu beleben. 
Dazu abschließend sechs Themenbeispiele: 

1. PolitischeÖkonomie der Ernährungssicherungspolitik. Es gibt m. E. einen Mangel an 
politökonomischer Forschung über Länder ohne Erfolg beim Hungerabbau. Gerade 
unabhängige universitäre Forschung könnte diese Lücke füllen, z.B. durch Arbeiten 
über Ursachen und Folgen schlechter Regierungsführung oder die Chancen einer 
schrittweisen Realisierung des Menschenrechts auf Nahrung.  

2. Soziale Sicherungssysteme. Es besteht zurzeit ein großes Interesse an Vorschlägen für 
die Ausgestaltung von sozialen Sicherungssystemen (social safety nets) für die Ärms-
ten und deren Kombination mit Anreizen für Produktivitätswachstum. 

3. Krisenvorsorge. Noch ist die internationale Staatengemeinschaft auf die nächste glo-
bale Ernährungskrise nicht besser vorbereitet als auf die vorige. Auch hier gibt es Be-
darf an weiteren Vorschlägen.  

4. Reaktion auf Umweltbelastung und Klimawandel. Von Ressoucenknappheit, Umwelt-
schäden und Klimawandel gehen erhebliche Gefahren für die Ernährungssicherheit 
aus. Gefragt sind Erfahrungen mit realisierbaren und finanzierbaren Politikansätzen.  

                                                 
3  http://www.fao.org/unfao/govbodies/wfsfinal_en.asp 
4  http://www.fao.org/mafap/mafap-home/en/ 
5  http://www.fao.org/cfs/en/ 
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5. Ernährungspolitik. Agrarökonomen sollten sich m. E. mehr mit Kosten und Nutzen 
von verbraucherpolitischen Maßnahmen gegen Hunger und Fehlernährung befassen. 
Hinweise auf den enormen nationalen wie globalen Nettonutzen von Verbesserungen 
der Ernährung könnten möglicherweise den Druck zu politischem Handeln verstärken.  

6. Abschluss der Doha-Runde der WTO. Diese Runde soll bekanntlich Probleme der 
Entwicklungsländer besonders berücksichtigen, stockt aber zurzeit. Ideen der Wissen-
schaft können vermutlich wenig ausrichten, sind aber weiter gefragt. 

4 Schlussfolgerungen 

Es gibt also durchaus Anlass für einen positiven Ausblick. Verschiedene Möglichkeiten einer 
Mitwirkung auf der internationalen Ebene an der Verbesserung der weltweiten Ernährungssi-
cherheit sind konkret möglich. Das schließt die kurzzeitige oder längerfristige Mitarbeit in 
internationalen Organisationen selbst ein. Ich persönlich fand die Zeit bei der FAO außeror-
dentlich bereichernd. Durch die Arbeit in einem großen multikulturellen Team guckt man 
automatisch über den eigenen Tellerrand und bekommt Einblicke in die Welt der UN und der 
Diplomatie.  

Ich glaube aber auch, dass universitäre Forschung ihre komparativen Vorteile auf der interna-
tionalen Ebene noch besser nutzen kann. Sie ist unabhängig und kann sich zu politisch sensib-
len Themen äußern. Und sie kann durch Forschung und Lehre in und über Entwicklungslän-
der den interkulturellen Dialog in der Wissenschaft fördern, etwa durch Universitätspartner-
schaften mit gemeinsam betreuten Master- und Promotionsvorhaben.  

Eine Voraussetzung für eine breitere Einbeziehung deutscher Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler in die wissenschaftliche Politikanalyse auf der internationalen Ebene ist sicher 
nicht nur, dass diese sich mit relevanten Fragen beschäftigen, was ohnehin schon an vielen 
Orten der Fall ist, sondern dass die Ergebnisse ihrer Arbeiten in einer oder mehreren der in-
ternational verbreiteten Sprachen zugänglich gemacht werden.  

An Themen mangelt es jedenfalls nicht. Nach den jüngsten Versprechungen der G8, die Mit-
tel für Ernährungssicherung in den ärmsten Ländern aufzustocken, sollten Politikanalysen 
eigentlich auch nicht an Geldmangel scheitern müssen.  

Ich möchte mit einem Zitat von M. S. Swaminathan schließen. Es setzt eine hohe Messlatte 
für den Erfolg von Entwicklungspolitik. Daran gemessen gibt es aus der Perspektive einer 
globalen Ernährungssicherung noch erheblichen politischen Handlungs- und Analysebedarf:  

“The test of our progress is not whether we add more to the abundance of those who have 
much; it is whether we provide enough for those who have little”.6  

                                                 
6  M.S. Swaminathan (2002), From Rio to Johannesburg – Action today and not just promises for tomorrow. 
East West Books, Madras: S. 223. 
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WISSENSCHAFTLICHE POLITIKBERATUNG IN DER DEMOKRATIE: CHANCEN, 
RISIKEN UND LEITLINIEN 

Dr. Justus Lentsch1 

Zusammenfassung 

Was kann wissenschaftsbasierte Politikberatung leisten und was nicht? Welche Chancen und 
welche Risiken (für Adressaten und Nachfrageseite ebenso wie für die Angebotsseite) sind 
mit der Inanspruchnahme wissenschaftlicher Politikberatung verbunden? In den letzten Jahren 
sind in verschiedenen Ländern und auf der Ebene der Europäischen Kommission Leitlinien 
für die Gestaltung und Organisation wissenschaftliche Politikberatung formuliert worden. Am 
Beispiel der Leitlinien Politikberatung, die die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wis-
senschaften (BBAW) 2008 formuliert hat, werden Gestaltungsoptionen zur Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit und der Qualität wissenschaftsbasierter Politikberatung untersucht. Ab-
schließend wird ein Fazit zur Leistungsfähigkeit von Leitlinien für die wissenschaftliche Poli-
tikberatung gezogen. 
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Einleitung 

Wissenschaftliche Beratung hat Konjunktur. Dies zeigt die Zahl der Einrichtungen, die Höhe 
der finanziellen Aufwendungen, aber die öffentliche Aufmerksamkeit und die Anzahl der 
Fachpublikationen, die mittlerweile über wissenschaftliche Politikberatung erschienen sind. 
Wissenschaftliche Beratung kann dabei sehr unterschiedliche Ziele und Funktionen haben und 
entsprechend in sehr unterschiedlichen Formen institutionalisiert sein. 

Auf der einen Seite des Spektrums findet sich Formen der Strategie- und Prozessberatung im 
Dienste partikularer Interessen: Diese reichen von Beratung durch kommerzielle Beratungs-
firmen und „public affairs“, Einzelberatung im Hinterzimmer bis hin zu Expertisen und Gut-
achten von advokatorische Think Tanks. Dem stehen unterschiedliche Einrichtungen der de-
zidiert wissenschaftlichen oder genauer: wissenschaftsbasierten Politikberatung gegenüber. 
Diese vertritt –jedenfalls nicht offiziell – weder partikulare Interessen, noch zielt sie auf fi-
nanziellen Gewinn ab (Mayntz 2009). Vielmehr ist sie in ihrer Beratungstätigkeit den wissen-
schaftlichen Normen verpflichtet. Dabei kann auch die wissenschaftsbasierte Politikberatung 
sehr unterschiedlich organisiert sein: Beratungskommissionen und Sachverständigenräte2, die 
im öffentlichen Auftrag und Interesse handeln, zählen ebenso dazu wie Akademien3 und spe-
zialisierte Forschungseinrichtungen. In Deutschland sind dies insbesondere die Einrichtungen 
mit Ressortforschungsaufgaben des Bundes und der Länder und Institute der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL). Zu nennen sind hier beispielsweise die 
Wirtschaftsforschungsinstitute oder die Einrichtungen der WGL, die in einem gemeinsamen 
Senat mit den Bundesforschungseinrichtungen im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) zusammengeschlossen sind. 
Was ihre politikberatende Funktion anbelangt, so haben die Ressortforschung und die o.g. 

                                                 
1  Heinrich-Böll-Stiftung e.V., Schumannstr. 8, 10117 Berlin. 
2  Zu einer Bestandsaufnahme der Kommission der Bundesregierung siehe den Infobrief WD 3 – 3010 – 372/10 
der Wissenschaftlichen Dienste vom 15. September 2010 (Schröder et al. 2010). 
3  Zur politikberatenden Funktion von Akademien siehe Lentsch 2010a, 2010b. 
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Institute der WGL eine Schlüsselfunktion: In keinem anderen Beratungsmodell ist die Pro-
duktion von Beratungsleistungen so eng an den Forschungsprozess rückgebunden. Und kein 
anderer Sektor der Politikberatung hat, gemessen an der Bedeutung als Informationsressource 
und am Umfang der finanziellen Aufwendungen, einen vergleichbaren Stellenwert für staatli-
che Entscheidungen. Dieser Sektor ist somit Kernbestandteil einer verfassungsrechtlich gebo-
tenen Wissensinfrastruktur, die der Staat benötigt, um seine Monitoring-, Kontroll- und Voll-
zugsaufgaben überhaupt lösen zu können (Trute 2006: 770).  

Was aber kann nun wissenschaftsbasierte Politikberatung leisten und was nicht? Welche 
Chancen und welche Risiken (für Adressaten und Nachfrageseite ebenso wie für die Ange-
botsseite) sind mit wissenschaftsbasierter Politikberatung verbunden? Und welche Gestal-
tungsoptionen zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit und der Qualität wissenschaftsbasier-
ter Politikberatung gibt es? Mit den Leitlinien Politikberatung hat die Berlin-
Brandenburgische Akademie der Wissenschaften (BBAW) eine Antwort auf derartige Fragen 
versucht.4 Im Folgenden sollen einige Überlegungen skizziert werden, die den „Leitlinien 
Politikberatung“ zugrunde liegen.5 

Ausgangspunkt: Wissenschaftsbasierte Politikberatung und die Qualitätsfrage 

Die Leitlinien Politikberatung der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 
sind als ein Kodex „guter Praxis“ zu verstehen. Sie erheben den Anspruch, zu einer Verbesse-
rung der Beratungskultur in Deutschland beizutragen.6 Aber brauchen Wissenschaft, Politik 
und Gesellschaft so etwas überhaupt? „Selbstverständlichkeiten“ formulierten die Leitlinien, 
hieß es dazu seinerzeit in der Wochenzeitung DIE ZEIT. Und „unglaublich naiv“ sei die An-
nahme, die Politik kümmere sich um Ideale, wie sie die Leitlinien formulieren, schrieb Jürgen 
Kaube in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung.7 Wozu also bedarf es Leitlinien für gute Poli-
tikberatung? 

Zuerst einmal artikulieren sich die Bedenken hinsichtlich der Qualität wissenschaftlicher Poli-
tikberatung in den letzten Jahren zunehmend lauter: Sicher nicht völlig grundlos moniert der 
Bundesrechnungshof die Ausgaben und den Einsatz von Beratung (Bundesrechnungshof 
2006), evaluiert der Wissenschaftsrat die Einrichtungen der Ressortforschung oder wird das 
Inter Academy Council (IAC) in Reaktion auf das Bekanntwerden von Fehlern im 4. Assess-
ment Report des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) mit einer Evaluation 
und der Entwicklung von Empfehlungen für eine institutionelle Reform des Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change (IPCC) betraut (InterAcademy Council 2010). Qualität, Quali-
tätskontrolle und Evaluation sind zu einem Mantra in der Wissenschaftsgesellschaft gewor-
den. Zunehmend gilt dies auch für den Sektor der wissenschaftsbasierten Politikberatung. 
Denn die Qualität, ihre Sicherung und Kontrolle, ist von grundlegender Bedeutung für die 
Glaubwürdigkeit und Legitimität wissenschaftsbasierter Beratungsleistungen ebenso wie für 
ihre Brauchbarkeit und Verlässlichkeit für Politik und Verwaltung. Qualitätsmanagement ist 
daher zu einem wichtigen Modus der Governance auch in diesem Sektor geworden. Im Fokus 
der öffentlichen Aufmerksamkeit steht dabei die dezidiert wissenschaftliche oder wissen-

                                                 
4  Dies ordnet sich in vergleichbare Initiativen wie die Leitlinien des britischen „Chief Scientific Advisers“ oder 
die Leitlinien der Europäischen Kommission ein. 
5  Zu einer weitergehenden Analyse des Beratungssystems in Deutschland siehe Weingart u. Lentsch 2008. Zu 
internationalen „best practice“-Beispielen siehe Lentsch / Weingart (Hg.) 2011. 
6  Die Leitlinien Politikberatung gehen allerdings insofern über einen Beitrag zur Verbesserung der Beratungs-
kultur, den sie als Kodex guter Praxis selbstverständlich auch leisten wollen, hinaus, als sie Aspekte benennen, 
durch die sich „best practices“ in der Organisation wissenschaftlicher Politikberatung identifizieren lassen. Da-
mit liefern sie Orientierungspunkte für die Organisationsentwicklung und für das „institutional design“ wissen-
schaftsbasierter Politikberatung. 
7  Jürgen Kaube, Gut begründetes Herrschaftswissen, F.A.Z. vom 17.04.2008.  
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schaftsbasierte Politikberatung und damit der Anspruch des modernen Rechtsstaats, rational 
zu handeln (Voßkuhle 2008; Mayntz 2009). 

Die Qualitätsfrage stellt sich nicht zuletzt durch die qualitative und quantitative Zunahme von 
Beratung: Seit Ende des 19 Jh. ist eine Ausweitung der Staatsfunktionen zu beobachten. Ent-
sprechend hat auch der Beratungsbedarf in Politik und Verwaltung zugenommen. Diese Ent-
wicklung bedingte eine Ausweitung des Angebots wissenschaftsbasierter Beratung. Damit 
einher ging eine zunehmende Akademisierung der Lehre von der Politik und ihren Gegens-
tandsbereichen (s. Busch 2009): Bereiche wie die Kameralwissenschaft oder die Ökonomik, 
aber auch eher technikwissenschaftlich orientierte Bereiche wie die Land- oder die Forstwirt-
schaft haben sich im Zuge dieser Entwicklung als eigenständige Disziplinen herausgebildet. 
In diese Entwicklung einzuordnen ist auch die Gründung einiger sehr traditionsreicher Ein-
richtungen der wissenschaftsbasierten Politikberatung wie des heutigen Robert Koch Instituts 
oder der Physikalisch-technischen Bundesanstalt. Allerdings lässt die Zugänglichkeit und 
Verfügbarkeit von Beratung allein keine Rückschlüsse auf ihre Qualität und Belastbarkeit zu. 
Gerade in denjenigen Politikfeldern ist die Expertise und ist der wissenschaftliche Rat am 
umstrittensten, in denen er am dringlichsten ist. Man denke dabei an Folgen des globalen 
Klimawandels, der Finanzkrise oder an Fragen der Prävention vor und der Eindämmung von 
Pandemien. Der Staat handelt und entscheidet also gerade in Krisensituationen vielfach unter 
Bedingungen massiver Unsicherheit über die Folgen seines Handelns und Entscheidens (vgl. 
Busch 2009). 

Eine weitere Triebkraft ist die Verbreitung des New Public Management und die Forderung 
nach dem schlanken Staat: Zunehmend werden interne Beratungskapazitäten abgebaut und 
ausgelagert. Man denke nur an den teilweise sehr hohen Anteil der extramuralen Forschung 
an den FuE-Aktivitäten einiger Ressorts und ihrer Einrichtungen.8 Alle diese Faktoren tragen 
dazu bei, das Wachstum eines Beratungsmarkts rasant zu beschleunigen. Dass dabei mitunter 
die Grenzen zwischen wissenschaftlicher oder wissenschaftsbasierter und anderen Formen 
von Expertise verschwimmen und keine klare Kriterien erkennbar sind, verwundert vor die-
sem Hintergrund wenig. 

Gegenstand von Leitlinien: Wissenschaftsbasierte Politikberatung als ein eigener profes-
sioneller Bereich 

Ein guter Wissenschaftler ist nicht immer automatisch auch ein guter Berater. Entgegen einem 
in Wissenschaft und Politik weit verbreiteten Vorurteil bürgt eine an rein akademischen Stan-
dards gemessen: „gute“ Wissenschaft allein noch nicht für gute Beratung. Denn wenn Wis-
senschaftler beraten, bewegen sie sich auf einem neuen, völlig anders gearteten Terrain als 
dem der Labore und Hörsäle. Zu der Qualität und Belastbarkeit des Wissens müssen andere 
Faktoren hinzutreten, wie Relevanz und Problembezug, Gespür für die Bedürfnisse der Ad-
ressaten, Schnelligkeit und Verständlichkeit. Hinzutreten muss weiterhin Sensibilität für die 
politischen Risiken, denen selbst ein gut gemeinter Rat seinen Adressaten mitunter aussetzt. 
Beratung kann den Raum der politischen Optionen ihres Adressaten erweitern, ihn aber unter 
bestimmten Bedingungen auch verengen. 

Wenn man von wissenschaftsbasierter Politikberatung spricht, sollte man sich allerdings vor-
erst darüber verständigen, was genau damit gemeint ist. Die Leitlinien der BBAW sind inso-
fern selektiv, als sie lediglich einen ganz spezifischen Ausschnitt der Politikberatung in den 
Fokus nehmen: Sie beschränken sich nämlich auf dezidiert wissenschaftsbasierte Beratung. 
Und sie adressieren lediglich formal organisierte Beratung. „Consultancies“ fallen also ebenso 
wenig darunter wie die informelle Einzelberatung im Hinterzimmer. Unter wissenschaftsba-
sierter Beratung möchte ich daher im folgenden (1.) einen organisierten Prozess, verstehen, in 
                                                 
8  Eine weitere Folge dieser Entwicklung ist der Einsatz externer Expertise in Ministerien, wie er im BMWi und 
BMU öffentlich diskutiert wurde (zu einer Kritik vgl. auch Bundesrechnungshof 2006). 
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dem (2.) Expertise oder Beratungswissen nach wissenschaftlichen Methoden (3.) bezogen auf 
ein spezifisches Entscheidungs- oder Regulationsproblem (4.) eines bestimmten und wohl 
definierten Adressaten (5.) zielgerichtet generiert oder aufbereitet wird. 

Qualität: Eine Herausforderung für das „institutional design“ wissenschaftsbasierter 
Politikberatung 

Lassen sich durch Verfahrensregeln – denn nichts sind die Leitlinien Politikberatung – die 
Chancen wissenschaftsbasierter Beratung verbessern und gleichzeitig die Risiken minimieren, 
die mit ihrer Inanspruchnahme für die Angebots- ebenso für die Nachfrageseite verbunden 
sind?  

Zuerst einmal ist an die grundlegende Asymmetrie und Spannung zwischen Berater und Bera-
tenem, zwischen Wissenschaft und Politik zu erinnern: Während allein die Politik das Mandat 
besitzt, Entscheidungen zu treffen, verfügt vielfach allein die Wissenschaft über das Wissen, 
das zur Problemlösung oder zur Entwicklung von Entscheidungsoptionen notwendig ist. Al-
lein die Wissenschaft stellt die Methoden zur Generierung derartiger Wissensbestände zur 
Verfügung und besitzt die Kompetenz zu ihrer Deutung. Geht es allerdings um die Verwen-
dung des Wissens für konkrete politische Entscheidungen, so wird die Deutungskompetenz – 
legitimer Weise – auch von der Politik reklamiert. Ein Hauptproblem der wissenschaftsbasier-
ten Beratung besteht demnach darin, das nach wissenschaftlichen Relevanz- und Qualitätskri-
terien generierte Wissen so auf politische Themen und Probleme zu beziehen, dass Empfeh-
lungen formuliert werden können, die zugleich sachlich angemessen und politisch möglich 
sind. 

Die Frage nach der Qualität wissenschaftsbasierter Beratungsleistungen ist dabei vielfach 
durch die Herausforderung motiviert, zwischen externen Steuerungszielen und der internen 
Eigenlogik der Produktion forschungsbasierter Beratungsleistungen zu vermitteln: Seitens der 
Politik wird die Nachfrage nach wissenschaftsbasierten Beratungsleistungen vor allem durch 
die Handlungs- und Entscheidungsorientierung und das Bestreben, die Kosten-Nutzen-
Relation zu optimieren, gesteuert. Aus dieser Perspektive muss es vor allem darum gehen, 
Mechanismen zu entwickeln, mit denen die Nachfrager die Risiken vermeiden oder bewälti-
gen können, die ihnen durch unvorhergesehene, überraschende oder politische unwillkomme-
ne Ergebnisse entstehen, ohne dabei aber die Produktion verlässlicher Expertise sowie die 
Autonomie der nachgefragten Beratung – und damit die Autorität der beratenden Experten 
oder Einrichtungen – in Frage zu stellen und ihre Problemlösungsfähigkeit zu vermindern. 
Auch wird wissenschaftlicher Rat vielfach punktuell und anlassbezogen nachgesucht. Steue-
rungsmechanismen sind aus dieser Sicht Anreize (z.B. Finanzierung), Weisung (wie in der 
Ressortforschung oder bei Bundesbehörden) und Steuerung des Informationsflusses. Aus der 
Perspektive der Wissenschaft geht es hingegen in erster Linie (jedenfalls offiziell) um Wahr-
heitsfindung und wissenschaftlichen Fortschritt – oder allenfalls noch um eine sachangemes-
sene Problemlösung. Risiken und Unwägbarkeiten in der Politikberatung bestehen aus dieser 
Perspektive vor allem in der politisch-strategischen Verwendung wissenschaftsbasierter Bera-
tungsleistungen, d.h., um die nicht intendierten und nicht vorher-oder absehbaren Folgen des-
sen, wenn Ergebnisse missverstanden, manipuliert oder selektiv gebraucht werden. Die nicht 
intendierten Nebenfolgen der Verwendung wissenschaftsbasierter Beratungsleistungen kön-
nen vom Reputationsverlust bis hin zur persönlichen Diskreditierung reichen. Am harmloses-
ten erscheint noch die Enttäuschung, wenn noch so guter, verständlich formulierter und prin-
zipiell praktisch umsetzbarer Rat nicht umgesetzt wird. Denn solange ein Problem seitens der 
Wissenschaft zwar erkannt, aber weder als Argument seitens der Opposition gegen Regie-
rungspositionen noch seitens der Regierung, bspw. zur Legitimation oder Verteidigung ihrer 
Beschlüsse, eingesetzt werden kann, bleibt es politisch irrelevant (Hey 2009: 190). Wir müs-
sen also zwei Arten von Fehlentwicklungen unterscheiden: Erstens nämlich, wenn wissen-
schaftliche Beratung ihren offiziellen Zweck – ihr Mandat – verfehlt und zweitens, wenn sie 
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für Zwecke herangezogen wird, die nicht mit ihrem offiziellen Mandat und ihrer normativen 
Funktion verträglich sind oder sogar entgegenstehen (Weingart u. Lentsch 2008: 33; 201).  

Können, so die Frage, Verfahrensregeln diesen beiden Arten von Fehlentwicklungen vorbeu-
gen? Wenn Beratung in diesem Sinne fehl geht oder instrumentalisiert wird – sei es seitens 
der beratenden Wissenschaft oder bei der Verwendung der Ergebnisse durch die Politik – 
schadet dies letztendlich auf Dauer beiden: Die Wissenschaft setzt ihre Glaubwürdigkeit aufs 
Spiel, wenn sie ihre methodologischen Standards oder ihre Neutralität gegenüber Partialinte-
ressen aufgibt, und die Politik droht ihre Legitimation zu gefährden, wenn sie Entscheidungen 
entweder an die Wissenschaft delegiert oder aber deren Expertise ignoriert bzw. nur willfähri-
gen und politisch genehmen Meinungen eine Stimme gibt. Die latente Spannung zwischen 
Wissenschaft und Politik konstituiert somit eine inhärente Instabilität des Beratungsprozesses, 
die mitunter die Qualität der Beratungsleistungen zu gefährden droht. 

Auflösen lässt sich diese Spannung sicherlich nicht. Stattdessen sollte es vielmehr darum ge-
hen, eine funktionsangemessene Balance zu erzielen, d.h. wissenschaftliche Beratung im öf-
fentlichen Interesse so effektiv wie möglich zu gestalten und dabei die Risiken für beide Sei-
ten möglichst zu minimieren. Die Leitlinien Politikberatung machen nun einen Vorschlag für 
einen allgemeinen normativen Rahmen, in dem sich das „Vertragsverhältnis“, das eine Bera-
tungsbeziehung ja stets auch immer ist, ausgestalten lässt. Ausgehend von diesen Überlegun-
gen steht die Formulierung der Leitlinien unter der Frage, welche Form der Expertenrat haben 
und in welchen institutionellen Arrangements er generiert und kommuniziert werden muss, 
um diesen doppelten Anforderungen der Zustimmungsfähigkeit und der Sachangemessenheit 
zu genügen. 

Ein wesentlicher Kerngedanke der Leitlinien, ist, dass die besonderen Bedingungen und Re-
geln dieses eigenständigen professionellen Bereichs wissenschaftsbasierter Politikberatung9 
verstanden und anerkannt werden müssen, um effektive und legitime Beratung leisten zu kön-
nen. Dieser Bereich zeichnet sich durch eigene oder zumindest eigenständiger werdende Or-
ganisationen (wie die Ressortforschung, Einrichtungen wie das BfR, Regulierungsagenturen 
oder neu geschaffene Gremien wie den Deutschen Ethikrat), eigene Institutionen (vor allem 
im Bereich der Qualitätssicherung, wie bspw. spezielle Begutachtungsverfahren) und durch 
einen sich zunehmend herausbildenden eigenen normativ-rechtlichen Rahmen aus, der die 
Produktion und den Zugang zu wissenschaftlicher Expertise regelt. Dass die Produktion von 
Beratungswissen zunehmend als ein eigener Bereich und auch als ein eigener Regelungsge-
genstand erkannt wird, zeigt sich nicht nur in der jüngsten Entwicklung in der theoretischen 
Rechtsauffassung, sondern in einer Vielzahl von Einzelregelungen und Verfahrensvorschrif-
ten wie dem Informationsfreiheitsgesetz, der Debatte um Art. 5 Abs. 3 GG (Freiheit der Wis-
senschaften) oder aber in spezialgesetzlichen Regelungen wie dem Ethikratgesetz. Diese jün-
geren spezialgesetzlichen Regelungen lassen mehr Umsicht hinsichtlich der Generierung und 
Verwendung wissenschaftsbasierter Beratungsleistungen erkennen und gehen dazu über, Or-
ganisation, Status, Verfahren und den Umgang mit Beratungsergebnissen im Gesetz selbst 
festzulegen (Schmidt-Aßmann 2008: 277). 

Die vorausgegangenen Überlegungen machen deutlich, warum die Qualität wissenschaftsba-
sierter Beratungsleistungen wenn auch nicht direkt zu einem „Problem“, so doch zumindest 
zu einer diskussionswürdigen Frage wird: Konstatiert man erstens die Unauflöslichkeit der 
o.g. Spannung in der Beratungsrelation, so wird ein wesentliches Qualitätsmerkmal wissen-
schaftsbasierter Beratung darin bestehen, dass sie die politikbezogenen und die sachbezoge-
nen Aspekte von Beratungsleistungen in eine aufgabenadäquate Balance zu bringen vermag. 
Wie das im Einzelfall konkret aussehen und vor allem ausgestaltet werden kann, ist allerdings 
noch unklar. Zumindest sollten Qualitätskriterien wissenschaftsbasierter Beratungsleistung – 
und entsprechend Qualitätssicherungsverfahren – der Eigengesetzlichkeit und den Standards 
                                                 
9  Dazu speziell Buchholz 2008. 
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dieses sich herausbildenden eigenständigen professionellen Bereichs wissenschaftsbasierter 
Politikberatung Rechnung tragen. Insbesondere werden unter Gesichtspunkten der Qualität 
nicht nur die (End-)Produkte, sondern auch prozessbezogene Aspekte von Beratungsleistun-
gen zu berücksichtigen sein. (Eine Bestandsaufnahme des Spektrums forschungsbasierter 
Leistungen und die Formulierung angemessener Bewertungs- und Performance-Kriterien ist 
allerdings ebenfalls ein Desiderat.) 

Qualität ist im Kontext wissenschaftlicher oder wissenschaftsbasierter Politikberatung relatio-
nal, also als eine Beratungsleistungen, die dem jeweiligen Kontext, den Zielsetzungen und der 
jeweiligen Funktion angemessen Rechnung trägt.10 Lässt sich dies durch Kriterien näher 
bestimmen? Ein wichtiges Qualitätskriterium wissenschaftlicher oder wissenschaftsbasierter 
Politikberatung ist Robustheit. Die Arbeitsgruppe der BBAW hat diese doppelte Anforderung 
an Beratung durch die beiden Begriffe der epistemischen und der politischen Robustheit cha-
rakterisiert. Die beiden Aspekte von Robustheit beschreiben dabei keine Gegensätze, sondern 
sind komplementär. 

Robust sind Optionen, die robust gegenüber Fehlern, Kritik und Unsicherheiten und Unbe-
stimmtheiten im Gegenstandsbereich oder der Informationsbasis sind (s.u.a. auch Hey 2009: 
195). Um Handlungs- und Entscheidungsleitend und problemlösend zu sein, müssen sie eben-
so konkret, hinreichend ausgearbeitet und sachlich fundiert, verlässlich und brauchbar wie 
technisch realisierbar und institutionell praktikabel sein. Darüber hinaus sollten sie gesell-
schaftlich akzeptabel und rechtlich einwandfrei sein. Robustheit bezieht sich also einmal auf 
die epistemischen Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um die Sachangemessenheit der 
Beratung sicherzustellen. Damit sind scheinbare Selbstverständlichkeiten wie eine angemes-
sene Datenbasis, die Berücksichtigung der relevanten disziplinären Perspektiven, aber auch 
die angemessene Berücksichtigung und Kommunikation von Unsicherheit gemeint. Hinzu 
kommt, dass gerade unter Bedingungen von Unsicherheit und Komplexität – insbesondere 
also in Bezug auf regulatorische Fragen wie „Wie sicher ist sicher genug?“ oder unbekannte 
Dosis-/Expositions-Wirkungsbeziehungen – auf allen Ebenen Wertentscheidungen in den 
wissenschaftlichen Erkenntnisprozess einfließen: Angefangen bei der Entwicklung der Frage-
stellung, über Modellannahmen bis hin zur Interpretation der Ergebnisse (s.a. Hey 2009: 190). 
Brauchbarkeit ist dabei immer auf die jeweilige Funktion und Verwendung zu beziehen: Wis-
senschaftsbasierte Beratung kann sehr verschiedenen Zwecken dienen, wie der Problemidenti-
fikation und -frührerkennung, der Identifikation von Lösungsoptionen, der Evaluation von 
Politiken und Entscheidungen oder einfach der „Hilfe beim Machen“ (Mayntz 2009). Letzte-
res wird dann allerdings oftmals keine Beratung im strikten Sinne sein, sondern eher einer 
sogenannten Mitwirkung externen Sachverstands an der öffentlichen Aufgabenwahrnehmung 
gleichkommen (Scholl 2005). 

Welche Qualitätsansprüche lassen sich nun unter der jeweiligen Zielsetzung angemessen an 
wissenschaftsbasierte Beratungsleistungen stellen? Vielfach wird von einer eineindeutigen 
Beziehung zwischen Forschungs- und Beratungsqualität ausgegangen, wobei Forschungsqua-
lität nach rein akademischen Kriterien und Standards bestimmt wird. Dies ist sicher nicht völ-
lig falsch. Allerdings lässt sich wissenschaftliche Exzellenz nicht ohne Weiteres direkt in ver-
lässliche, brauchbare und gesellschaftlich relevante und akzeptable und politisch legitime Be-
ratungsleistungen transformieren. Folgt man Studien über die Rezeption und Verwendung von 
wissenschaftlicher Expertise durch politische Entscheider (z.B. Nutley et al. 2007 oder Choi 
et al. 2005) so besteht das entscheidende Rezeptionshindernis vielfach nicht in einer man-
gelnden Forschungsqualität gemessen an akademischen Standards. Andere, wie eine Kom-
mission führender Ökonomen, die im Auftrag der Weltbank deren Forschungsabteilung evalu-
iert hat (Banerjee et al. 2006), gehen sogar noch weiter: Mitunter zeitige die Ausrichtung for-
schungsbasierter Beratung an rein akademischen Standards sogar nicht-intendierte Effekte 

                                                 
10  Zu einem Überblick über die Diskussion zur Qualität wissenschaftlicher Politikberatung siehe Lentsch 2008. 
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und führe dazu, dass die Ergebnisse weder relevant und brauchbar, noch akademisch interes-
sant und fruchtbar sind. In dem Evaluationsbericht werden diese Einsichten als Herausforde-
rung für das Management benannt, nämlich eine Balance zwischen erstens akademischer Qua-
lität und Relevanz und zweitens Responsivität und Unabhängigkeit herzustellen (ebd.: 141ff.). 

Weiterhin lässt sich argumentieren, dass wissenschafts- zumal forschungsbasierte Beratungs-
leistungen in anderer Hinsicht vielfach sogar weitaus strengeren Qualitätskriterien genügen 
müssen, als rein akademisch orientierte Forschung: Sie müssen mit derselben methodischen 
Strenge produziert werden, wie akademische Forschung, darüber hinaus aber zusätzlich noch 
in besonderer Weise „belastbar“ oder „robust“ sein. Eine besondere Herausforderung ist wei-
terhin der Umgang mit Kontroversen: Für den wissenschaftlichen Diskurs sind sie charakte-
ristisch und essentiell, für die Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit politikberatender Experti-
se aber unter Umständen fatal. 

Einrichtungen, wie die Ressortforschung, nehmen vielfach eine sog. Antennen- oder Früh-
warnfunktion wahr (Kurth/Glasmacher 2008), die gerade dann wichtig wird, wenn es noch 
kein in der wissenschaftlichen Gemeinschaft konsentiertes Wissen über den Gegenstandsbe-
reich gibt. Nun wird in der Qualitätsfrage immer wieder auf die Funktion des peer review 
verwiesen: Wie nicht zuletzt aber zahlreiche Fälschungsskandale in der Wissenschaft zeigen, 
stellt „peer review“, zumindest aus Sicht der Wissenschaftsforschung, zwar eine Eintrittskarte 
in die wissenschaftliche Debatte (und damit schon eine Art „Güte-Siegel“) dar, kann als Qua-
litätssicherungsmechanismus allein aber nicht die Verlässlichkeit und Richtigkeit der Ergeb-
nisse garantieren. Denn welche Wissenschaftlerin oder welcher Wissenschaftler möchte schon 
Laborbücher nachprüfen oder seine Zeit für die Begutachtung von Routineforschung oder 
Abseitigkeiten jenseits der aktuellen Forschungsfront investieren? Die Begutachtung durch 
FachkollegInnen ist zwar die Kerninstitution der akademischen Wissenschaft. Zur Sicherung 
der Robustheit, Integrität und Verlässlichkeit beratungsorientierter Expertise ist sie, zumindest 
in den traditionellen Formen des „academic peer review“ zur Begutachtung von Zeitschriften-
artikeln oder wissenschaftlichen Projektanträgen, allerdings nur bedingt tauglich. Auch wenn 
unklar ist, ob und wie eine enge Kopplung von Forschung und Beratung sich direkt auf die 
Qualität von Beratungsleistungen auswirkt, so dürfte unstrittig sein, dass sie Effekte sekundä-
rer Art zeitigt, also methodische Strenge und Klarheit in der Arbeitsweise befördert oder den 
Anschluss an den Forschungsstand sichert. Für die Frage nach der Qualität ist es daher wich-
tig, nicht nur das Endprodukt, sondern auch die Prozessdimension in den Blick zu nehmen. 

Die einzig richtige Beratungsform wird es allerdings nicht geben (können). Vielmehr gilt es, 
nach praktischen Möglichkeiten der Gestaltung wissenschaftlicher oder wissenschaftsbasierter 
Politikberatung zu suchen und Grundprinzipien zu benennen, die helfen können, die entschei-
denden organisatorischen Elemente funktionsangemessen in eine möglichst optimale Balance 
zu bringen. Dies ist in erster Linie eine Frage des „institutional design“, einer den jeweiligen 
Zielsetzungen und Funktionen angemessenen Organisationsform (Lentsch / Weingart 2011a). 

Generelle Prinzipien guter wissenschaftlicher Politikberatung: Distanz – Pluralität – 
Transparenz – Öffentlichkeit11 

Vier Grundprinzipien für Verfahrens- und Organisationsregeln wissenschaftlicher Beratung 
scheinen zentral zu sein: Distanz, Pluralität, Transparenz und Öffentlichkeit. Diese liegen 
auch den Leitlinien Politikberatung (BBAW 2008) zugrunde. 

Distanz 

Fasst man das Distanzprinzip nicht als ein absolutes, sondern als ein relatives Prinzip auf, so 
bezieht es sich auf die Wahrung der unterschiedlichen Handlungsrationalitäten und Verant-

                                                 
11  Siehe Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften (BBAW) 2008. 
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wortungsbereiche von Wissenschaft und Politik in der Beratungsrelation. In diesem Kontext 
bedeutet Distanz die wechselseitige Unabhängigkeit von Wissenschaft und Politik, so dass es 
(von beiden Seiten) nicht zu einer Überlagerung von partikularen Interessen und fachlichen 
Urteilen kommt. Insbesondere für forschungsbasierte Politikberatung hat das Konsequenzen: 
Zwar können derartige Einrichtungen oftmals nicht über ihre Forschungsgegenstände selbst 
entscheiden. Dennoch sprechen gute Gründe dafür, ihnen in angemessener Weise den verfas-
sungsrechtlichen Schutz der Wissenschaftsfreiheit – und damit größere Unabhängigkeit – zu-
kommen zu lassen (Schmidt-Aßmann 2008b: 28f.).12 Das heißt dann aber umgekehrt auch, 
dass die Orientierungsmaßstäbe in der Wahrnehmung ihrer Arbeit vornehmlich nach wissen-
schaftlichen Standards zu bestimmen sind (ebd.). Ein Gebot, in einer begutachteten Zeitschrift 
zu publizieren, ist daraus zwar nicht direkt ableitbar, wohl aber das Gebot, die Arbeitsweise 
an entsprechenden methodologischen Standards zu orientieren, die u.a. eben auch einschlie-
ßen, sich entsprechender fachlicher Kritik zu stellen – was wiederum durch geeignete Formen 
der Publikation befördert oder sichergestellt werden kann.13 

Pluralität 

Das Prinzip der Pluralität meint zweierlei: Zum einen den Erhalt einer bewusst vielfältigen 
Beratungslandschaft, in der neben externer Beratung vor allem auch die interne, staatseigene 
Wissensinfrastruktur (insbesondere die Ressortforschung) eine wichtige Rolle spielen sollte. 
Zum anderen ist damit die Berücksichtigung der Vielfalt legitimer wissenschaftlicher Per-
spektiven, Theorien und Methoden gemeint. Das impliziert, dass unterschiedliche (disziplinä-
re) Perspektiven ebenso wie eine Pluralität von Beratern themengerecht im Beratungsprozess 
vertreten sein müssen. Eine Einschränkung des einen oder anderen gefährdet die sachliche 
Angemessenheit und das Vertrauen in die Beratungsleistung. 

Transparenz 

Das Prinzip der Transparenz meint die Offenlegung von Interessen- und Einflussbezügen und 
damit auch ein bestimmtes Maß an Publizität des Beratungsprozesses (was aber als ein sepa-
rater Grundsatz formuliert ist). Wie die anderen genannten Prinzipien, so ist auch das Trans-
parenz-Prinzip in gewissem Sinne „janus-gesichtig“:14 Darunter ist zu verstehen, dass Trans-
parenz allein noch nicht automatisch das Vertrauen in wissenschaftsbasierte Beratung und in 
die darauf basierenden Entscheidungen erhöht. Vielmehr kann die Anwendung des Transpa-
renzprinzips Vertrauen nur dann steigern, wenn von einer qualifizierten Kommunikation sei-
tens des Beraters und einer entsprechend kompetenten Rezeptionsfähigkeit seitens des Adres-
saten auszugehen ist. Transparenz kann nur dann das Vertrauen derjenigen bestärken, deren 
Vertrauen angestrebt wird, wenn diese auch die „Performance“ des Beraters bzw. der beraten-
den Einrichtung beurteilen können. Mit Transparenz kann deshalb also nicht gemeint sein, 
unter allen Umständen und in jeder Hinsicht Öffentlichkeit in der Arbeitsweise politikbera-
tender Gremien und Organisationen herzustellen. Vielmehr kann es gute Gründe geben, ab-
hängig von Beratungsauftrag oder -situation, Datengrundlage, Abläufe oder Zwischenergeb-
nisse nicht sofort zu publizieren (s. Gefahr der Massenpanik, Pandemiemodelle; Hysterie an-
gesichts bestimmter Risiken etc.).15 Allerdings sollten die Entscheidungen darüber bewusst 

                                                 
12  Siehe auch die Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Ressortforschung (Wissenschaftsrat 2010). 
13  Interessant wäre vor diesem Hintergrund auch, die Vertragsgestaltung in der sog. „extramuralen Forschung“ 
zu diskutieren, die mitunter in Form von Dienstleistungsverträgen, nicht aber Forschungsabkommen geschlossen 
werden. 
14  Darauf macht u.a. die derzeitige Präsidentin der British Academy in ihren Reith Lectures mit dem Titel „A 
Question of Trust“ aufmerksam. Darin setzt sie sich mit den sieben sog. Nolan-Prinzipien öffentlichen Lebens 
auseinander, die ein zentraler Referenzpunkt für die Ausgestaltung der Verwaltungspraxis in Großbritannien sind 
(O'Neill 2006). 
15  Dazu siehe auch Lentsch u. Weingart 2011b. 
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getroffen, klar kommuniziert und ggf. rechtlich abgesichert werden (dazu Schmidt-Aßmann 
2008b: 30; Voßkuhle 2005: 469). Ebenso wichtig ist Offenheit und Transparenz hinsichtlich 
der Datenbasis und des Wissensinputs, der den Beratungsergebnissen zugrunde liegt. Gerade 
deshalb ist es wichtig, dass Transparenz mit nachvollziehbar verlässlichen Verfahren der Qua-
litätssicherung oder Maßnahmen der Risikokommunikation einhergeht. 

Öffentlichkeit 

Das Prinzip der Öffentlichkeit bezieht sich sowohl auf die Gremien und deren Beratungspro-
zesse als auch auf deren Ergebnisse. Es soll grundsätzlich allen am demokratischen Willens-
bildungsprozess beteiligten Akteuren einen gleichberechtigten Zugang zu allen relevanten 
Informationen und insbesondere zu entscheidungsrelevantem Wissen ermöglichen. Das Prin-
zip der Öffentlichkeit ist allerdings in derselben Weise zu spezifizieren und ist ähnlich „janus-
gesichtig“, wie das Transparenz-Prinzip. Daher mag es mitunter eher angezeigt sein, Vertrau-
lichkeit über die internen Beratungs- und Deliberationsprozesse in dem Gremium zu vereinba-
ren.16 Denn alle an einem Beratungsprozess Beteiligten sollten „Klartext“ reden können, d.h. 
ihre Meinung offen äußern und sich wechselseitig kritisieren und auch einmal unorthodoxe 
Positionen einnehmen können, ohne dass dies sofort in aller Öffentlichkeit zerredet wird. 
Schließlich ist es wichtig, die internen Deliberationen von Versuchen externer Einflussnahme 
abzuschirmen. Den Anforderungen an Transparenz kann durch die Veröffentlichung von Er-
gebnisprotokollen und ggf. auch Erklärungen über mögliche Interessenkonflikte der beteilig-
ten Expertinnen und Experten genüge getan werden. 

Fazit: Was können Leitlinien für die Organisation wissenschaftsbasierter Beratungspro-
zesse faktisch leisten? 

Machen derartige Leitlinien nicht lediglich nur das explizit, was ohnehin selbstverständlich 
ist? Und welchen Sinn macht es, Leitlinien zu formulieren, die sich vornehmlich an die An-
gebotsseite, an die Produktion wissenschaftlicher Expertise, nicht aber an ihre Verwendung 
richten? Lässt sich durch Verfahrensregeln und ein entsprechendes „institutional design“ 
wirklich die Problemlösungsfähigkeit wissenschaftlicher oder wissenschaftsbasierter Bera-
tung und die Rationalität von politischen Entscheidungen verbessern? 

Sicher, derartige Prinzipien, wie sie die Leitlinien formulieren, sind vage und bringen eigent-
lich Selbstverständliches auf den Punkt. „Naiv“ sind sie allerdings nur in dem Sinn, wie es die 
zehn Gebote und vergleichbare Normen guten Verhalten ebenfalls sind, so Peter Weingarts 
Replik in der FAZ auf die anfangs zitierte Kritik von Jürgen Kaube in der FAZ:17 „Sie be-
schreiben ideale Verhaltensmuster, deren Verletzung allgegenwärtig, aber als schlechtes Ge-
wissen in den Köpfen unauslöschlich ist“ (ebd.). Selbstverständlich können Grundsätze wie 
die Leitlinien Politikberatung das komplexe Interaktions- und Kommunikationsgeschehen 
zwischen Wissenschaft, Politik, Verwaltung und zunehmend anderen entscheidungsrelevanten 
Akteuren der weiteren Öffentlichkeit nicht vollständig erfassen oder gar reglementieren. 
Schon gar nicht können sie die Spannung zwischen dem Sach- und dem Machtbezug politi-
schen Handelns und Entscheidens auflösen. Sie können aber immerhin Standards setzen, wel-
che die Verstöße und Fehlentwicklungen bemerkbar und bewusst machen (s. ebd.). Im Unter-
schied zu anderen vergleichbaren Versuchen in Großbritannien oder auf der Ebene der euro-
päischen Kommission richten sich die Leitlinien der BBAW nicht allein an die Wissenschaft, 
sondern nehmen wissenschaftliche oder wissenschaftsbasierte Politikberatung als eine 
Schnittstellenaufgabe und einen wechselseitigen Kommunikationsprozess zwischen Wissen-
schaft, Politik und Verwaltung ernst. Auch wenn die Leitlinien Politikberatung primär die 

                                                 
16  Siehe dazu Lentsch u. Weingart 2011b. 
17  Peter Weingart, Die Macht des Selbstverständlichen. Eine Verteidigung der Leitlinien für die wissenschaftli-
che Politikberatung, F.A.Z. Vom 22.04.2008. 
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Angebotsseite adressieren, heißt dies noch lange nicht, dass die inhaltliche Dimension von 
Politik (policy) unabhängig von den machtstrategischen Aspekte gedacht werden kann und 
soll: Schließlich ist Macht eine notwendige Voraussetzung, um politisch gestalten zu können, 
und ist umgekehrt eine gut begründete und ausgearbeitete „policy“ letztendlich auch (macht-) 
politisch leichter durchzusetzen (s. Mayntz 2009: 13). Hinzu kommt, dass Ideen einen Poli-
tikwandel entscheidend beeinflussen und befördern können, indem sie bspw. die Formation 
epistemischer Gemeinschaften fördern, die wiederum ein politisches Mobilisierungs- und Un-
terstützungspotential besitzen.18 Es gilt also, die Spannung zwischen policy und politics pro-
duktiv in der Schnittstellenfunktion umzusetzen. 

Ein zentrales Kriterium in den Leitlinien ist die wissenschaftliche und professionelle Unab-
hängigkeit. In gewisser Hinsicht legt dies eine, wenn nicht eine organisatorische, so doch zu-
mindest funktionale Trennung zwischen dem Produktions- und dem Verwendungskontext 
wissenschaftlicher Expertise nahe. Die Spannung, die es dabei zu bearbeiten gilt, gründet in 
der „Ambiguität“ von „Brauchbarkeit“, nämlich einmal im Sinne unmittelbarer Relevanz und 
Verwertbarkeit und dann im Sinne – oftmals langfristiger – Erhöhung der Rationalität und 
Problemlösungsfähigkeit von policy Entscheidungen. Aus gutem Grund ist daher in der Praxis 
die Trennung zwischen Produktions- und Verwendungskontext von Beratung nicht strikt 
durchgehalten: sei es, um die Wirksamkeit durch Kontaktpflege zum Adressaten zu erhöhen 
oder aber um den Auftrag noch während des laufenden Beratungsprozesses konkretisieren 
und anpassen zu können und damit die Relevanz des Beratungsergebnisses zu steigern. Als 
eine methodologische Maxime ist das Festhalten an dieser Forderung aber dennoch durchaus 
sinnvoll: Denn in demselben Maße, wie Wissenschaft und wissenschaftsbasierte Beratung 
sich am Alltagsgeschäft und unmittelbaren Verwertbarkeitsansprüche orientieren, drohen sie 
latent ihre grundsätzliche Eignung einzubüßen, innovative und problemlösungsfähige policy 
Entscheidungen zu produzieren und zu befördern (Mayntz 2009: 15). Die scheinbare Naivität, 
von Leitlinien, die davon ausgehen, dass eine in diesem Sinne: „gute“ wissenschaftsbasierte 
Politikberatung letztendlich auch zu einer guten Politik beitrage, erweise sich somit am Ende 
eben doch funktional (ebd.). 

Literatur 

BBAW (Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften) (Hg.), „Leitlinien Politikberatung“, 
Berlin 2008. 

Banerjee, Abhijt et al. (2006): „An Evaluation of World Bank Research 1998-2005“, commissioned by 
World Bank. 

Buchholz, Kai (2008): „Professionalisierung der wissenschaftlichen Politikberatung? Interaktions- und 
professionssoziologische Perspektiven“, Bielefeld: Transkript. 

Bundesrechnungshof (2006): „Einsatz externer Berater in der Bundesverwalunt. Empfehlungen des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung zum Einsatz externer Berater in der Bundesverwaltung, Stuttgart: Verlag W. Kohl-
hammer. 

Choi, Bernhard et al. (2005): „Can Scientists and Policy Makers Work Together?“, in: Journal of Epi-
demiology and Community Health 59: 632-637. 

Hey, Christian (2009): “35 Jahre Gutachten des SRU – Rückschau und Ausblick”, in: Koch, Hans-
Joachim und Christian Hey (Hg.). Zwischen Wissenschaft und Politik. 35 Jahre Gutachten des 
Sachverständigenrats für Umweltfragen. Berlin. 

InterAcademy Council (2010): Climate Change Assessments: Review of the Process and Procedures 
of the IPCC, Amsterdam. 

                                                 
18  Gute Beispiele stellen einige Berichte des SRU dar. Eine Wirkungsanalyse findet sich in Hey 2009. Ein ande-
res Beispiel gibt Susan Owens in ihrer Wirkungsanalyse der britischen Royal Commission on Enviromental 
Pollution (Owens 2011). 

26 



 

Kurth, Reinard und Susanne Glasmacher (2008): „Was ist gute wissenschaftliche Politikberatung? 
Qualitätssicherung wissenschaftlicher Politikberatung“, in: Bundesgesundheitsblatt 51. 

Lentsch, Justus (2010a): 'Knowledge Brokers' in a Pluralist World, in: GAIA – Ecological Perspecti-
ves for Science and Society 19/2 (2010): 110-113. 

Lentsch, Justus (2010b): Akademien der Wissenschaften. Wissensmakler für Politik und Gesellschaft, 
in: Knie, Andreas et al. (Eds.) Handbuch Wissenschaftspolitik. VS Verlag 2009: 306-426. 

Lentsch, Justus und Peter Weingart (2011a): „The Quest for Quality as a Challenge to Scientific Poli-
cy Advice: An Overdue Debate?“, in: Lentsch, Justus und Peter Weingart (Hg.). The Politics of 
Scientific Advice: Institutional Design for Quality Assurance, Cambridge: Cambridge Univer-
sity Press. 

Lentsch, Justus und Peter Weingart (2011b): „Quality Control in the Advisory Process: Towards an 
Institutional Design for Robust Science Advice“, in: Lentsch, Justus und Peter Weingart (Hg.). 
The Politics of Scientific Advice: Institutional Design for Quality Assurance, Cambridge: Cam-
bridge University Press. 

Lentsch, Justus (2008): „Qualitätssicherung in der wissenschaftlichen Politikberatung“, in: Stephan 
Bröchler und Rainer Schützeichel (Hg.), Politikberatung. Ein Handbuch für Studierende und 
Wissenschaftler, Stuttgart: Lucius & Lucius: 202-226. 

Mayntz, Renate (2009): „Speaking Truth to Power: Leitlinien für die Regelung wissenschaftlicher 
Politikberatung“, in: dms – der moderne staat – Zeitschrift für Public Policy, Recht und Mana-
gement 1/2009: 5-16. 

Nutley, Sandra M. Et al. (2007): „ Using Evidence: How Research Can Inform Public Services“, Bris-
tol: The Policy Press. 

O'Neill, Onora (2006): „Transparency and the Ethics of Communication“, in: Proceedings of the Brit-
ish Academy 135: 75-90. 

Owens, Susan (2011): „Knowledge, Advice and Influence: The Role of the UK Royal Commission on 
Environmental Pollution, 1970–2009, in: Lentsch, Justus und Peter Weingart (Hg.). The Politics 
of Scientific Advice: Institutional Design for Quality Assurance, Cambridge: Cambridge Uni-
versity Press. 

Schmidt-Aßmann, Eberhard (2008a): „Bundesgesetzliche Regelungen wissenschaftlicher Politikbera-
tung: Beispiele und Regelungselemente“, in: Weingart / Lentsch (2008): 276-284. 

Schmidt-Aßmann, Eberhard (2008b): „Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen wissenschaftlicher 
Politikberatung: Demokratische und rechtsstaatliche Rationalität“ in: BBAW: 19-31. 

Scholl, Patrick (2005): Der private Sachverständige im Verwaltungsrecht. Elemente einer allgemeinen 
Sachverständigenlehre. Baden-Banden: Nomos. 

Schröder, Birgit et al. (2010): Beratungsgremien bei der Bundesregierung und im Bundestag (Infobrief 
WD 3 – 3010 – 372/10), Berlin: Wissenschaftliche Dienste. 

Trute, Hans-Heinrich (2006): „Wissenschaft und Technik“, in: Josef Isensee und Paul Kirchhof (Hg.), 
Handbuch des Staatsrechts, Bd. IV, Heidelberg: Verlag C.F. Müller, 747-782. 

Voßkuhle, Andreas (2008): „Das Konzept des rationalen Staats“, in: Schuppert, Gannar Folke und 
Andreas Voßkuhle (Hg.). Governance von und durch Wissen, Baden-Baden: Nomos, 13-32. 

Voßkuhle, Andreas (2005): „Sachverständige Beratung des Staates“, in: Josef Isensee und Paul Kirch-
hof (Hg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III: Demokratie – 
Bundesorgane, Heidelberg: C.F. Müller Verlag: 425-475. 

Weingart, Peter und Justus Lentsch (2008): „Wissen - Beraten - Entscheiden“ (unter Mitarbeit von 
Mitchell G. Ash, Peter Graf Kielmansegg, Reinhard Kurth, Renate Mayntz, Ortwin Renn und 
Eberhard Schmidt-Aßmann), Weilerswist: Velbrück. 

Wissenschaftsrat (2010): „Empfehlungen zur Profilierung der Einrichtungen mit Ressortforschungs-
aufgaben des Bundes“, Lübeck (Drs. 10296-10). 

 

 

 

27 



 

 



 

PLENARVERANSTALTUNG   III   -     
IN MEMORIAM PROF. DR. WILHELM HENRICHSMEYER 

 

29 



 

 



Schriften der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues e.V., Bd. 46, 2011: 31 – 44 

POLITIKRELEVANZ DER AGRARÖKONOMISCHEN FORSCHUNG 

Prof. Dr. Folkhard Isermeyer1 

Zusammenfassung 

Der vorliegende Beitrag widmet sich der Frage, wie politikrelevant (a) die Themen und (b) 
die Ergebnisse der wissenschaftlichen Agrarökonomie sind. Bezüglich der Themenwahl wird 
generell eine hohe Politikrelevanz festgestellt. Forschungsarbeiten zu realpolitisch aktuellen 
Themen sind wichtig, um wissenschaftlichen Sachverstand in die Politikgestaltung einfließen 
zu lassen. Die Wissenschaft sollte aber darauf achten, dass sie sich bei der Themenzuspitzung 
nicht zu sehr von realpolitischen Vorfestlegungen einengen lässt, sondern die gesellschaftli-
chen Ziele als Ganzes im Blick behält. Zur Relevanz der Ergebnisse wird eine differenzierte 
Antwort gegeben: Einerseits ist der agrarökonomischen Forschung durchaus eine positive 
gesellschaftliche Wirkung zuzuschreiben, andererseits ist festzustellen, dass die allermeisten 
agrarökonomischen Forschungsarbeiten keinen Eingang in die Politik finden und in der vor-
gelegten Form auch von der Politik als wenig nutzbar angesehen werden. Um dies zu ändern, 
müsste die Forschung stärker auf alle drei Stufen eines umsetzbaren Politikvorschlags ausge-
richtet werden, nämlich (a) Entwicklung innovativer Politikoptionen, (b) Konkretisierung in 
Bezug auf die rechtlichen Gegebenheiten und (c) Politikfolgenabschätzung im Systemzu-
sammenhang. In der zersplitterten deutschen Forschungslandschaft und bei den gegebenen 
Anreizstrukturen sind die meisten Forschungseinrichtungen hierzu nicht in der Lage. Deshalb 
werden am Schuss des Beitrags einige Handlungsoptionen zur Überwindung der erkannten 
Defizite skizziert.  

Keywords 

Agrarökonomie, Forschung, Politikberatung, Deutschland 

1 Einleitung 

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, die Politikrelevanz der agrarökonomischen Forschung  
einzuschätzen und einige Überlegungen zu der Frage anzustellen, wie diese Politikrelevanz 
eventuell verbessert werden könnte. 

Lassen Sie mich vorausschicken, dass ich das Thema, welches mir die Organisatoren dieser 
Veranstaltung gestellt haben, hier nicht in Form einer wissenschaftlichen Analyse bearbeiten 
werde, und zwar aus zwei Gründen: Erstens wäre ein Politikwissenschaftler gewiss besser 
befähigt als ein Agrarökonom, um eine wissenschaftliche Analyse zur Politikrelevanz agrar-
ökonomischer Forschung durchzuführen. Und zweitens wäre ich, selbst wenn ich über das 
nötige politikwissenschaftliche Handwerkszeug verfügen würde, sicher nicht der geeignete 
Referent, da ich als langjähriger Ressortforscher und als amtierender Vorsitzender des Wis-
senschaftlichen Beirats für Agrarpolitik zweifellos befangen bin. 

Ich bin davon ausgegangen, dass mich die Veranstalter gerade wegen meiner persönlichen 
Befangenheit als Referent ausgewählt haben, weil sie von mir hören möchten, (a) welche Er-
fahrungen ich in der praktischen Politikberatung gewonnen habe und (b) welche Einschätzun-
gen und Schlussfolgerungen ich daraus für die Weiterentwicklung der agrarökonomischen 
Forschung ableite. 

                                                 
1  Präsident des Johann Heinrich von Thünen-Instituts (vTI), Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, 
Wald und Fischerei, Bundesallee 50, 38116 Braunschweig. Vortrag in der Plenar-Veranstaltung „in memoriam 
Wilhelm Henrichsmeyer“ der 50. Jahrestagung der Gewisola in Braunschweig am 1.10.2010. 
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Und ganz gewiss ist es keine Perspektive, die uns Hoffnung geben könnte, im internationalen 
Wettbewerb der wissenschaftlichen Politikberatung wieder Boden gutmachen zu können. 

4 Ansatzstellen zur Verbesserung der Politikrelevanz 

Was können wir also tun, um aus dieser verfahrenen Situation herauszukommen? Ich sehe 
drei wesentliche Ansatzstellen, die auch bereits während der Auftaktveranstaltung angedeutet 
wurden: 

(1)  Zweckbestimmung und Anreizmechanismen in Einklang bringen 

Meines Erachtens führt kein Weg daran vorbei: Jene Forschungseinrichtungen, die meinen, 
dass sie durch verzerrte Anreiz- und Belohnungsmechanismen in eine Richtung geführt wer-
den, die für sie und ihre Zweckbestimmung schädlich ist, müssen sich dafür einsetzen, dass 
diese Mechanismen geändert werden.  

Ich persönlich vertrete den Standpunkt, dass Agrarforschung in erster Linie angewandte For-
schung ist. Andere Kollegen, die ich sehr schätze, vertreten eine andere Auffassung und ver-
folgen andere Prioritäten. Das ist m. E. überhaupt kein Problem, sondern kann zu einer sinn-
vollen Profilierung und Arbeitsteilung in unserem Forschungssektor führen. Wichtig erscheint 
mir nur, dass jede Forschungseinrichtung für sich selbst klar definiert, ob sie sich zur Anwen-
dungsorientierung bekennt. Und wenn sie dies tut, dann ist es nur konsequent, im nächsten 
Schritt auch den Anwendungserfolg in den Anreiz- und Belohnungsmechanismen zu veran-
kern. Alles andere wäre Etikettenschwindel.  

Einen Wandel in den Anreiz- und Belohnungsmechanismen zu vollziehen, ist natürlich in 
einer relativ kleinen, spezialisierten Einrichtung wie dem vTI leichter möglich als in einer 
großen Universität. Wir haben deshalb im vTI bereits reagiert und unsere Beurteilungsrichtli-
nien in diesem Jahr flexibilisiert. Für die meisten Wissenschaftler ändert sich dadurch nur 
wenig, d. h. wissenschaftliche Publikationen bleiben ein Top-Kriterium, weil sie Ausweis 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit sind und die Eintrittskarte in internationale Konsortien 
bedeuten. Flexibilisierung bedeutet jedoch, dass verschiedene Wissenschaftler unterschiedli-
che Profile ausbilden können. Je nach übergeordneter Zielsetzung können wir dann mit einem 
adäquat zusammengesetzten Team aufwarten, welches nicht gleich daran scheitert, dass sich 
z. B. niemand findet, der die nötigen wissenschaftlichen „Wasserträger-Funktionen“ (Monito-
ring-Konzepte, Daten-Generierung, Plausi-Checks etc.) zu übernehmen bereit ist. 

Dass es an den Universitäten auf Dauer und überall unmöglich sein sollte, die Belohnungs- 
und Anreizmechanismen stärker auf die Bedürfnisse angewandter Fächer zuzuschneiden, 
vermag ich nicht zu glauben. Unter dem Aspekt der Politikrelevanz der Forschung ist es zu 
begrüßen, dass sich gegenwärtig in der deutschen Forschungspolitik eine neue Nachdenklich-
keit entwickelt, was die Nutzbarkeit der Forschungsergebnisse für unsere Gesellschaft anbe-
langt. Agrarökonomen, die diesen Trendwandel unterstützen wollen, könnten erwägen,  
(a) innerhalb der Universität Allianzen mit anderen angewandten Fächern zu schmieden und 
(b) sich grenzüberschreitend mit Kollegen zu verbünden, die in anderen Ländern vor ähnli-
chen Problemen stehen.  

(2)  Internationalisierung strategisch vorantreiben 

Internationale Kooperation ist inzwischen in den allermeisten Forschungsseinrichtungen breit 
etabliert, und die Reisetitel sprengen alle früheren Dimensionen. Vor diesem Hintergrund 
verwundern zunächst die Hinweise, die deutsche Agrarökonomie sei international zu wenig 
präsent. Wir dürfen die diesbezüglichen Bemerkungen, die unter anderem während der Auf-
taktveranstaltung gegeben wurden, aber nicht ignorieren. Mir scheint, die Kritik bezieht sich 
nicht so sehr auf einen Mangel an internationaler Aktivität, sondern eher auf einen Mangel an 
internationaler Wirkung.  
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Ein naheliegender Ansatzpunkt, um unsere Wahrnehmbarkeit und unsere Wirkung im interna-
tionalen Politikraum zu verbessern, besteht sicher darin, dass wir jene politikrelevanten Er-
gebnisse, die wir erarbeiten, besser im internationalen Raum präsentieren. Das betrifft nicht 
zuletzt auch den Wissenschaftlichen Beirat für Agrarpolitik des BMELV.  

So könnte beispielsweise dafür gesorgt werden, dass die Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats jeweils zeitnah ins Englische übersetzt werden und gezielt an einen breiten, relevanten 
internationalen Verteiler gelangen. Der Beirat könnte auch dazu übergehen, sich bereits bei 
der Erarbeitung bestimmter Gutachten international zu vernetzen. Und am Ende dieser Ent-
wicklung könnte sogar die Entwicklung EU-weiter Beratungskonsortien stehen – immer vor-
ausgesetzt, eine stärkere Politikrelevanz der wissenschaftlichen Agrarökonomie Deutschlands 
wird überhaupt politisch gewünscht.  

Andere Ansatzstellen zur Internationalisierung betreffen die Arbeitsweise der Universitäten 
und der außeruniversitären Einrichtungen. Zweifellos ließe sich der internationale Sichtbarkeit 
erhöhen, wenn auch die „graue Literatur“ (Arbeitsberichte etc.) von vornherein in englischer 
Sprache veröffentlicht würde. Günstig wäre es auch, wenn die Einrichtungen bessere Voraus-
setzungen dafür schaffen würden, dass ihre Mitarbeiter länger als nur ein Forschungssemester 
in internationalen Einrichtungen tätig werden können.  

(3)  Politikorientierte Forschungskonsortien etablieren 

Auch wenn es für viele frustrierend klingen mag: Die unzähligen Debatten der vergangenen 
Jahre haben gezeigt, dass es zwecklos ist, weiterhin über die föderal zergliederte und räumlich 
zersplitterte Struktur unserer deutschen Agrarforschung zu jammern und von der Politik 
grundlegende Neustrukturierungen zu fordern. Wenn wir unsere Leistungsschwächen über-
winden wollen, sollten wir uns deshalb auf jene Optionen konzentrieren, die sich im Rahmen 
der vorhandenen Strukturen realisieren lassen. 

Wie das gelingen kann, lässt sich in drei Schlagworten zusammenfassen: Liberalisierung, 
Vernetzung, ergebnisorientierte Finanzierung. 

Liberalisierung ist insbesondere für die Ressortforschung wichtig. Sie bedeutet konkret, dass 
die Einrichtungen autonom darüber entscheiden können, wie sie ihre Aufgaben bestmöglich 
erledigen können, und dass sie hierzu insbesondere auch Kooperationsverträge mit anderen 
Einrichtungen schließen können. In dieser Hinsicht hat das BMELV die Voraussetzungen für 
die Ressortforschung in den vergangenen drei Jahren erheblich verbessert, wofür wir dankbar 
sind. 

Vernetzung ist insbesondere zwischen universitären und außeruniversitären Einrichtungen 
erforderlich, damit sich die unterschiedlichen Potenziale beider Seiten bestmöglich ergänzen 
und die Fragmentierung der Forschungslandschaft zumindest teilweise überwunden wird. Be-
kanntlich kann erfolgreiche Vernetzung aber nicht sinnvoll von oben verordnet werden, son-
dern sie muss von unten auf der Basis von Vertrauen wachsen. Hier haben sich in den vergan-
genen Jahren viele gute Ansätze entwickelt, es gibt aber auch noch ungenutzte Potenziale. Für 
das Ziel einer qualitativ hochwertigen Politikberatung, um die es ja in diesem Vortrag geht, ist 
es erforderlich, dass sich Verbünde herausbilden, die (bei unterschiedlicher Ausgangsprofilie-
rung) ein ähnliches Grundverständnis über den Aufbau einer leistungsstarken Politikberatung 
haben. 

Wenn Liberalisierung gegeben ist und auch die Vernetzung anläuft – und beides ist der Fall – 
dann bedarf es drittens nur noch einer entsprechenden Finanzierung, und es kann losgehen. 
Hier kommen nun die Hauptnutzer der Politikberatung ins Spiel: EU-Kommission, BMELV 
und Länderministerien. Deutlich wurde: Diese Einrichtungen wünschen sich eine nutzerge-
rechtere Politikberatung, und sie sind, wie wir gehört haben, verwundert darüber, dass es in 
der deutschen Agrarökonomie zum Teil gar keine Anknüpfungsstellen mehr gibt, von denen 
sie sich die Art der Politikberatung holen können, die sie benötigen.  
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Anhang 

Auswertung der Vorträge der Gewisola-Tagung 2009 in Kiel 
(Zusammenstellung von F. Isermeyer. Kürzung der Titel und Extraktion der Kernaussagen 
aus den Zusammenfassungen erfolgte freihändig und ohne Rücksprache mit den Autoren)  

 
A. Vorträge zu politikrelevanten Themen 
 
I. Bioenergie-Politik 
 
Einfluss von Bioenergie-Politikoptionen auf die deutsche Landwirtschaft 
Die Verfolgung der ambitionierten Bioenergie-Ziele der EU wird Agrarpreise und Agrarpro-
duktion deutlich nach oben treiben. 
 
Analyse des 10%-Biokraftstoff-Ziels der EU mit Hilfe des DART-Modells 
Das CGE-Modell DART ist nun (mit Einschränkungen) für die Analyse von Bioenergie-Poli-
tiken nutzbar. Erste Analysen zeigen überraschend niedrige Weltmarktpreiseffekte. 
 
Wie wirkt die Novellierung des EEG auf die Wettbewerbskraft der Biogasproduktion? 
Durch die EEG-Novelle 2008 wurde die Wettbewerbskraft der Biogasanlagen weiter gestei-
gert, was bei niedrigen Weltagrarpreisen zu einer Erhöhung der Bodenrente führt. 
 
Modellierung regionaler Maismärkte und Transportentfernungen für die EEG-Analyse 
Im Vergleich zu einem alternativen Politik-Szenario, bei dem gleiche Biogasmengen erzeugt 
werden, führt die derzeitige Förderung zu höheren Belastungen der Verbraucher. 
 
II.  Verbraucherpolitik 
 
Bewertung der neuen Lebensmittelkennzeichnung „ohne Gentechnik“ 
Die Produktionssysteme, die unter diesem Label zusammengefasst werden dürfen, entspre-
chen nicht den Erwartungen, die die meisten Verbraucher mit dem Label verbinden. 
 
Verbraucherakzeptanz von gentechnisch verändertem Rapsöl 
In der Präferenz der Verbraucher rangiert Öko vorn, konventionell im Mittelfeld und GM am 
Schluss. Bei größeren Preisabschlägen gibt es aber ein Marktpotenzial für GM-Rapsöl. 
 
Analyse der Kontroll- und Sanktionshäufigkeiten von Öko-Kontrollstellen 
Zwischen verschiedenen Kontrollstellen gibt es signifikant unterschiedliche Sanktionshäufig-
keiten. Dieser Befund legt weiterführende, übergreifende Untersuchungen nahe. 
 
Die Bedeutung ethischer Werte für Kaufentscheidungen der Verbraucher 
„Artgerechte Tierhaltung“, „regionale Erzeugung“ und „faire Preise für Landwirte“ stellen die 
für die Verbraucher wichtigsten Wertkategorien dar. 
 
Die Reputation der Fleischwirtschaft in der Gesellschaft 
Das Interesse an der Branche ist eher gering, und es ist fraglich, ob ihr Glaubwürdigkeits-
problem durch Erfüllung spezifischer Leistungskomponenten (z. B. Tierschutz) zu lösen ist. 
 
Markteffekte medienwirksamer Lebensmittelskandale 
Bei den vier ausgewählten „Fleischskandalen“ (2001 bis 2006) konnte kein signifikant nega-
tiver Einfluss auf Agrar- und Verbraucherpreise nachgewiesen werden. 
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SINKENDE SCHULMILCHNACHFRAGE IN DEUTSCHLAND  
– WORAN KANN ES LIEGEN? 

Aida A. Gonzalez-Mellado1,  
Inken B. Christoph, Petra Salamon, Günter Peter, Sascha A. Weber und Daniela Weible2 

Zusammenfassung  

Die Nachfrage nach Schulmilch geht an deutschen Schulen stetig zurück. Um quantifizierbare 
Informationen über die verschiedenen Einflussfaktoren sowie Lösungsansätze zur Verbesse-
rung der Schulmilchnachfrage zu erhalten, wurde vom Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz ein Bundesmodellvorhaben in Nordrhein-Westfalen 
initiiert. Im Rahmen des Projekts soll der Einfluss von Faktoren wie beispielsweise des Prei-
ses, verschiedener Einstellungen und Verhaltensweisen, des sozialen Umfeldes, des Ge-
schlechtes oder der ökonomischen Situation auf die Schulmilchnachfrage quantifiziert wer-
den. In Nordrhein-Westfalen wurden rund 500 Grundschulen in einer geschichteten Zufalls-
stichprobe ausgewählt, in denen ein Preisexperiment durchgeführt wurde. In dem Experiment 
wurde der Schulmilchpreis während des Schuljahres 2008/09 stufenweise gesenkt und im 
Schuljahr 2009/10 stufenweise wieder angehoben. Die Auswertung erfolgte mittels Multile-
vel-Analyse, wobei neben Preis- und Nachfragemengen zusätzliche Informationen über die 
beteiligten Schulen und Klassen zur Verfügung standen. Erwartungsgemäß konnte in den vor-
läufigen Ergebnissen ein Preiseinfluss auf die Nachfrage nachgewiesen werden. Daneben 
wurden anhand der vorläufigen Untersuchungen andere signifikante Faktoren mit einem nega-
tiven Einfluss auf den Schulmilchkonsum identifiziert wie beispielsweise der Anteil der Schü-
ler mit Migrationshintergrund oder die Klassenstufe der Schüler. 

Keywords 

Schulmilch, Einflussfaktoren, Nachfrage, Preise, Beihilfe, Multilevel-Analyse 

1 Einleitung 

Das Angebot von Schulmilch hat eine lange Tradition mit zweierlei Zielen: Einerseits soll die 
Ernährungssituation der Kinder verbessert und ihr Ernährungsverhalten geschult werden und 
andererseits gilt es, neue Konsumenten zu gewinnen (JACOBSON, 1961; GRIFFIN, 1999; CEAS 
und IADC, 1999). Das Schulmilchprogramm fördert den Absatz durch Beihilfezahlungen aus 
dem EU-Haushalt. Trotzdem nahm der Schulmilchkonsum an deutschen Schulen kontinuier-
lich ab und lag im Schuljahr 2008/09 EU-weit bei insgesamt 386.000 Tonnen Milchäquiva-
lenten, die im Rahmen des EU-Schulmilchprogramms abgesetzt wurden. Davon entfallen ca. 
37.000 Tonnen auf Deutschland.  

Der Rückgang des Schulmilchabsatzes wird auf verschiedene Einflüsse zurückgeführt, die 
fast alle Bereiche der Wertschöpfungskette betreffen, d. h. von der Produktion und Verarbei-
tung über die Distribution der Schulmilch bis hin zu den Verbrauchern und der staatlichen 
Intervention. Beispielsweise wurde der Beihilfebetrag seit 1993 zweimal um ungefähr 50 % 
auf aktuell 18,15 Cents/kg gesenkt. Auch die Diskussion über die geeignete Verpackungsform 

                                                 
1 Institute for Prospective and Technological Studies, European Commission - Joint Research Center, Sevilla. 
The views expressed are purely those of the writers and may not in any circumstances be regarded as stating an 
official position of the European Commission. 
2 Institut für Marktanalyse und Agrarhandelspolitik des Johann Heinrich von Thünen-Instituts (vTI), Bundes-
forschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, Bundesallee 50, 38116 Braunschweig, E-Mail: 
petra.salamon@vti.bund.de 
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übte einen negativen Einfluss auf die Nachfrage aus. Da die Produktlinie „Schulmilch“ für 
milchverarbeitende und –liefernde Unternehmen auf Grund der geringen Mengen weniger 
profitabel ist, schrumpft die Anzahl der anbietenden Unternehmen kontinuierlich und be-
grenzt die Verfügbarkeit der Schulmilch. Auf Seiten der Schulen führen insbesondere Prob-
leme in der organisatorischen Abwicklung der Schulmilch zu einem Rückgang an Schulen, 
die sich am Schulmilchprogramm beteiligen. (WIETBRAUK, 1976; WEINDLMAIER und FALL-

SCHEER, 1997).  

Um die Situation mittel- und langfristig positiv beeinflussen zu können, hat das Bundesminis-
terium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) in Zusammenarbeit 
mit dem Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen das Bundesmodellvorhaben „Schulmilch im Fokus“ initiiert. 
Die Begleitforschung wird vom Max Rubner-Institut (MRI) und dem Johann Heinrich von 
Thünen-Institut (vTI) durchgeführt. Dabei soll die Bedeutung einzelner Faktoren für den 
Schulmilchabsatz ermittelt werden. Basierend auf den Ergebnissen sollen Lösungsansätze für 
eine verbesserte Teilnahme am Schulmilchprogramm der EU für Deutschland erarbeitet wer-
den. Dabei werden die einzelnen Agenten der Wertschöpfungskette Schulmilch und ihre In-
teraktionen untersucht: die Schulkinder und deren Eltern, die Klassenlehrer, die Schulleiter, 
die Schulmilch-Koordinatoren, die Milchindustrie und nicht zuletzt der Staat, die jeweils un-
terschiedliche Interessen, Einstellungen und Kenntnisse aufweisen und das Marktergebnis 
dadurch beeinflussen.  

Da einige Daten für detaillierte Analysen bisher noch nicht aufbereitet sind und erst zu einem 
späteren Zeitpunkt vorliegen werden, behandelt der Beitrag lediglich einen Teil der Untersu-
chungsziele.  

Dabei konzentriert sich das vorliegende Papier auf folgende Fragestellungen: 

1) Welchen Einfluss hat der Preis bzw. das Förderprogramm auf die Schulmilchnachfra-
ge? 

2) Welchen Einfluss haben Merkmale der jeweiligen Schule und Klasse auf den Anteil 
der Schulmilch trinkenden Kinder in einer Klasse (z. B. Geschlechterverhältnis, 
Migrationshintergrund, Klassenstufe)? 

Das Papier ist in folgende Abschnitte gegliedert: Zunächst wird zum besseren Verständnis das 
Design des Projekts insgesamt kurz in Abschnitt 2 beschrieben, wobei auf die erhobenen und 
für die Untersuchung relevanten Daten eingegangen wird. Im folgenden Abschnitt 3 wird die 
angewendete Multilevel-Analyse vorgestellt. Im Anschluss wird ein Nachfragemodell abge-
leitet und mit den derzeit verfügbaren Daten geschätzt. Nach der Präsentation und Diskussion 
der Modellergebnisse werden im abschließenden Abschnitt 4 Einschränkungen des Ansatzes 
aufgezeigt sowie einige vorläufige Schlussfolgerungen gezogen.  

2 Projektdesign des Bundesmodellvorhabens “Schulmilch im Fokus“ 

Das Projekt setzt sich aus einem Hauptprojekt und verschiedenen Teilprojekten, die hier nicht 
näher beschrieben werden, zusammen. Das Hauptprojekt ist wie folgt strukturiert: Ursprüng-
lich wurden 525 Grundschulen in Nordrhein-Westfalen mittels einer geschichteten Zufalls-
stichprobe ausgewählt, um ein Preisexperiment durchzuführen und um weitere relevante In-
formationen bezüglich aller beteiligten Agenten zusammenzutragen. An den ausgewählten 
Schulen wurden die relevanten Informationen in schriftlichen Befragungen erfasst3. Die In-
formationen betreffen unter anderem die Einstellung zu Milch, die Konsumpräferenzen, das 
Verhalten, die Verarbeitung von Schulmilch sowie mögliche Distributionsprobleme entlang 
der Wertschöpfungskette “Schulmilch“ (Details siehe SALAMON et. al 2010). Dagegen werden 

                                                 
3 Die Befragungen wurden durch den Projektpartner, das Institut für Ernährungsverhalten des MRI, konzipiert, 
durchgeführt und ausgewertet. 
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Daten über den Preiseinfluss mit Hilfe eines Experiments gewonnen: Wie in Abbildung 1 
dargestellt, wird an den teilnehmenden Schulen der Preis für Schulmilch im Schuljahr 
2008/09 stufenweise von 35 Cents/250 ml4 (Preisstufe 1) über 25 Cents (Preisstufe 2) und 
15 Cents (Preisstufe 3) auf 0 Cents/250 ml (Preisstufe 4) reduziert. Im darauf folgenden 
Schuljahr 2009/10 werden die Preise stufenweise wieder angehoben. Die Bestellmengen wer-
den in regelmäßigen Abständen und getrennt nach Geschmacksrichtungen erfasst.  

Abbildung 1: Preisstufen der Schulmilch 
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Quelle: Eigene Darstellung.  

Die teilnehmenden Grundschulen sind in zwei Gruppen geteilt, für die die Bestellmengen 
unterschiedlich erfasst werden:  

i) In der sogenannten Klassenstichprobe waren ursprünglich rund 392 Grundschulen5 
enthalten und die Bestellmengen wurden für das Schuljahr 2008/09 regelmäßig klas-
senweise ab der 2. Jahrgangsstufe erhoben. 

ii) Die sogenannte Schülerstichprobe umfasste ursprünglich 133 Grundschulen4. Dort 
wurden die Bestellmengen für das Schuljahr 2008/10 regelmäßig schülerweise ab der 
2. Jahrgangsstufe erhoben.  

Für das Schuljahr 2009/10 erfolgen keine detaillierten Meldungen der Schulen über die jewei-
ligen Bestellmengen, sondern es werden nur noch die Liefermengen der jeweiligen Lieferan-
ten differenziert nach Schulen monatsweise erfasst, und zwar sowohl für die Klassen- als auch 
für die Schülerstichprobe.  

Generell können die erfassten Bestellmengen mit Informationen aus den Befragungen der 
beiden Stichproben zusammengeführt werden. Im Fall der Schülerstichprobe bedeutet dies, 
dass neben den Bestellmengen detaillierte Informationen aus den Befragungen von Schülern,  
Eltern und Klassenlehrern vorliegen (z. B. die Einstellung der Schulkinder und Eltern gegen-
über der Schulmilch, sozio-ökonomische Faktoren und Verzehrsgewohnheiten). Auf Grund 
                                                 
4 Der Preis für Schulmilch ohne Zusätze (pure Milch) betrug 30 Cents/250 ml. Von der zweiten bis zur siebten 
Stufe wurde für Milch mit und ohne Zusätze derselbe Betrag berechnet. 
5 Die Anzahl der Grundschulen, die ausgewertet werden konnten, ist aufgrund unvollständiger Angaben gerin-
ger (vgl. Abschnitt 3.2). 
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der Befragung von Schulleitern und Schulmilch-Koordinatoren stehen zusätzliche Informati-
onen über die Handhabung von Schulmilch zur Verfügung. Darüber hinaus liegen auf Schul-
ebene Informationen über den Anteil öffentlich finanzierter Schulmilch, den Sozialindex des 
Landkreises und die regionale Lage der Schule vor. Dagegen sind für die Klassenstichprobe 
nur Befragungsergebnisse der Schulleiter und der Schulmilch-Koordinatoren vorhanden. Al-
lerdings wurden auf Klassenebene einige zusätzliche Daten erfasst, wie der Geschlechteran-
teil, der Anteil der Schulkinder mit Migrationshintergrund, der Anteil öffentlich finanzierter 
Sozialmilch, der Sozialindex des Landkreises und die regionale Lage der Schule, die auch in 
die Auswertungen einfließen können. 

3 Multilevel-Analyse 

3.1 Theorie und Modell 

Vor allem in der sozialwissenschaftlich orientierten Statistik besteht das Interesse, die Daten 
unterschiedlicher Aggregierungsniveaus in ein und demselben Regressionsmodell zu analy-
sieren (SNIJDERS und BOSKER, 2003), da insbesondere das Verhalten oder die Einstellungen 
von Individuen in ihrem sozialen und organisatorischen Kontext erklärt werden soll. Bei der 
Anwendung der klassischen multiplen Regressionsmodelle treten bei der Analyse von Bedin-
gungen auf Makroebene und dem Verhalten von Individuen auf der Mikroebene Probleme 
auf, da die Unabhängigkeit der Beobachtungen auf Grund des Aggregierungsprozesses nicht 
vorausgesetzt werden kann (HECK und THOMAS, 2009; HOX, 2002). Wird die Annahme der 
Unabhängigkeit der Beobachtungen verletzt, wie es fast immer bei Daten mit Mehrebenen-
struktur der Fall ist, sind die Schätzungen der Standardfehler zu niedrig und führen fälschli-
cherweise zu signifikanten Ergebnissen (HOX, 2002) und damit zu falschen Schlussfolgerun-
gen (SNIJDERS und BOSKER, 2003). Daher müssen Interaktionen zwischen den exogenen Indi-
vidual- und Kontextmerkmalen innerhalb der übergeordneten Aggregateinheit (z. B. Anteil 
Schüler mit Migrationshintergrund und Gemeindegröße) bei solchen „verschachtelten“ Daten 
berücksichtigt werden. Methodisch lassen sich verschiedene Ebenen, die in einigen Aspekten 
miteinander übereinstimmen, sich aber in anderen unterscheiden, mittels der Multilevel-
Analyse berücksichtigen. Im vorliegenden Fall ist ein Teil der Daten auf Klassenebene (wie 
Geschlechteranteil, Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund) verfügbar, während ein 
anderer Teil nur auf Ebene der Schulen (wie Einstellungen Schulleiter, Schulmilch-
Koordinatoren) oder nur für die Preisstufen vorliegt. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung der Multilevel-Analyse sind zusätzlich zu denen der 
einfachen Regressionsanalyse ein hierarchisch strukturierter Datensatz mit mindestens zwei 
Ebenen, eine ausreichend große Anzahl an Beobachtungen auf allen Analyseebenen, eine ab-
hängige Variable auf niedrigster Ebene und erklärende Variablen auf allen existierenden Ebe-
nen (HOX, 2002; SNIJDERS und BOSKER, 2003). Dabei muss gewährleistet sein, dass die Ein-
heiten der niedrigsten Ebene jeweils einer übergeordneten Ebene angehören, z. B. Klasse 
(niedrigste Ebene) in einer Schule (übergeordnete Ebene). Alle untergeordneten Ebenen müs-
sen sich in der höchsten Ebene zusammenfassen lassen. Wie in der klassischen Regressions-
analyse ist das Modell der Multilevel-Analyse so zu konstruieren, das die erklärenden Variab-
len möglichst gut die abhängige Variable beschreiben. Die Schätzgleichung für die abhängige 
Variable berücksichtigt hier zudem die Faktoren der verschiedenen Ebenen (SNIJDERS und 
BOSKER, 2003), wobei die Koeffizienten einer Analyseebene zu den abhängigen Variablen 
auf der nächsten Analyseebene werden. Daher kann auch von einer Reihe geschachtelter Reg-
ressionsanalysen gesprochen werden (HECK und THOMAS, 2009). Der wesentliche Unter-
schied zum multiplen Regressionsmodell liegt darin, dass in der Modellgleichung mehr als ein 
Fehlerterm enthalten ist - nämlich mindestens einer für jede Ebene. Zudem ist die Anzahl an 
Parametern größer, was die Modellanpassung und -erklärung komplizierter macht (HOX, 
2002).  

50 









Tabelle 2: Verfügbare Informationen für die Klassenstichprobe 
Informationen aus den Daten der Klassenstichprobe Format der Variablen 

Anteil der Schulmilchkonsumenten in der Klasse  Metrisch 

Anteil Kinder mit Migrationshintergrund Metrisch 

Anteil Mädchen Metrisch 

Bisher Schulmilchangebot an der Schule Dummy 

Jahrgangsstufe Kategorial 

Anzahl Schüler pro Klasse Kategorial 

Anzahl Schüler pro Schule  Metrisch 

Gemeindegröße Kategorial 

Sozialindex Ganzzahlig 

Preisstufe Kategorial 

Preisrelation Abgabepreis Schulmilch zu Verbraucherpreis Vollmilch Metrisch 

Quelle: Eigene Darstellung.  

3.3 Analyse und Ergebnisse 

Das Modell wird stufenweise aufgebaut. In einem ersten Schritt werden keine erklärenden 
Variablen berücksichtigt. Darauf aufbauend werden in einem zweiten Modell zunächst nur 
diejenigen erklärenden Variablen einbezogen, die die Varianz auf der Klassenebene beein-
flussen. Im anschließenden Modell werden zusätzlich die Variablen, die die Varianz auf 
Schulebene bestimmen einbezogen, darunter auch Informationen der amtlichen Statistiken, 
wie beispielsweise die Anzahl der Einwohner der Stadt, in der sich die Schule befindet. Der 
letzte Schritt der Analyse berücksichtigt explizit die Preisinformation der ersten drei Stufen 
des Preisexperiments. Variablen, die nicht signifikant sind oder zu einem nicht konvergieren-
den Modell führen, werden eliminiert. Die Programmierung und Schätzung des Modells er-
folgt mit STATA Version 9. 

Feste Effekte 

Im Folgenden werden die Schätzergebnisse für die verschiedenen Modellebenen dargestellt. 
Das Klassenmodell (Level-1-Modell) hat insgesamt drei signifikante Einflussgrößen: die 
Klassenstufe, den Anteil der Mädchen in der Klasse und den Anteil Kinder mit Migrations-
hintergrund in der Klasse (Tabelle 3). Der Einfluss aller drei Variablen ist negativ, d.h. mit 
steigender Klassenstufe, mit steigenden Anteil Mädchen und steigendem Anteil von Schülern 
mit Migrationshintergrund sinkt der Anteil an Schülern in der Klasse, die Schulmilch bestel-
len. Die übrigen möglichen Erklärungsvariablen wurden aus dem Modell ausgeschlossen, da 
sie nicht signifikant waren. Die Koeffizienten der Regression beschreiben den geschätzten 
Einfluss der ausgewählten Variablen in der Gleichung.  

Die Schätzung für das kombinierte Modell auf Klassen- und Schulebene (hier vereinfacht 
Schulmodell oder Level-2-Modell) hat insgesamt fünf signifikante Einflussgrößen: die erklä-
renden Variablen des Klassenmodells sowie auf Schulebene die Variablen „Gemeindekatego-
rie“ und „Anzahl Schüler an der Schule“. Ein steigender Anteil von Schülern hat dabei einen 
negativen Einfluss auf den Anteil Schüler, die Schulmilch bestellen.  Die Variable „Gemein-
dekategorie “ hat einen positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit des Schulmilchkon-
sums, d. h., die Wahrscheinlichkeit des Milchkonsums in größeren Gemeinden ist höher als in 
kleinen. Eine Erklärung für diesen Effekt ist ein möglicherweise höheres Durchschnittsein-
kommen in größeren Städten, über dessen Daten in der Klassenstichprobe keine Informatio-
nen vorliegen. Eine andere Erklärung ist, dass in ländlichen Regionen unter Umständen der 
Milchkonsum in den Haushalten selbst höher ist, daher ist die Nachfrage in den Schulen ge-
ringer. Die übrigen möglichen Erklärungsvariablen wurden aus dem Modell ausgeschlossen, 
da sie nicht signifikant waren. Die Variablen „Schule bot schon vorher Schulmilch an“, „So-
zialer Brennpunkt“ und „Sozialindex“ scheinen nicht trennscharf zwischen Schulen zu variie-
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nährung, Landwirtschaft und Forsten, aus dem Institut für Betriebswirtschaft und Marktfor-
schung der Bundesanstalt für Milchforschung Kiel, November 1976.  

 

 

59 



 



Schriften der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues e.V., Bd. 46, 2011: 61 – 70 

WORAUF KOMMT ES SCHWEIZER KONSUMENTEN VON BIOWEIN AN? 

Stefan Mann, Linda Reissig, Ali Ferjani, Tatiana Ayala1 

Zusammenfassung 

Eine Umfrage unter 404 Schweizer Weinkonsumenten wurde durchgeführt, um die Bedeu-
tung des “Bio”-Attributes im Verhältnis zu anderen Weinattributen zu identifizieren und um 
die wichtigsten Determinanten bei der Entscheidung für bzw. gegen den Konsum von Bio-
wein kennen zu lernen. Die Daten wurden mittels Conjoint- und Regressions-Analyse ausge-
wertet. Das Bio-Attribut war wichtiger als die Farbe des Weins, aber weniger wichtig als der 
Preis und das Herkunftsland, wobei französischer Wein schweizerischem vorgezogen wurde. 
Städtische und weibliche Konsumenten hatten eine erhöhte Konsumwahrscheinlichkeit von 
Biowein, ebenso wie Konsumenten, die Biowein für gesund hielten. 

Keywords 

Weinmarketing, Bioproduktion, Conjoint-Analyse 

1 Einleitung 

Die Faktoren, die die Weinpräferenzen von Konsumenten beeinflussen, dürfen als gut be-
forschrt gelten. Abgesehen von Preis und Farbe ist das Ursprungsland ein wichtiges Attribut 
(GIL and SANCHEZ, 1997; STOLZ and SCHMID (2006), in den meisten Ländern spielt die Reb-
sorte eine wichtige Rolle (PETZOLD ET AL. (2008), und Auszeichnungen können den Verkauf 
befürdern (LOCKSHIN ET AL. (2006; JAEGER ET AL. (2009). In jüngerer Zeit wird auch dem De-
sign der Weinflasche viel Aufmerksamkeit zuteil (WEISS 2008; SZOLNOKI, n.d.). Ausserdem 
wurde belegt, dass Alter, Geschlecht und Einkommen ebenfalls die Art des Weinkonsums mit 
beeinflussen (NDANGA ET AL. (2009)). 

Auf ähnliche Weise sind auch die Bestimmungsgründe für den Konsum von Bio-
Lebensmitteln gut erforscht. Bio-Käufer haben normalerweise eine bessere Ausbildung ge-
nossen (LOCKIE ET AL. (2002). Sie sorgen sich um die Umwelt (LOUREIRO ET AL. (2001), 
möchten Biobauern unterstützen (WORNER and MEIER-PLOEGER, 1999) oder stufen Bio-
Lebensmittel als gesund und sicher ein (HARPER and MAKATOUNI (2002).  

Die Schnittmenge zwischen den beiden beschriebenen Märkten wurde hingegen bislang we-
niger gut beforscht, auch wenn sich hier interessante Fragen stellen. Der Markt für Biowein 
expandiert zwar (CRESCIMANNO ET AL. (2002), hinkt aber typischerweise dem für andere Bio-
Lebensmittel hinterher. Hierfür ist die Schweiz ein gutes Beispiel, wo der Bio-Marktanteil bei 
Lebensmitteln über zehn Prozent liegt, im Weinmarkt aber nur drei Prozent beträgt. Während 
Bio-Lebensmittel insgesamt ein hervorragendes Image geniessen (MANN (2003), berichten 
DELMAS und GRANT (2008) von einer um 20 Prozent geringeren Zahlungsbereitschaft für Bio-
wein im Vergleich zu konventionell hergestelltem Wein, da das Image von Biowein eher 
schlecht sei. Hier besteht also offenkundig ein deutlicher Gegensatz zwischen Wein und ande-
ren Lebensmitteln. 

Studien zum Image von Biowein wurden bislang in Ländern durchgeführt, bei denen der Bio-
Landbau noch eine Nischenstellung einnimmt und biologisch produzierte Lebensmittel den 
Weg in die Supermarktregale noch nicht gefunden haben (FOTOPOULOS and KRYSTALLIS 
(2002; FOTOPOULOS ET AL. (2003; BRUGAROLAS MOLLA-BANZA ET AL. (2005). Sowohl die 
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Stichprobengrösse als auch die verfügbaren Informationen zu Biowein waren in diesen Stu-
dien daher auch beschränkt. Für Staaten mit einem etablierten Bio-Segment (so wie deutsch-
sprachige oder skandinavische Länder), beschränkt sich die Literatur bislang eher auf Bewer-
tungen als auf wissenschaftliche Evidenz (VATERLAUS (2000). 

Der gut entwickelte Markt für Bio-Lebensmittel in der Schweiz bietet die Gelegenheit, die 
Stärken und Schwächen des Images von Biowein und die wichtigsten Beweggründe für den 
Kauf von Biowein zu eruieren. So ist das Ziel dieses Beitrags, die Bedeutung des Attributes 
„aus biologischer Landwirtschaft“ auch im Vergleich zu anderen Attributen von Wein einzu-
ordnen und die Kernargumente für und gegen den Konsum von Biowein herauszuschälen. Für 
diesen Zweck wird in Abschnitt 2 ein kurzer theoretischer Rahmen entwickelt. Die Methode, 
mit der die Präferenzen im Zusammenhang mit Biowein erforscht werden, werden in Ab-
schnitt 3 vorgestellt. Abschnitt 4 beschreibt die Ergebnisse, während Abschnitt 5 der Ablei-
tung von Schlussfolgerungen dient. 

2 Die Stellung von Biowein in der Schweiz 

Ausgangspunkt dieser Analyse soll die von FOTOPOULOS ET AL. (2003; 559) gewonnene 
Schlussfolgerung sein, dass griechische ‘organic buyers mostly prefer extrinsic quality cues 
found on the wine label, because their purchasing motives are food’s “high quality”, “healthi-
ness/ purity” and “traditional image/ authenticity”’. Eine Gemeinsamkeit sind mit gut 30 Li-
tern dabei die recht moderaten Weinmengen, die in der Schweiz und in Griechenland pro 
Kopf und Jahr konsumiert werden. Allerdings ist erstens darauf hinzuweisen, dass diese Aus-
sage auf einer Stichprobe von nur 49 Interviewpartnern basiert, zweitens aber auch auf den in 
Griechenland sehr schwachen Entwicklungsstand des Marktes für Biowein. Insofern sind die 
zitierten Ergebnisse nicht notwendigerweise für entwickeltere Biomärkte zutreffend. In der 
Schweiz kann jeder Supermarktbesucher frei zwischen konventionell und biologisch herge-
stelltem Wein wählen, während in Griechenland der Erwerb von Biowein, der überwiegend 
durch spezialisierte Bioläden und Winzer gehandelt wird, aufwändiger ist. 

So haben Biowein und konventionell hergestellter Wein in der Schweiz wohl im Vergleich zu 
Griechenland eine gleichberechtigtere Stellung, was für die Analyse des Konsumentenverhal-
tens beachtet werden muss. Die Entscheidung zwischen biologisch und konventionell produ-
zierten Lebensmitteln ist bei einem Marktanteil von über zehn Prozent immer eine bewusste 
Entscheidung, vergleichbar mit der Entscheidung zwischen Rot- und Weisswein. Dies lässt es 
sinnvoll erscheinen, die Attribute Bio vs. konventionell mit anderen Weinattributen in ihrer 
Bedeutung zu vergleichen. 

Die allgemeine Verfügbarkeit von Bioweinen impliziert, dass Biowinzer im Mainstream des 
Lebensmittelmarktes eine Chance haben. Um diese Chance zu nutzen, sollte man die von 
Konsumenten und Nicht-Konsumenten Biowein zugeschriebenen Attribute kennen. Das Fak-
tum eines etablierten Marktes last es wahrscheinlich erscheinen, dass Erfahrungen, zumindest 
aber Meinungen zu Biowein breit verteilt sind. Daher ist eine gründliche Analyse des Images 
von Biowein wesentlich, um eine befriedigende Marktentwicklung im Bereich Biowein steu-
ern zu können. 

3 Methode 

In einer Zufallsauswahl wurden im Herbst 2009 404 Weinkonsumenten mit Wohnsitz in der 
Schweiz in Ortschaften unterschiedlicher Grösse im deutsch- und französischsprachigen Teil 
der Schweiz mündlich befragt. Die Interviews wurden dauerten je etwa 15 Minuten und be-
standen aus drei Teilen: Zunächst wurden die Personen gebeten, die Kaufwahrscheinlichkeit 
für unterschiedliche Weine mit ihnen vorgelegten Etiketten abzuschätzen, um mit diesen In-
formationen eine Conjoint-Analyse durchführen zu können. Im zweiten Interviewteil mussten 
die Personen durch Zustimmung zu unterschiedlichen Aussagen auf fünfstufigen Likert-
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Abbildung 1: Beispiel einer Stimulus-Karte 

 
 

Die Aufgabe der Befragten war es, jedes Etikett auf einer fünfstufigen Skala zu bewerten, 
wobei 1 eine sehr geringe, 5 eine sehr hohe Kaufintention für das beschriebene Produkt indi-
ziert (MOSKOWITZ, 1995). Auf dieser Basis kann das Conjoint-Modell spezifiziert werden, in 
der die Bewertung durch die Befragten die abhängige Variable, und die Attributsausprägun-
gen  die unabhängigen Variablen sind. 

3.2 Die Erklärung des Konsumentenverhaltens 

Eine Regressionsanalyse ist geeignet, um kausale Beziehungen zwischen dem Konsum von 
Biowein und anderen relevanten Variablen aufzuzeigen. In einer offenen Frage wurde der 
prozentuale Anteil von Biowein an der Gesamtwein-Konsummenge der Interviewpartner er-
fragt. Somit war dieser Anteil die hier zu erklärende Variable. Als Erklärungsfaktoren wurden 
zwei unterschiedliche Variablensets herangezogen: Variable zur Einstellung zu bestimmten 
Weinattributen, insbesondere zu Biowein, und Variable zu relevanten soziodemographischen 
Eigenschaften. Beide Variablensets wurden zum grössten Teil von bisherigen Studien zu 
Wein abgeleitet und werden in Tabelle 2 zusammengestellt.  

Die erklärenden Variablen mit Bezug zu Wein referierten in zwei Fällen auf Wein im Allge-
meinen und in vier Fällen auf Biowein im Speziellen. Im erstgenannten Themengebiet war die 
Annahme, dass eine Konzentration auf das Design der Weinflasche einen eher äusserlichen 
Lebensstil mit wenig Interesse an Biowein indiziert. Auf der anderen Seite wurde angenom-
men, dass eine Intoleranz gegenüber Zusätzen im Wein Hand in Hand mit einer Präferenz für 
Biowein gehen würde. 

Wie bereits in der Einleitung angedeutet, gibt es sehr unterschiedliche Argumente für den von 
biologisch erzeugten Lebensmitteln. Tabelle 2 zeigt, dass die meisten Konsumenten die Um-
weltverträglichkeit biologischer Wirtschaftsweise im Weinbau anerkennen, während Ge-
schmacksvorteile eher bezweifelt werden. Zentral ist jedoch, welche Aspekte von Biowein die 
besten Erklärungsfaktoren für seinen Konsum sind. Traditionell war das wichtigste Argument 
für Biokonsum Umweltbewusstsein, das entsprechend als Variable berücksichtigt wurde. 
LOHR (2001) hat jedoch gezeigt, dass der Gesundheitsaspekt als Argument für Biokonsum 
immer wichtiger wird, sodass auch dieser Gesichtspunkt als Variable berücksichtigt wurde. 
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Schliesslich wird auch das wahrgenommene Image von Biowein den Konsum beeinflussen, 
da Wein in Mitteleuropa noch als Getränk mit hohem sozialen Prestige gilt (SPAWTON, 1990).  

Tabelle 2: Variable zur Erklärung des Konsumverhaltens von Biowein 
Variablenname Bedeutung Messung Durchschnitt
shareorganic Anteil von Biowein am gesamten 

Weinkonsum 
Arcsinus Quadratwurzel 
(Prozentsatz) 

Prozentsatz = 
5.8 

 
OUTFIT Zustimmung zu „Das äussere Er-

scheinungsbild von Wein wie Fla-
schenform und Etikett ist mir wichti-
ger als die Inhaltsstoffe.“ 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

1.88 

ADDITIVE Zustimmung zu „Zusatzstoffe wie 
Sulfit haben im Wein nichts zu su-
chen.” 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

3.14 

HEALTH Zustimmung zu „Bio Wein ist ge-
sünder als konventionell hergestellter 
Wein.“ 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

2.39 

TASTE Zustimmung zu „Bio Wein schmeckt 
besser als konventionell hergestellter 
Wein.“ 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

1.84 

ENVIRONMENT Zustimmung zu „Bio Wein wird 
umweltfreundlich hergestellt.“ 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

3.99 

IMAGE Zustimmung zu „Bio Wein biete ich 
gerne meinen Gästen an.“ 

1 – trifft überhaupt nicht 
zu 
bis 
5 - trifft völlig zu 

2.16 

 
SOPH Ist der Befragte ein Weinkenner? 1 – gar nicht 

bis 
5 - völlig 

2.81 

GENDER Geschlecht 0 – weiblich; 1- 
männlich 

0.50 

AGE Alter Jahre 46.62 
EDUCATION Ausbildungsgrad 1- Volksschulabschluss 

bis 
5- Studium 
 

3.67 

TOWN Grösse des Wohnortes 1 – < 1000 Einwohner 
2- 1,000-10,000  
3- 10,000-100,000 
4 - > 100,000 Einwohner 

3.04 

FREQUENCY Häufigkeit des Weinkonsums 1 – seltener als 1 mal im 
Monat 
2 – mindestens 1 mal im 
Monat 
3 – mindestens 1 mal in 
der Woche 
3 – mehrmals pro 

Woche 
4 – mindestens 1 mal 

am Tag 

3.36 
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Bezüglich soziodemographischer Variablen kann angenommen warden, dass Weinkenner eine 
von anderen Personen unterschiedliche Haltung zu Biowein haben warden. Ferner ist seit län-
gerem bekannt, dass Frauen eine positivere Einstellung zu biologisch produzierten Lebensmit-
teln haben als Männer (SCHÜTZ and LORENZ, 1976). SIMÕES ET AL. (2006) berichten auch von 
einem signifikanten Einfluss des Ausbildungsgrades auf den Biokonsum. Und nach RADMAN 
(2005) ist die Nachfrage nach biologisch produzierter Nahrung im städtischen Umfeld stärker 
al sauf dem Land. Es lohnt sich zu eruieren, ob all diese Tendenzen auch auf den Konsum von 
Biowein zutreffen.  

Zwei Regressionsanalysen mit der Methode der kleinsten Quadrate wurden mittels stata 
durchgeführt. Dabei wurde die abhängige Anteilsvariable in arcsinus Quadratwurzel (AHRENS 

ET AL., 1990) transformiert. Die Standardtests für Heteroskedastizität und Kollinearität wur-
den mit negative Ergebnis durchgeführt. 

4 Ergebnisse 

4.1 Die Bedeutung der Attribute 

Aufgrund der hohen Datenanpassung (Pearson’s R= 0.791; Kendall tau=0.611)  kann von 
einer hohen Gültigkeit der Ergebnisse ausgegangen werden. Zieht man Rückschlüsse auf die 
Grundgesamtheit, so ist festzustellen, dass das Herkunftsland mit 33% das wichtigste der un-
tersuchten Weinattribute ist, gefolgt vom Preisattribut mit 31%. An dritter Stelle folgte mit 
23% das Produktionssystem. Am umwichtigsten zur Feststellung der Kaufwahrscheinlichkeit 
ist mit nur 13% die Farbe des Weins. Die Ergebnisse werden in Abbildung 2 illustriert.  

Abbildung 2: Bedeutung der Attribute 

 
 

Bezüglich der Teilwerte auf Attributebene zeigen die Ergebnisse in Tabelle 3, dass die bevor-
zugte Eigenschaft beim Ursprungsland Frankreich mit einem Teilwert von 0,173 ist. Die 
Schweiz hat einen Teilwert von 0.042, und Wein aus Spanien von nur -0,215. Beim Produkti-
onssystem zeigt sich, dass konventionell hergestellter Wein mit 0,169 gegenüber biologisch 
produziertem Wein bevorzugt wird. Naheliegenderweise wird beim Preisniveau der Wein zu 
nur 9,90 Franken bevorzugt, und zwar mit einem Teilwert von 0,212. Der Teilwert der Farbe 
rot gegenüber weiss beträgt 0,044, also ein vergleichsweise unbedeutendes Attribut.  

66 



 

Tabelle 3: Schätzwerte für die Präferenz von Wein 

Attribute Ausprägung Teilwert 
Herkunft Schweiz 0.042 

Frankreich 0.173  
Spanien -0.215 
Bio -0.169 Produktions-

system Konventionell 0.169 
9.9 CHF/Fl. 0.212 
16.9 CHF/ Fl. -0.042 

Preis 

22.9 CHF/ Fl. -0.170 
Rot 0.044 Farbe 
Weiss -0.044 

 konstant 2.744 
Pearson-R .794  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Die Conjoint-Analyse erlaubt die theoretische Konstruktion eines ideaklen Weines. Durch die 
Addierung aller Teilwerte und der Konstanten ergibt ein roter, französischer Wein aus kon-
ventionellem Anbau, der für 9,90 Fr. gehandelt wird, einen Wert von 3.342. Diese Bemerkung 
mag zur Illustration der Vorteile der Conjoint-Analyse beitragen. 

4.2 Die Erklärung des Konsumentenverhaltens 

Die in Tabelle 4 dargestellten Ergebnissen zeugen von einem sehr unterschiedlichen Erklä-
rungsbeitrag, den die verwendeten Variablen für den Konsum von Biowein leisten. Konsu-
menten, die auf das Design der Flasche grösseren Wert legen als auf deren Inhalt, neigen et-
was weniger zu Biowein, wohingegen die Akzeptanz von Zusätzen im Wein kein guter Erklä-
rungsfaktor für die Präferenz von Biowein ist. Zwei Variable stechen als Erklärungsfaktoren 
für den Anteil von Biowein am Weinkonsum positiv heraus: Eine ist das wahrgenommene 
Image des Bioweinkonsums, die andere die wahrgenommenen Gesundheitseffekte, die von 
Biowein ausgehen. Der erste Faktor kann durch die soziale Rolle von Wein in Mitteleuropa 
erklärt werde, wo er nach wie vor einen hohen Status einnimmt. Die zweite Variable hat ihre 
Bedeutung weit über Wein hinaus und bestätigt Ergebnisse bei anderen Lebensmitteln, wo-
nach der Gesundheitsaspekt zum wichtigsten Argument für den Konsum biologisch produ-
zierter Lebensmittel avanciert ist.  

Die Tatsache, dass wenige Menschen einen Geschmacksvorteil von Biowein feststellen, 
scheint kein allzu schweres Problem für Biowein zu sein, da Geschmack keine hohe Progno-
següte für die Entscheidung zwischen konventionellem Wein und Biowein besitzt. Auch die 
wahrgenommenen Umweltvorteile tragen offenbar nicht zum erhöhten Absatz bei. Konsu-
menten, die solche Umweltvorteile diagnostizieren, trinken darum nicht mehr Biowein. 
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Tabelle 4: Weinbezogene erklärende Variable für den Anteil von Biowein 

Name Variable Koeffizient (Pearson) P (Student-test) 
OUTFIT -0.014 0.072 
ADDITIVE 0.009 0.181 
HEALTH 0.027 0.001 
TASTE 0.018 0.072 
ENVIRONMENT 0.005 0.615 
IMAGE 0.071 0.000 
R2 0.43 

 

Weder trinken gut ausgebildete Personen mehr Biowein, noch haben das Alter des Befragten 
oder der Umfang seines Weinkonsums einen Einfluss auf die Wahl von Biowein. Ein gutes 
Argument für Biowein ist hingegen, dass Personen, die sich selbst als Weinkenner beschrei-
ben, normalerweise Biowein bevorzugen. Ausserdem scheinen städtische Frauen Biowein 
eher zu konsumieren als Männer mit ländlichem Wohnsitz. 

Tabelle 5: Weinbezogene erklärende Variable für den Anteil von Biowein 

Name Variable Koeffizient p 
SOPH 0.035 0.001 
GENDER -0.073 0.002 
AGE 0.0001 0.880 
EDUCATION 0.001 0.900 
TOWN 0.031 0.009 
FREQUENCY 0.010 0.898 
R2 0.08 

 

5 Schlussfolgerungen 

Die Dichotomie zwischen biologischer und konventioneller Produktion hat auf dem Wein-
markt nur begrenzte Bedeutung. Für das Marketing von Wein ist dies ein erstes zentrales Er-
gebnis. Wie auch bei Gemüse (EKELUND und TJERNEMO (2004) und Äpfeln (WANG und SUN 
(2003) ist bei Kaufentscheidungen zu Wein das Ursprungsland entscheidender als die Produk-
tionsmethode. Ein bemerkenswerter Unterschied zu Gemüse und Äpfeln liegt jedoch in der 
Tatsache, dass dies in keinster Weise auf die Ambivalenz zwischen Regionalismus und Öko-
logie zurückzuführen ist. Das bevorzugte Ursprungsland von Wein in der Schweiz ist nicht 
die Schweiz selbst, sondern Frankreich. Angesichts der langen Tradition hochqualitativer 
Weinproduktion in Frankreich deutet dies darauf hin, dass bei Konsumentscheidungen im 
Weinmarkt der Qualitätsaspekt im Vordergrund steht. 

Wein hat zahlreiche Qualitätsattribute, und es konnte gezeigt werden, welche im Kontext des 
Bioweinkonsums die entscheidenden sind. Auf diese Weise können geeignete Strategien in 
der Öffentlichkeitsarbeit für die Verbreitung des Bioweinkonsums herausgearbeitet werden. 
Für eine urbane und vorwiegend weibliche Käuferschicht wäre es vielversprechend, das posi-
tive soziale Image von Biowein zu kommunizieren. Für diesen Zweck ist das Ergebnis, dass 
Weinkenner Biowein bevorzugen, von zentraler Bedeutung. Ausserdem sind Gesundheitsas-
pekte wie die Freiheit von Pflanzenschutzmittelrückständen ein wichtiges Argument für po-
tenzielle Bioweinkonsumenten. Dies ist bedeutender als die Verbesserung des Images bezüg-
lich des Geschmacks des Weines, für die es ebenfalls noch viel Raum gäbe. 
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MANAGEMENT VON QUALITÄTSDATEN - EINE EMPIRISCHE ANALYSE DER ÖKO-

LOGISCH WIRTSCHAFTENDEN SCHWEINEHALTUNGSBETRIEBE IN DEUTSCH-

LAND 

Christa Hoffmann und Reiner Doluschitz1 

Zusammenfassung 

Forderungen nach mehr Qualität und Sicherheit von Lebensmitteln nehmen nach wie vor 
starken Einfluss auf das Marktgeschehen. Auch die Erzeugung von ökologischen Schweine-
fleischprodukten ist durch die harmonisierte EU-Gesetzgebung davon betroffen. Nicht nur die 
EU-ÖKO-VO 834/2007, sondern auch weitere, in den vergangenen Jahren umfangreicher 
gewordene gesetzlichen Anforderungen an die Produktion von Lebensmitteln, wie z.B. das 
Lebensmittelhygienepaket (EU VO 852/2004, 853/2004 und 854/2004), stellen nicht nur die 
konventionellen Betriebe vor neue Herausforderungen. Mit den kontinuierlich zunehmenden 
Qualitätsanforderungen gehen verbindliche Dokumentationsverpflichtungen einher. Die zu-
sätzlich stetig ansteigenden Datenmengen entlang der Wertschöpfungskette führen zudem zu 
einer zunehmenden Komplexität in der Datenauswertung und Informationsselektion. Nur 
durch ein effizientes Management der Daten, im Sinne der Aufbereitung zielführender Infor-
mationen, kann diesen Entwicklungen begegnet werden. 

Ziel dieser Studie ist es, durch effizientere Datennutzung einen Beitrag für höhere Standards 
in der Lebensmittelsicherheit zu leisten. Realisiert wird dies durch eine Status quo Analyse 
des Informationsmanagements in deutschen, ökologisch produzierenden schweinehaltenden 
Betrieben. Als Ergebnis hieraus erfolgt unter anderem die Erarbeitung von Handlungsempfeh-
lungen zur Verbesserung des überbetrieblichen Informationsmanagements auf deutschen öko-
logisch produzierenden schweinehaltenden Betrieben. 

Keywords 

Informationsmanagement, Ökologische Schweineproduktion, Qualitätsmanagement 

1 Einleitung 

Durch vermehrt auftretende Fleischskandale steigen die Kundenanforderungen an die Qualität 
von Produkten. Damit wächst auch der politische Druck auf die Produktion von Lebensmit-
teln. Profiteure dieser Entwicklungen sind Qualitäts- und Markenfleischprogramme, sowie die 
ökologische Produktion. Angelehnt an den allgemeinen Trend der Nachfragesteigerung nach 
Bioprodukten stieg auch die entsprechende Bedeutung von ökologischem Fleisch in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich. Sichtbar war diese Entwicklung unter anderem an steigenden 
Bestandszahlen in den EU Mitgliedsstaaten. In den Jahren 2002 bis 2006 stiegen die ökologi-
schen Schweinebestände in der EU-15 von 444730 auf 631718 Tiere und somit um gute 40%. 
(LAMPKIN et al., 2007: 20). Maßgeblich an dieser Angebotssteigerung beteiligt war Deutsch-
land, als eines der führenden Produktionsländer, mit 187024 Tieren im Jahr 2007 (STATISTI-

SCHES BUNDESAMT, 2007: 73). Nichtsdestotrotz nimmt die ökologische Schweinefleischpro-
duktion in Deutschland mit ihrem sehr geringen Anteil von gerade einmal 0,4% (2008) der 
gesamten Schweinfleischproduktion immer noch eine Nischenposition ein (DEUTSCHER BAU-

ERNVERBAND, 2009: 43). Nicht weniger hoch sind aber die Anforderungen an die Qualität des 
Produktes und den Produktionsprozess. Ist Qualitätsmanagement in der Verarbeitung schon 
                                                 
1  Institut für Landwirtschaftliche Betriebslehre (410c), Universität Hohenheim, Schloß, Osthof-Süd, 70599 
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seit längerem Standard, besteht die neue Herausforderung nach DEWES und BUSSEMAS (2006: 
68) darin, das Entstehen von Qualität auch in der biologische Urproduktion gezielt zu mana-
gen, für die diese Art des Verwaltens noch recht neu ist.  

Grundlage dafür ist ein fortschrittliches Informationsmanagement mit dem Ziel, die Unter-
nehmensressource „Information“ bestmöglich einzusetzen. Folgende drei Komponenten, wel-
che zueinander in Wechselbeziehungen stehen, bilden dabei das Grundgerüst des Informati-
onsmanagements (PICOT et al., 2003: 144ff): 

1) Die Infrastruktur (technischen Komponenten für die Speicherung, Verarbeitung und 
Kommunikation) 

2) Informations- und Kommunikationssysteme (personelle, organisatorische und techni-
sche Elemente zum Management, wie z.B. Software) 

3) Der Informationseinsatz (Planung, Organisation und Kontrolle von Angebot und 
Nachfrage an Informationen) 

Für ökologisch wirtschaftende Betriebe heißt dies konkret, zunächst die Ausstattung mit In-
formationstechnologien sicher zu stellen, um den Zugang zu Daten zu sichern und deren Ver-
waltung zu ermöglichen. Der Unterstützung durch Computer und Internet kommt dabei heut-
zutage eine zentrale Bedeutung zu. Es schließt sich, die Erhebung und Auswertung von quali-
tätsrelevanten produkt- und prozessbezogenen Daten an. Die Vielzahl an Daten soll nicht nur 
erfasst, sondern vor allem auch ausgewertet werden, wobei die zur Verfügung stehenden In-
formationstechnologien nützliche Unterstützung bieten. Neben diesem innerbetrieblichen In-
formationsmanagement gewinnt auch das überbetriebliche Informationsmanagement im Be-
zug auf Rückverfolgbarkeit und Transparenz in Wertschöpfungsketten an Bedeutung (DOLU-

SCHITZ et al., 2010). Durch horizontale und vertikale Verflechtungen der landwirtschaftlichen 
Unternehmen in der Produktions-, Verarbeitungs- und Handelskette ist auch dort die Vor- und 
Rückmeldung von qualitätsrelevanten Daten (z.B. Gesundheits- oder Schlachtdaten) zur kon-
tinuierlichen Verbesserung der Produkt- und Prozessqualität von Nöten. Überbetriebliche In-
formationssysteme sind in diesem Zusammenhang hilfreiche technische Lösungen für ein 
strukturierteres Informationsmanagement im Austausch mit weiteren Akteuren. 

Gerade für die überwiegend kleinstrukturierten (über 80% der Betriebe hielten in Deutschland 
2007 weniger als 100 Schweine; STATISTISCHES BUNDESAMT, 2007: 73) und oft diversifizier-
ten ökologisch wirtschaftenden Schweinehaltungsbetriebe bedeutet das beschriebene Informa-
tionsmanagement eine große Herausforderung und oft zunehmende Belastung. Unumgänglich 
ist daher bei der Ausweitung und Optimierung eines systematischen Informationsmanage-
ments in der ökologischen Schweinehaltung die Betrachtung der derzeitigen Rahmenbedin-
gungen (Betriebsstrukturen) der Betriebe. Hierbei ist anzunehmen, dass viele Betriebe auf-
grund zu kleiner Betriebsstrukturen die Relevanz von Informationsmanagement unterschät-
zen. Zu überprüfen ist daher das derzeitige Engagement (Verhalten) der Betriebe in Bezug auf 
diese Thematik. Dies wird in Anlehnung an die Verhaltenstheorie von AJZEN und FISHBEIN 
(1977) im Wesentlichen von drei Dingen beeinflusst. Erstens von deren Einstellung zum Ver-
halten (einer Bewertung, die ein Individuum bezüglich einer Sache vornimmt), zweitens einer 
subjektiven Norm (der Einfluss Dritter) und drittens einer wahrgenommenen Verhaltenskon-
trolle (z.B. mangelnde Fähigkeiten). Hier gilt es, einflussnehmende Kriterien zu priorisieren.  

Das Verhalten hängt unweigerlich auch mit dem Nutzen, den das Informationsmanagement 
für den Betrieb bringt, zusammen. In Anlehnung an die Theorie des „homo oeconomicus“ 
steht demnach das Bestreben „…seinen Nutzen unter den Prämissen Effizienz, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckrationalität zu maximieren…“ auch für viele ökologisch wirtschaftende 
Betriebe mittlerweile im Vordergrund (NELL und KUFELD, 2006: 3). Im Hinblick auf den Ein-
satz von Informations- und Kommunikationssystemen (wie z.B. überbetrieblichen Informati-
onsmanagementsystemen zur Unterstützung des Datenaustausches) steht zudem  das Techno-
logie-Akzeptanz-Modell im Fokus dieser Studie (VENKATESH, 2000). Zentrales Ziel der hier 
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dargestellten Untersuchung ist es vor dem beschriebenen Hintergrund, Schwachstellen im 
Informationsmanagement zu identifizieren und mögliche Handlungsoptionen zur Akzeptanz-
steigerung und Verbesserung der Kommunikation aufzuzeigen. 

2 Empirische Methoden und Analyserahmen 

Im Jahre 2007 zählte das Statistische Bundesamt in Deutschland 2178 Betriebe mit ökologi-
scher Schweinehaltung (STATISTISCHES BUNDESAMT, 2007: 73). Ohne spezielle Vorselektion 
wurden insgesamt 1111 Betriebe für diese Befragung angeschrieben. Die notwendigen Ad-
ressdaten wurden von den drei größten deutschen ökologischen Verbänden Bioland, Natur-
land und Demeter ausgewählt und zur Verfügung gestellt. Alle drei Verbände bilden zusam-
men am 1.1.2009 einen Anteil von ca. 80% der gesamten ökologisch bewirtschafteten Betrie-
be (insgesamt 10410) in Deutschland (BUND ÖKOLOGISCHE LEBENSMITTELWIRTSCHAFT E.V., 
2009: 6ff). Auf eine relativierte Betrachtung und Interpretation der Ergebnisse ist dennoch zu 
achten. Ausgewählt wurde eine klassische Befragungsmethodik. In Anlehnung an die Klassi-
fizierung der Befragungstypen von Atteslander bot sich die postalische Befragung, aufgrund 
der spezifisch gegebenen Vorteile, an (ATTESLANDER, 2008: 123).  

Der Aufbau des Fragebogens gliedert sich in Anlehnung an die Zielsetzung in Fragenkomple-
xe zu vier thematischen Bereichen:  

a) Strukturen  

b) Equipment  

c) Aktivität im inner- und überbetrieblichen Informationsmanagement  

d) Potenziale für inner- und überbetriebliches Informationsmanagement 

Der Zeitraum der Befragung erstreckte sich über 4 Wochen im Dezember 2009. Insgesamt 
konnten 170 auswertbare Rückläufe registriert werden. Das entspricht einer Rücklaufquote 
von 15,3%.  

Die Auswertung der erhobenen Daten erfolgte mit dem Statistik-Programm zur Datenanalyse 
SPSS. Die Auswertungen erfolgten zunächst deskriptiv. Mit Häufigkeitsverteilungen können 
vor allem die strukturellen Verteilungen gut abgebildet werden. Da die meisten Fragen auf 
einem ordinalen Skalenniveau basieren bot sich der Median als Lagemaß zur Auswertung an 
(FAHRMEIR et al., 2007: 56). Zur Visualisierung der Verteilung der Stichprobe wurde Box-
Plot ausgewählt, welcher neben dem berechneten Median auch Maximum, Minimum und die 
Quartile verdeutlicht (FAHRMEIR et al., 2007: 67). Durch die weitestgehende Auswahl von 
äquidistanten scores wurde für einige differenziertere Auswertungen der Mittelwert dem Me-
dian als Lagemaß vorgezogen.  

3 Strukturbeschreibung 

Die Charakterisierung der Betriebsstrukturen ist Ausgangspunkt der Auswertung und bietet 
zugleich grundlegende Ergebnisse für die Beurteilung der Rahmenbedingungen für das In-
formationsmanagement in ökologisch produzierenden Schweinehaltungsbetrieben in Deutsch-
land. Die bereits bekannte Tendenz (überwiegend Betriebe mit sehr kleinen Beständen) hin-
sichtlich der Strukturen der Betriebe konnte durch die Ergebnisse der Studie bestätigt werden. 
Demnach sind diese eher kleinstrukturiert und wenig spezialisiert. Relativ verbreitet ist dar-
über hinaus die Direktvermarktung. 

Die Bestandsgrößen streuen stark. Die kleinsten Betriebe halten lediglich ein Tier, und dies 
hauptsächlich für den Eigenbedarf. Der bestandsgrößte Betrieb gibt an, über 210 Sauen-, 3900 
Ferkel- und 1999 Mastplätze zu verfügen. Für überwiegend kleinstrukturierte Betriebe spricht 
vor allem, dass über die Hälfte der Betriebe 50 Tierplätze oder weniger haben, und 34 Betrie-
be sogar 10 oder weniger Plätze angeben. Die Ergebnisse zeigen, dass der größte Anteil der 
Betriebe (67%) im Vollerwerb produziert. Nur 29% produzieren im Nebenerwerb und nur 4% 
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als Hobbyhalter. Es ist jedoch davon auszugehen, dass aufgrund der geringen Relevanz dieser 
Studie für Hobbyhalter der Rücklauf eine verzerrte Darstellung vom Querschnitt zugunsten 
von Neben- und Haupterwerbsbetrieben widerspiegelt. Der Spezialisierungsgrad folgt demge-
genüber der vorab angenommenen eindeutigen Verteilung zugunsten der unspezialisierten 
Betriebe (81%). Nur etwa 1/5 (19 %) der Betriebe produziert spezialisiert.  

Die Vermarktung in den ökologisch wirtschaftenden Schweinehaltungsbetrieben ist sehr un-
terschiedlich und auf vielen Betrieben nicht auf eine Vermarktungsart beschränkt. Sehr ty-
pisch für die ökologische Landwirtschaft, und daher wenig überraschend, ist der große Anteil 
an Direktvermarktern (v.a. über Hofläden) mit 34% der Betriebe. Den zweitgrößten Anteil 
nimmt der Verkauf über die Viehvermarktung (23%), gefolgt von der Vermarktung an den 
Metzger (18%) ein. Nur ein geringer Teil der Betriebe (5%) hält Schweine ausschließlich oder 
zusätzlich für den Eigenbedarf (siehe Abbildung 1). 

Abbildung 3: Vermarktungswege ökologischer, schweinhaltender Betriebe in Deutsch-
land; Mehrfachnennungen möglich (n=168) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

4 Daten- und Informationsmanagement 

Neben den Betriebsstrukturen, als Rahmenbedingungen, steht das Informationsmanagement 
im Fokus dieser Studie. Dieses wird differenziert nach innerbetrieblichem und überbetriebli-
chem Informationsmanagement betrachtet. Beginnend mit dem innerbetrieblichen Informati-
onsmanagement wird zunächst die Ausstattung mit und der Einsatz von Informationstechno-
logien als Kernkomponenten des Informationsmanagements beleuchtet. Die Auswertungen 
ergeben, dass die Ausstattung mit Computer und Internet in den ökologischen, schweinehal-
tenden Betrieben sehr gut ist. Sowohl bei der Ausstattung mit Computern, als auch bei der 
Frage nach einem Internetanschluss antworteten lediglich 2% mit „nein“. Das Interesse an 
Internet und Computer wurde demgegenüber sehr differenziert eingeschätzt (siehe Abbildung 
2). Eine positive Tendenz zu „eher Computer-/ Internetbegeistert“ ist aber im Mittel festzu-
stellen (Mittelwert: 2,68; entspr. + bis 0). Sowohl die technische Ausstattung als auch Motiva-
tion für ein effizientes Informationsmanagement ist demzufolge vorhanden.  
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Abbildung 2: Einstellung von ökologischen, schweinhaltenden Betrieben in Deutsch-
land in Bezug auf Computer und Internet  (n=165) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Demgegenüber ist der Umgang mit Informationstechnologien im Betriebsumfeld auf den öko-
logischen, schweinehaltenden Betrieben sehr verhalten. Knapp 70% der Befragten gaben an, 
„nie“ den Computer zur Auswertung von Daten über die Qualität ihrer Schweine zu nutzen 
(siehe Tabelle 1).  

Tabelle 1: Umgang mit Informationstechnologien in ökologischen, schweinhalten-
den Betrieben in Deutschland (in Prozent) 

Anwendung regelmäßig selten nie 

Ich nutze den Computer zur Auswertung von Daten über die Quali-
tät meiner Schweine (z.B. Tageszunahmen); n=164 12,2 19,5 68,3 

Ich nutze bestimmte Software für die Bestandsbetreuung (Sau-
enplaner); n=163 15,3 5,5 79,1 

Ich nutze darüber hinaus Software für die Betriebsführung (z.B. 
Ackerschlagkartei, wirtschaftliche Betriebsauswertung); n=163 31,9 25,8 42,3 

Ich nutze das Internet, um mich im Bereich Landwirtschaft zu infor-
mieren; n=162 57,4 34,6 8,0 

Ich nutze das Internet zum Datenaustausch mit anderen Akteuren 
der Wertschöpfungskette (z.B. Schlachthof, Vermarkter); n=163 14,1 27,6 58,3 

Ich nutze im Stall mobile, technische Hilfsmittel zur Datenerfassung 
(Palm, etc.); n=163 3,1 2,5 94,5 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Fast 80% nutzen auch keine spezielle Branchensoftware, wie beispielsweise einen Sauenpla-
ner, für die Bestandsbetreuung. Mit Abstand am wenigsten werden mobile, technische Hilfs-
mittel zur Datenerfassung genutzt (94,5%: „nie“). Die Nutzung von Softwareprodukten für 
die Betriebsführung verteilt sich relativ gleichmäßig auf alle drei Antwortkategorien. Der 
größte Anteil fällt aber auch hier in die Kategorie „nie“ (42,3%). Zumindest von knapp mehr 
als der Hälfte (57,4%) regelmäßig genutzt wird das Internet für Informationszwecke mit 
landwirtschaftlichem Hintergrund.  
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Bei der wöchentlich aufgewendeten Zeit für das Informationsmanagement von qualitätsrele-
vanten Daten in der Schweinproduktion gaben die Betriebe (n=156) an, dass der zeitliche 
Aufwand im Durchschnitt bei ca. 1 Stunde (64,72 min) pro Woche liegt. Im Vergleich zu 
konventionell wirtschaftenden Betrieben schätzten sie diesen Aufwand im Mittel als höher 
ein.  

Zur Steigerung der Aktivität im Informationsmanagement gibt es eine Vielzahl von Stell-
schrauben. 15 ausgewählte Kriterien sind in Abbildung 3 dargestellt. Bei allen Kriterien ist 
die Streuung der Antworten sehr ausgeprägt. In den meisten Fällen (11) liegen 50% der Ant-
worten zwischen „Trifft zu“ und „Trifft eher nicht zu“. Der Median fällt dementsprechend in 
7 Fällen auf die Mitte (Unentschlossen).  

Abbildung 3: Einflussfaktoren auf eine Aktivitätssteigerung im Informationsmanage-
ment in ökologischen, schweinhaltenden Betrieben in Deutschland 
(n=136) 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen, Box-Plot (Median, Maximun, Minimun und Quartile) 

Ausschließlich drei Kriterien werden deutlich negativer bewertet (Trifft eher nicht zu): „erst 
ein Zwang von staatl. Stelle“, „mehr Vertrauen in Computer, Internet usw. (Datensicherheit)“ 
und als letztes Kriterium „mehr Fähigkeiten im Umgang mit Computer, Internet etc“. Ihnen 
wird daher ein geringerer Einfluss auf das Verhalten und eine Änderung dessen zugesprochen.  

Demgegenüber werden die folgenden fünf Kriterien im Mittel mit „Trifft zu“ bewertet und 
können daher vor den anderen als Einflussfaktoren auf die Aktivität im Informationsmanage-
ments priorisiert betrachtet werden: 
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1. größere Bestandszahlen 

2. monetäre Anreize 

3. leichter auszufüllende Dokumente 

4. zunächst weniger Verwaltungsaufwand 

5. die Gewissheit einer daraus resultierenden Arbeitsentlastung 

Von dem Punkt „größere Bestandszahlen“ kann eine bisher fehlende Relevanz durch zu kleine 
Bestände abgeleitet werden. Auch die Theorie des „homo oeconomicus“ zeichnet sich hier ab. 
Entweder durch „monetäre Anreize“, oder Arbeitserleichterungen (z.B. „eine Gewissheit einer 
daraus resultierenden Arbeitsentlastung“) würde ein Nutzen für die Betriebe generiert. Deut-
lich wird aber auch, dass die Betriebe scheinbar einer hohen Belastung durch Bürokratie aus-
gesetzt sind. Dafür sprechen die beiden Aspekte „leichter auszufüllende Dokumente“ und 
„zunächst weniger Verwaltungsaufwand“. 

Neben den beschriebenen Zusammenhängen im innerbetrieblichen Informationsmanagement 
erhöht sich durch die Verknüpfung der Betriebe in horizontale und vertikale Netzwerke auch 
die Bedeutung des überbetrieblichen Informationsmanagements. Der Austausch von Quali-
tätsinformationen mit Kunden und Lieferanten ist daher ebenfalls von entscheidender Bedeu-
tung. Abbildung 4 zeigt die Bedeutung differenzierter Aspekte und Inhalte beim Austausch 
von Qualitätsinformationen mit Kunden (z.B. Metzgereien) der landwirtschaftlichen Betriebe. 
Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang der relativ hohe Anteil an Direktvermarktern 
unter den ausgewerteten Betrieben. Diese Betriebe gaben an, einen Großteil der Informatio-
nen zwar vorzuhalten, aber nur bei Bedarf den (End-) Kunden zur Verfügung zu stellen. 

Abbildung 4: Austauschintensität von Qualitätsinformationen von ökologischen, 
schweinhaltenden Betrieben in Deutschland mit ihren Kunden (n=170) 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Vorgenommene Behandlungen

Vorgenommene Impfungen

Tägl. Zunahmen

Eingesetzte Futtermittel

Genetik

Alter

Gewicht

Besonderheiten während der Aufzucht/Mast

Mit jeder Lieferung In regelmäßigen Abständen nie fehlend

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Nichtsdestotrotz ist der aktive Austausch von qualitätsrelevanten Informationen noch eher 
verhalten. Der Anteil an Informationen, welche mit jeder Lieferung ausgetauscht werden, ist 
verhältnismäßig gering. Ausschließlich das Gewicht wird von jedem zweiten Betrieb in dieser 
Häufigkeit weitergegeben. Regelmäßig werden immerhin noch die eingesetzten Futtermittel 
von ca. 45% der Betriebe an Kunden übermittelt. Auffällig ist, dass Angaben zu den täglichen 
Zunahmen bei über 70% der Betriebe nie ausgetauscht und damit als Qualitätsindikator stark 
vernachlässigt werden. Das sehr unterschiedliche Abschneiden der Indikatoren zeigt eine 
starke individuelle Interpretation der qualitätsrelevanten Merkmale.  

In dem Zusammenhang ist anzuzweifeln, dass die Relevanz des kontinuierlichen Informati-
onsaustausches, im Sinne der Rückverfolgbarkeit, für beispielsweise den Ausschluss von mit 
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Antibiotika behandelten Tieren bei Nulltoleranzen, oder im Hinblick auf eine kontinuierliche 
Verbesserung im Qualitätsmanagement, allgemein bekannt ist.  

Die Auswertung beim Umgang mit Informationstechnologien ergab bereits, dass der Aus-
tausch von Daten mit anderen Akteuren der Wertschöpfungskette über das Internet bisher eher 
verhalten stattfindet. Analog dazu ist auch die Nutzung von onlinebasierten Portalen, als eine 
Möglichkeit zum überbetrieblichen Datenaustausch, noch nicht sehr verbreitet. Nur sechs der 
Betriebe nutzen bisher derartige Systeme. Beispiele sind: Nutriweb, LQB (QS) und Orgain-
vent. Im Zusammenhang mit der Auswertung der Nutzung von Softwareprodukten auf den 
Betrieben ist die Aussage hier eindeutig: Branchenspezifische Software wird wenig bis gar 
nicht genutzt. Onlinebasierte Programme werden nur von einer äußerst geringen Anzahl von 
Landwirten genutzt. Da die Anzahl der Nutzer für Internetrecherchen jedoch sehr hoch ist, 
kann davon ausgegangen werden, dass das Internet zwar zur Datengewinnung, nicht jedoch 
zum aktiven Austausch von Informationen genutzt wird. Hier sind also deutliche Potenziale 
zur Effizienzsteigerung gegeben. 

Da durch die zu erwartende geringe Anzahl der Nutzer (von online Portalen) die Akzeptanz 
dieser Technologie nicht direkt abgefragt werden konnte, wurde die Einstellung zu derartigen 
Systemen, und damit zum Austausch von Informationen mit anderen Akteuren, als Indikator 
genutzt (siehe Abbildung 5). 

Abbildung 5: Einstellung der ökologischen, schweinhaltenden Betrieben in Deutsch-
land zu internetbasierten Portalen (n=170) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen, Mittelwert (+/- Standardabweichung) 

Die aktuelle Einstellung zu internetbasierten Systemen für den Informationsaustausch fällt 
demnach eindeutig negativ aus. Außer den zwei Aspekten „Image“ und „Bewusstsein“ (beide 
haben einen Mittelwert von 3) liegen die abgefragten Kriterien ausnahmslos in der negativen 
rechten Hälfte. Am wichtigsten ist die Begründung, dass keine, bzw. wenig „Relevanz“ für 
den eigenen Betrieb gegeben ist (Mittelwert = 3,41). Neben dieser ist, wie bereits angenom-
men, der fehlende „persönliche Nutzen“ ein weiterer entscheidender Faktor für eine durchweg 
negative Einstellung zu onlinebasierten Informationssystemen. 

Ausgehend von dieser, zu erwartenden, negativen Grundeinstellung ist die Frage zu klären, 
wie die Betriebe zu mehr Akzeptanz animiert werden können. Ähnlich den Darstellungen in 
Abbildung 3, stellt auch Abbildung 6 die Kriterien für eine Akzeptanzsteigerung von online-
basierten Portalen vergleichend gegenüber. Auch hier ist die Streuung der einzelnen Argu-
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Die ersten vier Aspekte waren bereits in der Auswertung von Abbildung 3, bezüglich des in-
nerbetrieblichen Informationsmanagements, hervorgetreten. Eine „kostenlose Teilnahme“ ist 
letztendlich nur durch den Systemverwalter zu ermöglichen. Entgegen den Ergebnissen vom 
internen Informationsmanagement spielt bei überbetrieblichen Informationsmanagementsys-
temen der Mangel an Kenntnissen (wie die letzten fünf Aspekte zeigen), eine große Rolle. An 
dieser Stelle kann mit Fort- und Weiterbildung ein Beitrag zur Akzeptanzsteigerung von 
Technologien geleistet werden.  

Der persönliche Nutzen ist das entscheidende Steuerungselement beim Verhalten und der Ak-
zeptanz gegenüber Technologien wie onlinebasierten überbetrieblichen Systemen. Bei einer 
differenzierten Betrachtung der unterschiedlichen Nutzenaspekte bestätigt sich diese Bedeu-
tung (siehe Abbildung 7).  

Abbildung 7: Nutzenerwartungen ökologischer, schweinhaltender Betrieben in 
Deutschland an ein internetbasiertes Portal (n=141) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen, Box-Plot (Median, Maximun, Minimun und Quartile) 

Die Streuung der Antworten reicht zwar auch hier wieder über das gesamte Spektrum, aber in 
den meisten Fällen (8) liegen 50% der Antworten im Bereich 2-3 „Trifft zu“ – „Unentschlos-
sen“. Bei neun Kriterien liegt der Median bei „Trifft zu“. Ausschließlich bei den beiden As-
pekten „eine höhere Arbeitsmotivation“ und „mehr Geld durch staatliche Förderungen“ sind 
die Befragten „Unentschlossen“. Am wichtigsten wir der Nutzen durch eine „sinkende Ar-
beitsbelastung“ eingeschätzt. Hier liegen 50% der Ergebnisse im Bereich zwischen „Trifft 
vollkommen zu“ und „Trifft zu“. Demzufolge wird nicht etwa ein direkter Nutzen, sondern 
mit „sinkender Arbeitsbelastung“ ein indirekter oder relativer Nutzen von den Betrieben als 
primärer Nutzen, der gegeben sein muss, gesehen. 

5 Schlussbetrachtung 

In einer Gesamtschau betrachtet sind die Grundlagen für ein effizientes Nutzen von Daten 
durch die vorhandenen technischen Einrichtungen auf ökologisch wirtschaftenden Betrieben 
gegeben. Trotzdem ist das Informationsmanagement mittels technischer Unterstützung bisher 
eher eingeschränkt und Potenziale für Optimierung bestehen. Analog zur Theorie des homo 

80 



 

oeconomicus (NELL und KUFELD, 2006: 3) leitet sich auch aus den Ergebnissen ab, dass der 
Ansatzpunkt für eine Verbesserung, bzw. Erleichterung des internen Informationsmanage-
ment primär die Erhöhung des Nutzens für den Betrieb darstellt. Dieser kann sowohl monetä-
rerer Natur sein, aber auch eine Arbeitsentlastung darstellen. Wie bereits vermutet bestätigen 
die Ergebnisse auch, dass kleine Bestandszahlen ein wesentlicher Grund für ein verhaltenes 
Informationsmanagement sind. Damit wird die Bestandsgröße direkt mit der Relevanz gekop-
pelt. Kleine Bestandsgrößen entsprechen  einer geringen Relevanz und dementsprechend ge-
ringer Aktivität im Informationsmanagement. Demgegenüber stehen größere Bestandsgrößen 
für eine vorhandene Relevanz und zunehmender Aktivität im Informationsmanagement. 

In Bezug auf das überbetriebliche Informationsmanagement kristallisiert sich bisher auch eine 
eher verhaltene Aktivität heraus. Der kontinuierliche Austausch qualitätsrelevanter Informati-
onen ist demnach noch nicht gegeben, wodurch auch eine effiziente Nutzung der Daten nicht 
gewährleistet ist. Eine kontinuierliche Verbesserung im Sinne eines erwünschten Qualitäts-
managements wird dadurch als gestört eingeschätzt.  

Bevor daher an dieser Stelle über den Einsatz von überbetrieblichen Informationssystemen 
gesprochen wird, ist es empfehlenswert, im Rahmen von gezielten Fort- und Weiterbildungen 
mehr über die Relevanz (über z.B. die Thematik, den persönlichen Nutzen) zu vermitteln.  

Ob und wie ein Austausch von qualitätsrelevanten Informationen in der ökologischen 
Schweinefleischproduktion in Deutschland mittels überbetrieblicher Informationssysteme 
gestaltet wird, ist bisher nur aus Einzelfällen abzuleiten. Da ein genereller Trend zum digita-
len Datenaustausch besteht, werden sich onlinebasierte Systeme zum Informationsaustausch 
auch in Zukunft weiterentwickeln. Bereits bestehende Systeme aus der konventionellen Pro-
duktion bieten hier eine solide Basis. Dennoch stellen die besonderen Bedingungen der öko-
logischen Produktion die Entwickler vor neue Herausforderungen. Hier sei das Beispiel der 
stark reglementierten Antibiotikagaben in der ökologischen Produktion bei bisher noch feh-
lender Einzeltieridentifikation genannt. Eine weitere zu überwindende Hürde, die der einheit-
lichen Datenstandards, wird bei DOLUSCHITZ et. al (2010) für konventionelle Systeme darge-
legt, ist aber auch für die ökologische Produktion nicht weniger relevant, da auch hier, wie 
dargestellt, unterschiedliche Software auf den Betrieben eingesetzt wird. Auf der Seite der 
Betriebe zeigt die Studie, dass derzeit noch eine Informationslücke bezüglich der Relevanz 
und den Vorteilen besteht. Dass ein Nutzen für den Betrieb entstehen muss, ist aber bereits 
mit dieser Studie nachgewiesen und daher unerlässlich bei der Einführung derartiger Systeme.  
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ZUR STABILITÄT VON GESCHÄFTSBEZIEHUNGEN AUF DEM LANDPACHTMARKT: 

EINE KAUSALANALYSE ZUR WECHSELBEREITSCHAFT VON VERPÄCHTERN 

Friederike Albersmeier, Cord-Herwig Plumeyer, Birgit Schulze, Ludwig Theuvsen1 

Zusammenfassung 

Die Pacht landwirtschaftlicher Nutzflächen nimmt im Vergleich zum Kauf in Deutschland 
eine herausragende Stellung ein. Infolge dessen beeinflussen die Entwicklungen auf dem 
Pachtmarkt die strategischen Entwicklungsmöglichkeiten landwirtschaftlicher Betriebe sehr 
stark. Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, Einflussfaktoren auf die Stabilität der Pachtver-
hältnisse aus Perspektive der Landeigner zu analysieren. Als Basis dient eine Befragung von 
264 Verpächtern in Niedersachsen. Die Ergebnisse zeigen, dass eine gute Beziehung zu den 
Pächtern für die Befragten grundsätzlich sehr wichtig ist und diese die Wechselbereitschaft 
reduziert, wenngleich der Effekt von Preiszufriedenheit und tatsächlichem Pachtpreis größer 
ist. Es wird ferner deutlich, dass die Verpachtung an Bekannte ein wesentlicher Ansatz der 
Verpächter ist, um die mit der Pächtersuche verbundene Unsicherheit zu reduzieren. Dies 
stellt eine wichtige Eintrittsbarriere für ortsfremde Pächter dar.  

Keywords 

Beziehungsqualität, Bekannte, opportunistisches Verhalten, Preiszufriedenheit, PLS  

1 Einleitung 

Im Zuge des Strukturwandels gelangen mehr und mehr landwirtschaftliche Nutzflächen auf 
den Bodenmarkt, wobei die Pacht im Vergleich zum Kauf in Deutschland eine herausragende 
Stellung einnimmt: der durchschnittliche Pachtflächenanteil pro Betrieb stieg von 53,3% im 
Jahr 1991 auf 61,8 % in 2007 (DESTATIS, 1992/2008). Bundesweit bewirtschaften rund 69% 
aller landwirtschaftlichen Betriebe Pachtflächen. Dabei beträgt der Pachtflächenanteil an der 
Betriebsfläche im Jahr 2007 im früheren Bundesgebiet 53,3 %, während er in Ostdeutschland 
geschichtlich bedingt erheblich höher ist (78,9 %). Insgesamt waren in 2007 mehr als 10% 
aller Betriebe (42.000) reine Pachtbetriebe (BMELV, 2010, S. 10).  

Aufgrund der Bedeutung des Bodens als wichtigster Produktionsfaktor und maßgebliche Kos-
tenstelle nehmen die Entwicklungen auf dem Pachtmarkt starken Einfluss auf die strategi-
schen Entwicklungsmöglichkeiten der wirtschaftenden Betriebe (THEUVSEN, 2007; DBV, 
2009; BERTELSMEIER, 2004; PLUMEYER, 2006). Der Wachstumsdruck in der Landwirtschaft 
führt insbesondere in Westdeutschland zu intensivem Wettbewerb zwischen den pachtenden 
Landwirten, so dass von einem Verpächtermarkt (KLARE 1993) gesprochen werden muss, in 
dem die Landeigner zwischen einer größeren Zahl an Nachfragern wählen können.  

Die unterschiedlichen Interessenlagen von Pächtern und Landeignern wurden insbesondere im 
Preisboom 2007/2008 deutlich (TOEWS 2010). Viele Verpächter drohten zu dieser Zeit mit 
einem Wechsel des Pächters, da sie mit den bestehenden Pachtverträgen nicht von den Preis-
steigerungen profitierten. Gleichzeitig sind den Autoren aber auch viele (westdeutsche) Fälle 
bekannt, in denen die Entscheidung für einen Pächter eher aufgrund guter persönlicher Bezie-
hungen als aufgrund des gebotenen Pachtpreises gefällt wurde (vgl. auch TOEWS 2010). Für 
wachstumswillige Landwirte heißt dies zum einen, gute Beziehungen zu potenziellen künfti-
gen Verpächtern aufzubauen und zu pflegen und zum anderen auch gegenüber den aktuellen 

                                                 
1  Department für Agrarökonomie und Rurale Entwicklung, Georg-August-Universität Göttingen, Platz der 
Göttinger Sieben 5, 37073 Göttingen. E-Mail: falbers@uni-goettingen.de 
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Verpächtern aktiv für eine gute Beziehung zu sorgen, um eine langfristige Pachtperspektive 
auch jenseits der üblichen zwölfjährigen Verträge zu haben. 

Dieser Beitrag geht der Frage nach, inwieweit diese bisher nur anektdotisch bekannten Zu-
sammenhänge empirisch nachgewiesen werden können, und welche Handlungsempfehlungen 
zur aktiven Beziehungsgestaltung durch die Pächter sich daraus ableiten lassen. Als Basis 
dient eine schriftliche Befragung von 264 Verpächtern in Niedersachsen. Nachfolgend werden 
die Besonderheiten von Geschäftsbeziehungen auf dem Landpachtmarkt dargestellt. Im An-
schluss erfolgt die Erläuterung der Vorgehensweise und Methodik – zunächst werden die 
zugrunde liegenden Hypothesen abgeleitet und das Forschungsmodell präsentiert, dann der 
Ablauf der empirischen Studie sowie die Stichprobe beschrieben. In Kapitel 4 erfolgt die Dar-
stellung der Ergebnisse des Kausalmodells. Die Resultate werden abschließend vor dem Hin-
tergrund der Literatur diskutiert und in einem Fazit zusammengefasst. 

2 Geschäftsbeziehungen auf dem Pachtmarkt  

Der Pachtmarkt ist in der Vergangenheit immer wieder Gegenstand wissenschaftlicher Analy-
sen gewesen. Untersucht wurden beispielsweise das Zustandekommen der Pachtpreise, die 
Auswirkungen von entkoppelten Direktzahlungen, und die Existenz von pächter- und ver-
pächterseitiger Marktmacht. Aktuellere Studien beschäftigen sich vorrangig mit der Ver-
tragsausgestaltung und hierbei primär mit Regelungen zur flexiblen Anpassung von Pacht-
preisen (JOACHIMSEN, 2008; BREUSTEDT und DREPPER, 2009; PLUMEYER et al., 2010; 
BREUSTEDT et al., 2010). MARGARIAN (2008) untersucht zudem die Ursachen für Unterschiede 
im regionalen Preisniveau auf Basis von Pachtdaten der Agrarstrukturerhebung von 1999, und 
BAHRS und HELD (2007) erörtern die Auswirkungen steigender Agrarrohstoffnachfrage auf 
den Bodenmarkt. 

Der vorliegende Beitrag widmet sich dagegen spezifischer den Einflussfaktoren auf die Stabi-
lität der Pachtverhältnisse unter Rückgriff auf sozialpsychologische Konstrukte, wie sie in 
Ansätzen des Relationship Managements zur Anwendung kommen. Hintergrund ist die – bis-
lang auf anektdotischer Evidenz beruhende – Vermutung, dass neben dem Pachtpreis auch die 
persönlichen Beziehungen eine Rolle bei der Pächterauswahl und der Verlängerung von 
Pachtverträgen spielt. Im Folgenden werden zunächst der Pachtmarkt und die Beziehung zwi-
schen Pächter und Verpächter genauer beschrieben, bevor aus der sozialpsychologischen For-
schung zum Relationship Management Hypothesen zu den Bestimmungsfaktoren dauerhafter 
Verpächter-Pächter-Beziehungen abgeleitet werden. 

2.1 Funktionsweise und Charakteristika des Pachtmarktes 

Nach dem Landpachtverkehrsgesetz müssen Abschlüsse und Änderungen von Pachtverträgen 
bzgl. Dauer und Vertragsleistungen der zuständigen Behörde gemeldet werden. Ausgenom-
men sind Verträge zwischen Verwandten ersten bis dritten Grades bzw. Verschwägerten 
zweiten Grades. Verträge mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren müssen schriftlich ge-
schlossen werden, andernfalls gelten sie auf unbestimmte Zeit. Traditionell haben mündliche 
Pachtverträge in der Landwirtschaft eine vergleichsweise hohe Bedeutung (WEHNER, 1987). 
Während mündliche Absprachen meist für unbestimmte Zeit getroffen werden, ist die Pacht-
dauer bei schriftlichen Kontrakten regelmäßig Verhandlungssache (GRIMM, 2004); auch in 
diesem Fall laufen Pachtungen jedoch über mehrere Jahre. Die geschäftsnotwendige Interak-
tionshäufigkeit zwischen den Geschäftspartnern ist damit eher gering.  

Wie von MARGARIAN (2008, S. 4) beschrieben, sollte sich der Pachtpreis im Idealfall an der 
Ertragsfähigkeit des Bodens orientieren. Hierfür spielen die Bodenqualität, aber z. B. auch 
Lieferrechte, klimatische Bedingungen, der Zuschnitt, die Neigung und die Erreichbarkeit der 
Flächen sowie die Nähe zum Absatzmarkt eine Rolle. Aufgrund des Wachstumsdrucks in 
intensiven Veredlungsregionen und Gebieten mit hoher Biogasanlagendichte spiegeln die 
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Hier stellt der Strukturwandel neue Herausforderungen. In der Vergangenheit waren rein pri-
vate Kontakte zwischen (potenziellen) Pächtern und Verpächtern innerhalb der Dorfgemein-
schaft meist selbstverständlich. Mit dem Rückgang der Zahl landwirtschaftlicher Betriebe in 
vielen Orten verlieren persönliche Bekanntschaften und regelmäßige soziale Kontakte jedoch 
an Bedeutung. Verpächter in zweiter oder dritter Generation werden kaum noch Bezug zur 
Landwirtschaft haben und somit neue Anhaltspunkte brauchen, um sich für einen Pächter zu 
entscheiden.  

Insgesamt wird damit deutlich, dass nicht nur die Pächter, sondern grundsätzlich beide Seiten 
ein wirtschaftliches Interesse daran haben können, eine stabile, über eine Pachtperiode hinaus 
gehende Geschäftsbeziehung mit einem Landeigner aufzubauen: Wachstumswillige Betriebe 
benötigen eine langfristige Planungssicherheit für ihre Pachtflächen, um eine solide Kalkula-
tionsgrundlage zu haben. Für die Verpächter reduziert die dauerhafte (Wieder-)  Verpachtung 
der Flächen an denselben Landwirt Transaktionskosten in Form von Such-, Verhandlungs- 
und Kontrollkosten, wenn man davon ausgeht, dass bei der Suche nach neuen Pächtern Ge-
spräche mit mehreren verschiedenen Bewerbern geführt würden und Unsicherheit bzgl. deren 
Kompetenz und Zuverlässigkeit besteht. Zudem kann die Verpachtung an Bekannte den loka-
len Zusammenhalt fördern.  

Aus diesen Überlegungen resultiert die Forschungsfrage dieses Beitrags: Welche Faktoren 
beeinflussen die Wechselbereitschaft von Verpächtern? Da Themen wie Wechselbereitschaft 
und Treue gegenüber Geschäftspartnern seit mehr als zwei Jahrzehnten Gegenstand der For-
schung zum Channel Marketing und Relationship Management sind, wird für die Hypothe-
sen- und Modellentwicklung im Folgenden auf diese Forschung zurück gegriffen. 

2.2 Relationship Management 

Zentrale Konstrukte der Forschung zur Stabilität von Geschäftsbeziehungen sind Vertrauen 
und Zufriedenheit in bzw. mit der Zusammenarbeit (vgl. MORGAN und HUNT, 1994; HENNIG-
THURAU et al., 2002), für die ein Einfluss auf Commitment oder Loyalität gegenüber dem 
Geschäftspartner nachgewiesen wird. Commitment steht dabei sowohl für ein inneres Ver-
pflichtungsgefühl als auch für die konkrete Intention zur Fortsetzung einer Geschäftsbezie-
hung, während Loyalität die tatsächliche Fortsetzung der Geschäftsbeziehung beschreibt 
(SCHULZE et al. 2008). Basierend auf den abschließenden Überlegungen des vorangegangenen 
Abschnitts zum Pachtmarkt soll somit zunächst die Kern-Hypothese geprüft werden, dass eine 
gute Beziehung zwischen Pächter und Verpächter die Stabilität der Geschäftsbeziehung er-
höht und somit die Wechselbereitschaft senkt (H1). Die Wechselbereitschaft wird dabei als 
Negativum des kognitiven Commitments operationalisiert. 

Als Einflussfaktoren auf die Entstehung dieser Beziehungsvariablen wurden in unterschiedli-
chen Branchen und Kontexten eine Vielzahl von Aspekten ermittelt, von denen die auf den 
Pachtmarkt übertragbaren im Folgenden knapp dargestellt werden, um die Hypothesen für das 
Forschungsmodell (vgl. Abbildung 1) abzuleiten.  

MORGAN und HUNT (1994) wiesen mit ihrem „Key mediating variable“- (KMV)-Modell des 
Relationship Marketings nach, dass Commitment und Vertrauen als Mediatoren zwischen den 
fünf Basisfaktoren Beendigungskosten, Beziehungsnutzen, geteilte Werte, Kommunikation 
und opportunistisches Verhalten sowie den fünf Ergebnisgrößen Nachgiebigkeit, Wechselbe-
reitschaft, Kooperation, funktionelle Konfliktlösung sowie Unsicherheitsreduktion fungieren. 

Der Beziehungsnutzen wird bei MORGAN und HUNT (1994, S. 24) als Leistung eines Zuliefe-
rers definiert und lässt sich auf Pachtbeziehungen insofern übertragen, als die ordentliche Be-
wirtschaftung der Flächen einen Wert für den Verpächter darstellt und somit die Beziehungs-
qualität erhöht (H2a) und die Wechselbereitschaft reduziert (H2b). Dabei ist davon auszuge-
hen, dass Verpächter, die bereits bei der Wahl der Pächter Wert auf deren Erfolg und Zu-
kunftsfähigkeit legen, in der Folge auch zufriedener mit deren Leistung sein werden (H3). 

88 



 

Einen weiteren Beziehungsnutzen dürfte die zuverlässige Zahlung des Pachtzinses darstellen: 
je zuverlässiger die Pachtzahlung desto besser die Beziehungsqualität (H4a) und desto höher 
auch die Preiszufriedenheit (H4b). Daneben wird unterstellt, dass je mehr Verpächter Wert 
auf eine zuverlässige Zahlung legen, sie umso mehr, zur Reduktion diesbezüglicher Unsicher-
heiten, an ihnen bekannte Personen verpachten (H4c). 

Die direkte Kommunikation ist das maßgebliche Mittel, um sich über gegenseitige Absichten 
und auch über Werte und Weltanschauungen zu verständigen. MATANDA und SCHRODER 
(2004) betonen den positiven Einfluss der Kontakthäufigkeit zwischen den Geschäftspartnern 
auf die Beziehungsqualität, den wir mithin auch für das das Verhältnis zwischen Pächter und 
Verpächter annehmen (H5).  

Im Hinblick auf mögliches opportunistisches Verhalten der Pächter spielt das eigene Wissen 
der Verpächter eine große Rolle. Im Sinne der Prinzipal-Agenten-Theorie (JENSEN und 
MECKLING, 1976) hat der Pächter gegenüber dem Verpächter einen Informationsvorsprung 
und kann diesen durch verdeckte Handlungen ausspielen. Je genauer der Verpächter sich je-
doch selbst in der Landwirtschaft auskennt, desto weniger können die Pächter die Verpächter 
ausnutzen (H6). In Anlehnung an ANDERSON und NARUS, (1990) nehmen wir an, dass das 
Gefühl, die Pächter könnten alles mit dem Verpächter machen, eine negative Wirkung auf die 
Qualität der Geschäftsbeziehung (H7a) und die Preiszufriedenheit (H7b) haben wird und die 
Wechselbereitschaft fördern (H7c). Die Kontrollhäufigkeit sollte zudem umso höher sein, je 
stärker das Gefühl des Ausgeliefertseins (H7d). 

Aus der Forschung zum Relationship Management ist bekannt, dass eine gute Geschäftsbe-
ziehung nicht nur die Wechselbereitschaft reduziert und damit die Stabilität der Geschäftsbe-
ziehung fördert (HENNIG-THURAU et al., 2002; GIERL und GEHRKE, 2004), sondern dass auch 
der Preis an Relevanz verliert. Im Falle von B2C-Geschäftsbeziehungen wird dabei von Preis-
erhöhungstoleranz beim Kunden gesprochen (BRUHN, 2006). In B2B-Beziehungen wäre ana-
log denkbar, dass Geschäftspartner auf eine Preiserhöhung verzichten oder ein Lieferant 
schlechtere Auszahlungspreise für einen gewissen Zeitraum akzeptiert, weil die Aufrechter-
haltung der guten Geschäftsbeziehung wichtiger erscheint (SPILLER et al., 2005). In den meis-
ten Studien wird der Preis allerdings gar nicht direkt thematisiert. Dass die Pachtpreise von 
nicht zu unterschätzender Relevanz in den Beziehungen sind, haben die Reaktionen der Ver-
pächter im Zuge des Preisbooms der Jahre 2007/08 deutlich gezeigt, infolge dessen es ver-
mehrt zu Neuverhandlungen der Pachtpreise kam. Hieraus resultiert die Hypothese eines di-
rekten negativen Einflusses der Höhe des Pachtpreises auf die Wechselbereitschaft der Ver-
pächter (H8a).  

Das Involvement der Verpächter im Hinblick auf die Pachtpreise kann jedoch insgesamt als 
sehr heterogen angenommen werden, da die wirtschaftliche Abhängigkeit der Landeigner von 
den Pachteinnahmen unterschiedlich hoch ist. Für ein Modell zur Messung der Stabilität von 
Geschäftsbeziehungen im Pachtmarkt erscheint es daher wichtig, den Einflussfaktor Preis 
nicht nur über die tatsächlich gezahlten Pachtpreise zu operationalisieren, sondern auch die 
verhaltenswissenschaftliche Perspektive einzubeziehen und ebenfalls den Einfluss des Pacht-
preises auf die Preiszufriedenheit (H8b) sowie den Einfluss letzterer auf die Wechselbereit-
schaft zu untersuchen (H9).  

Im Sinne des Forschungsziels ist auch die Hypothese zu prüfen, dass bei einer Verpachtung 
an Bekannte eine höhere Preiszufriedenheit entsteht (H10a). Gleichzeitig wird, wie bereits 
oben erläutert, vermutet, dass bei Verpachtung an Bekannte der Pachtpreis niedriger ausfällt 
(H10b), bei gleichzeitig positivem Einfluss auf die Beziehungsqualität (H10c) und einer ge-
ringeren Befürchtung opportunistischen Verhaltens (Risikoreduktion, H10d). Zudem  wird 
vermutet, dass soziale Normen dazu führen, dass bei Verpachtung an Bekannte eine geringere 
Bereitschaft zum Pächterwechsel besteht (H10e). 
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Hinsichtlich der Preiszufriedenheit kann angenommen werden, dass im Falle eines intakten 
und vertrauensvollen Verhältnisses der Preis eher als zufriedenstellend empfunden wird, als 
wenn die Beziehung schlecht ist. Es soll also geprüft werden, ob die Beziehungsqualität einen 
positiven Einfluss auf die Preiszufriedenheit hat (H1b). Darüber hinaus wird vermutet, dass 
die Kontrollhäufigkeit umso geringer ist, je besser die Beziehung (H1c). Abbildung 1 zeigt 
das vollständige Forschungsmodell. 

Abbildung 1: Forschungsmodell mit Hypothesen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

3 Konzeptionierung der empirischen Studie 

3.1 Studiendesign 

Die quantitative Messung der Beziehungsqualität im Rahmen von Pachtverhältnissen steht 
grundsätzlich vor der Herausforderung, dass die Verpächter in der Regel mehrere Pachtver-
hältnisse mit unterschiedlichen Geschäftspartnern haben. Dabei muss davon ausgegangen 
werden, dass die einzelnen Beziehungen durchaus verschiedenartig ausfallen. In der hier prä-
sentierten Erhebung wurden die Verpächter aus Platzgründen nicht zur Bewertung einzelner 
Pachtverhältnisse, sondern vielmehr zur generellen Bewertung ihrer Beziehungen zu den 
Pächtern aufgefordert.  

Insgesamt wurden für die Erhebung im März 2009 mit Hilfe des Landvolkes Niedersachsen 
standardisierte Fragebögen an 1.000 Verpächter verschickt. Die Rücklaufquote betrug 26,4 % 
(N=264). Alles in allem handelt es sich um ein „convenience sample“; die Studie erhebt kei-
nen Anspruch auf Repräsentativität.  

Die Abfrage von Einstellungen erfolgte mit 5-stufigen Likert-Skalen. Die Datenanalyse wurde 
sowohl mit der Statistiksoftware SPSS 17.0 als auch mit dem Programm SmartPLS 2.0.M3 
durchgeführt (RINGLE et al., 2005). Die Partial Least Squares- (PLS-)Analyse ist eine inzwi-
schen weit verbreitete Form der Strukturgleichungsmodellierung. Die zugrundeliegenden Ver-
fahren (Pfadanalyse, Hauptkomponentenanalyse und Regression) sind varianzbasiert (HENSE-

LER et al., 2009). Mit einem zweistufigen Ansatz wird zunächst die Güte der Messung der 
latenten Konstrukte (Messmodell) in Bezug auf seine Reliabilität und Validität evaluiert, da-
nach erfolgt die Überprüfung der Hypothesen zu den Wirkbeziehungen (Strukturmodell). PLS 
eignet sich gut für komplexe Modelle und explorative Studien aus und wurde daher für die 
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wirtschaftung (H2a; ß=0,29). Einen signifikanten Einfluss hat zudem die Vermutung opportu-
nistischen Verhaltens bei den Pächtern (H7a; ß = -0,12), während die Zahlungszuverlässigkeit 
(H4a) keine Bedeutung für die von den Verpächtern wahrgenommene Beziehungsqualität hat. 
Einen signifikanten positiven Einfluss auf die Zufriedenheit mit der Bewirtschaftung hat die 
Präferenz für erfolgreiche Zukunftsbetriebe (H3, ß = 0,18). 

Die Preiszufriedenheit wird vom tatsächlichen durchschnittlichen Pachtpreis positiv beein-
flusst wird (H8b; 0,18) und besitzt wie vermutet einen negativen Einfluss auf die Wechselbe-
reitschaft (H9; ß = -0,28). Fürchten Verpächter opportunistisches Verhalten, so führt dies zu 
einer geringeren Preiszufriedenheit (H7b; ß = -0,26). Auch der  der durchschnittliche Pacht-
preis (H8a; -0,14) steht im negativen Zusammenhang mit der Wechselbereitschaft, die aber 
durch die Annahme opportunistischen Verhaltens durch die Pächter verstärkt wird (H7c; ß = 
0,13). Die Zufriedenheit mit der Bewirtschaftung (H2b) hat dagegen keinen Einfluss.  

Die Resultate des Strukturmodells in Abbildung 2 zeigen, dass die wahrgenommene Bezie-
hungsqualität der Verpächter insgesamt zu 46 % durch die im Forschungsmodell angenom-
menen Konstrukte erklärt werden kann, während die Preiszufriedenheit ein R2 von 0,26 und 
die Wechselbereitschaft von 0,20 aufweist.  

5 Diskussion  

Die Analysen haben die wesentlichen Hypothesen dieses Beitrags bestätigt und geben interes-
sante Einblicke in die Bestimmungsgrößen stabiler Geschäftsbeziehungen. Neben Preiszufrie-
denheit und durchschnittlichem Pachtpreis beeinflusst auch die Qualität der Geschäftsbezie-
hung die Wechselbereitschaft. Der tatsächliche Pachtpreis, der als Durchschnittswert aller 
Flächen von den Probanden angegeben wurde, beeinflusst Wechselbereitschaft und Preiszu-
friedenheit. Die um die Bodengüte korrigierte Größe Pachtpreis/Bodenpunkt hatte dagegen 
keinen Einfluss. Dies könnte ein Hinweis sein, dass aufgrund der Intransparenz der Preisbil-
dung nur die tatsächlich erhaltenen Preise verglichen werden, ohne zu berücksichtigen, wel-
che verschiedenen Faktoren die Unterschiede gegebenenfalls rechtfertigen.  

Landeigentümer, die bei der Vergabe der Pachtflächen weniger vom Pachtpreis als von der 
Qualifikation und dem Erfolg des potenziellen Pächters geleitet werden, weisen später eine 
größere Zufriedenheit hinsichtlich der Bewirtschaftungsweise auf. Dies schlägt sich in einer 
positiv wahrgenommenen Beziehungsqualität nieder und hat somit auch einen indirekten Ef-
fekt auf die Wechselbereitschaft. Aus den offenen Antworten zu den Auswahlkriterien hätte 
man durchaus einen direkten Beitrag dieser Größe vermuten können, während der Einfluss 
des Preises nach den offenen Antworten unterschätzt worden wäre. Möglicherweise scheuen 
sich die Befragten auch, den Preis offen als wichtiges Kriterium zu nennen. 

Es wird darüber hinaus deutlich, dass die Verpachtung an Bekannte einen wichtigen Anker-
punkt für Verpächter darstellt, um Unsicherheit bezüglich der Zahlungszuverlässigkeit zu 
reduzieren: je mehr Wert auf diese Größe gelegt wird, desto mehr wird an Bekannte verpach-
tet. Auch hat die Verpachtung an Bekannte eine positive Wirkung auf Preiszufriedenheit und 
Beziehungsqualität und beeinflusst somit indirekt auch die Wechselbereitschaft. Eine direkte 
Beziehung konnte dagegen nicht festgestellt werden – soziale Normen oder ähnliches, die zu 
einer inneren Verpflichtung zur Fortsetzung der Beziehung führen könnten, existieren zumin-
dest in dieser Stichprobe offensichtlich nicht.  Die Ergebnisse zeigen aber, dass für Ortsfrem-
de nach wie vor hohe Eintrittsbarrieren bestehen.  

Die Verpächter sind umso wechselbereiter, je mehr sie sich vom Wohlwollen der Pächter ab-
hängig fühlen. Die eigenen Landwirtschaft auskennen, desto geringer ist dieses Gefühl. Da 
dieses jedoch keinen Einfluss auf die Flächenbeobachtung hat und gleichzeitig die Bezie-
hungsqualität positiv auf letztere wirkt, kann vermutet werden, dass die Flächenbeobachtung 
weniger als Maßnahme zur Kontrolle der Pächter, sondern viel mehr als fortbestehendes Inte-
resse am landwirtschaftlichen Geschehen zu verstehen ist. Pächter sollten somit ihren Ver-

94 



 

pächtern diese Möglichkeit keinesfalls verwehren, sondern als wohlwollendes Interesse und 
Basis für den vertrauensvollen Austausch werten. Dies ist auch vor dem Hintergrund des gro-
ßen Einflusses der Kontakthäufigkeit auf die Beziehungsqualität wichtig. 

6 Fazit und Limitationen 

Die Studie bietet erste Einsichten in die Determinanten stabiler Beziehungen zwischen Päch-
tern und Verpächtern. Sie erweitert den Blickwinkel auf den Pachtmarkt und zeigt, dass neben 
dem Preis weitere sozialpsychologische Konstrukte eine Rolle bei der Entstehung und Fort-
setzung von Pachtverhältnissen spielen. Wichtige Determinanten bleiben jedoch noch im 
Dunkeln, wie die Erklärungskraft von nur 20% zeigt. So blieben die Relevanz der Pachtein-
nahmen für das Gesamteinkommen des Verpächters, aber auch persönlichkeitsbezogene Cha-
rakteristika wie beispielsweise die grundsätzliche Beziehungsorientierung unberück-sichtigt. 
Die mangelnde Berücksichtigung der Existenz mehrerer Pachtverhältnisse pro Verpächter – in 
dieser Stichprobe im Mittel 2,8 – mag die Erklärungskraft ebenfalls schmälern: in der Befra-
gung wurden nur Bewertungen über alle Pächter zusammen erhoben.  

In einer neuen Studie sollte auch erfasst werden, wie lange die Pachtverträge bereits gelten 
und für welchen Zeitraum sie geschlossen wurden. Die Anzahl potenzieller Pächter für die 
Flächen sollte mit erfasst werden, um die Abhängigkeitsverhältnisse besser abbilden zu kön-
nen. Auch agrarstrukturelle Besonderheiten anderer, insbesondere der ostdeutschen Bundes-
länder müssten explizit berücksichtigt werden, und der Rolle sozialer Normen und persönli-
cher Beziehungen (embeddedness) sollte in neuen Untersuchungen ebenfalls noch gezielter 
nachgegangen werden. Schließlich ist anzumerken, dass nur Paneldaten eine eindeutige Er-
mittlung von Kausalitäten zulassen würden. Die sehr langen Vertragslaufzeiten stellen dabei 
jedoch eine große Herausforderung dar. 
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SIND ERFOLGREICHE BETRIEBSLEITER TATSÄCHLICH ERFOLGREICH?  
DAS POTENZIAL FÜR FEHLINTERPRETATIONEN BEI DER KENNZAHL  

‚NETTORENTABILITÄT‘ 

Niklas Blanck und Enno Bahrs1 

Zusammenfassung 

Das Testbetriebsnetz ist eine der wichtigsten Datenquellen für einzelbetriebliche Wirtschafts-
ergebnisse landwirtschaftlicher Betriebe in Deutschland. Die Kennzahl ‚Nettorentabilität‘ 
gewinnt dabei als Vergleichsmaßstab und erfolgsbasiertes Differenzierungskriterium für un-
terschiedlich strukturierte Betriebe zunehmend an Bedeutung. Unterschiedliche methodische 
Vorgehensweisen bei der Bewertung des Faktors Boden und eine unvollständige Datenerhe-
bung bei Personengesellschaften können jedoch zu Verzerrungen insbesondere bei der Ergeb-
nisdarstellung führen. Je nach Auswertung oder Region weisen identisch strukturierte Betrie-
be erheblich voneinander abweichende Nettorentabilitäten auf. Interinstitutionelle und inter-
regionale Vergleiche sowie die betriebswirtschaftliche Auswertung der Daten erfordern daher 
eine genaue Kenntnis der Berechnungsmethodik und der steuerlich bedingten Friktionen. Der 
Beitrag beschreibt die zu berücksichtigenden Aspekte und analysiert ihre Folgen. Möglichkei-
ten zur Verbesserung der Datenbasis werden aufgezeigt und ihre Umsetzbarkeit geprüft. 

Keywords 

Nettorentabilität, Testbetriebsnetz, Bodenbewertung, Betriebsanalyse 

1 Einleitung  

Das deutsche Testbetriebsnetz stellt anhand von Buchführungsergebnissen jährlich mikroöko-
nomische Daten land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur Verfügung und vermittelt Infor-
mationen über regionale, größen-, rechtsform- oder betriebsformspezifische Sachverhalte 
(BMELV 2009a). Es dient damit als Grundlage für Auswertungen und Entscheidungen in 
Beratung, Wissenschaft und Politik. Das System basiert auf den Buchführungsabschlüssen 
ausgewählter landwirtschaftlicher Betriebe. Die auf Grundlage des BMELV-Jahresabschlus-
ses erstellten Betriebsergebnisse werden von den teilnehmenden landwirtschaftlichen Buch-
stellen und Betrieben an die zuständigen Landesstellen weitergeleitet und sowohl auf Länder-
ebene durch die Landesbehörden als auch zentral auf Bundesebene durch das Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) ausgewertet. 

Eine zentrale Kennzahl der Auswertungen ist die ‚Nettorentabilität‘. Sie ermöglicht einen 
Erfolgsvergleich zwischen unterschiedlichen Rechtsformen und gewinnt als Vergleichsmaß-
stab für Betriebe mit unterschiedlichen Produktionsfaktoren sowie damit zusammenhängen-
den unterschiedlichen Eigentumsverhältnissen zunehmend an Bedeutung. Je nach ausführen-
der Institution kann die Berechnungsmethodik der Kennzahl jedoch unterschiedlich gestaltet 
sein und erfordert bei der vergleichenden Betrachtung von Daten eine genaue Kenntnis der 
Vorgehensweise. Darüberhinaus ist es auch für eine betriebswirtschaftlich motivierte Interpre-
tation der Kennzahl unerlässlich, steuerlich bedingte Besonderheiten bei der Bewertung des 
Grund und Bodens sowie der Erfassung von Personengesellschaften zu berücksichtigen. Der 
Beitrag zeigt zu berücksichtigende Friktionen auf und entwickelt Lösungsvorschläge für eine 
Weiterentwicklung der Datenbasis. 
                                                 
1  Insitut für Landwirtschaftliche Betriebslehre (410), Universität Hohenheim, Schloß, Osthof-Süd, 70599 Stutt-
gart, E-Mail: niklas.blanck@uni-hohenheim.de 
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chen Datengrundlage2. Partiell können die Unterschiede mit der unterschiedlichen methodi-
schen Vorgehensweise bei der Aggregation der einzelbetrieblichen Werte erklärt werden. 
Während die Bundesländer bewusst keine Gewichtung der Daten im Verhältnis zur Grundge-
samtheit vornehmen (LEL 2009a: 50f), arbeitet das BMELV mit einem Hochrechnungsver-
fahren, das die Grundgesamtheit abbildet (BMELV 2009a). Die aggregierten Ergebnisse sind 
damit nicht unmittelbar miteinander vergleichbar. Darüberhinaus gibt es aber weitere metho-
dische Unterschiede, die bereits auf einzelbetrieblicher Ebene zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen führen können. Auffällige Unterschiede ergeben sich auch bei der getrennten Auswertung 
nach Rechtsformen (vgl. Tabelle 3). Wo liegen die Gründe? 

3 Die Auswirkungen der Bodenbewertung auf die Kennzahl ‚Nettorentabilität‘ 

Die notwendige Faktorentlohnung setzt sich aus den drei Komponenten Eigenkapital (ohne 
Boden), Arbeitsentlohnung und Bodenbewertung zusammen. Das nach Abzug des in Grund 
und Boden gebundenen Vermögens verbleibende positive Eigenkapital wird sowohl in den 
Berechnungen des BMELV als auch in denen der Bundesländer mit einem Zinsansatz von 
3,5% auf den Buchwert entlohnt. Ein möglicherweise verbleibendes negatives Eigenkapital 
wird mit dem Wert Null angesetzt, die Entlohnung des Grund und Bodens bleibt weiterhin in 
vollem Umfang erhalten. Die Bewertung der eingebrachten Arbeitskraft basiert auf jährlich 
vom BMELV herausgegebenen Lohnansätzen für den Betriebsleiter und mitarbeitende Fami-
lienangehörige. Für den Betriebsleiter setzt sich der Lohnansatz im Wirtschaftsjahr 2007/2008 
aus dem Grundlohn von 26.638 € und einem Betriebsleiterzuschlag von 320 € pro 5.000 € 
Wirtschaftswert zusammen (BMELV 2009b: Anlage 5-1).  

Problematisch im Hinblick auf die interregionale und interinstitutionelle Vergleichbarkeit sind 
die unterschiedlichen Bewertungsansätze beim Grund und Boden. Während das BMELV den 
Boden ebenso wie das übrige Eigenkapital mit einem Zinsansatz von 3,5% auf den Buchwert 
bewertet (BUHRMESTER 2009), verwenden die meisten Bundesländer gemäß den Leitlinien des 
‚Stuttgarter Programms‘ stattdessen einen betriebsindividuell aus der durchschnittlichen 
Pachtzahlung ermittelten Pachtansatz. Bayern wiederum verwendet anstelle des Pachtansatzes 
einen Zinsansatz von 1% auf den Buchwert des Bodens (LFL 2005: 25f). Tabelle 2 verdeutli-
chet die Auswirkungen der Bodenbewertung exemplarisch: 

Tabelle 2: Faktoransatz für Boden bei unterschiedlicher Berechnungsmethodik 
und Anschaffungszeitpunkten 

 Boden im BV  
vor 1.7.1970 Pachtansatz Pachtansatz

Boden im BV  
nach 1.7.1970 

 3,5% Zins 
(BMELV) 

1% Zins 
(BY) 

(BL  
ohne BY) 

(BL  
ohne BY) 

3,5% Zins 
(BMELV) 

1% Zins 
(BY) 

Buchwert (§ 55 EStG) in €/ha: 18.407 18.407     

Pachtpreis in €/ha:   234 800   

Buchwert (Kaufpreis) in €/ha:     25.000 25.000 

Faktoransatz in €/ha: 644 184 234 800 875 250 

Faktoransatz in €/50-ha-Betrieb: 32.211 9.203 11.700 40.000 43.750 12.500 

BV = Betriebsvermögen; Bodenzahl 45 ohne Berücksichtigung von Zu- und Abrechnungen 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Ausgangspunkt der Betrachtungen sei ein Betrieb mit 50 ha Eigenland. Erst mit Einführung 
der Bodengewinnbesteuerung durch das Zweite Steueränderungsgesetz v. 10.08.1971 ist 
landwirtschaftlicher Grund und Boden in Deutschland in der Bilanz erfasst worden. Zählte der 
                                                 
2 Grundlage der Auswertungen durch das BMELV und der Bundesländer sind die Daten der Testbetriebe. Einige 
Bundesländer berücksichtigen in ihren bundeslandspezifischen Auswertungen darüberhinaus auch Betriebsdaten, 
die aufgrund von Fördermaßnahmen mit Auflagenbuchführung zur Verfügung stehen. Die Datengrundlage ist 
daher nicht immer vollkommen identisch. 
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Grund und Boden demnach bereits vor dem 1.7.1970 zum Betriebsvermögen, so wurde er für 
die erstmalige Erfassung gemäß § 55 Einkommensteuergesetz (EStG) mit einem fiktiven 
Wert, dem doppelten Ausgangsbetrag (= achtfache Ertragsmesszahl), bewertet. Bei einer mitt-
leren Bodenqualität von 45 Bodenpunkten ergab sich unter Vernachlässigung klimaspezifi-
scher Zu- und Abrechnungen (vgl. FREUND 1998; Bodenschätzungsgesetz v. 16.10.1934) ein 
fiktiver Buchwert von 18.407 €/ha. Diese fiktiven Anschaffungskosten lagen - mit Wissen des 
Gesetzgebers (FELSMANN 2003: B213) - im Bundesschnitt über dem Doppelten des damaligen 
Verkehrswertes (SOMMERFELDT 1994: 11; LEINGÄRTNER 2009: 29a, Rz. 114). Selbst im Jahr 
2008 lagen die tatsächlichen Verkaufswerte landwirtschaftlicher Flächen mit 40-
50 Bodenpunkten in den alten Bundesländern (ohne Stadtstaaten) mit durchschnittlich 
16.244 €/ha noch leicht unterhalb der korrespondierenden § 55 EStG-Werte – allerdings mit 
erheblichen Schwankungen zwischen den Bundesländern (eigene Berechnung nach Angaben 
der Statistischen Landesämter). In Anbetracht der geringen jährlichen Handelsquote von 
0,55% in den westdeutschen Bundesländern (BÖHME 2009: 29) ist davon auszugehen, dass 
noch heute ein Großteil des Grund und Bodens mit den fiktiven hohen § 55 EStG-Werten in 
den Bilanzen steht. Unter Anwendung eines Zinsansatzes von 3,5% resultieren im betrachte-
ten Beispiel Faktoransprüche von 644 €/ha bzw. 32.211 € für den 50-ha-Betrieb.  

Um in den Bundesländer-Auswertungen mit dem Pachtansatz auf einen vergleichbaren Ent-
lohnungsanspruch wie bei Verwendung des BMELV-Zinsansatzes zu kommen, müssten die 
Pachten 3,5% des durchschnittlichen Bodenwertes betragen. Im Schnitt lag das Pachtniveau in 
den alten Bundesländern 2007 jedoch lediglich bei 234 €/ha bzw. ca. 1,4 - 1,5% des Ver-
kehrswertes (BÖHME 2008; DESTATIS 2008: 339, 351), was im Beispielbetrieb zu einem Fak-
toranspruch von lediglich 11.700 € führt (Tabelle 2). Die Verwendung des Pachtansatzes in 
den Bundesländer-Auswertungen führt somit tendenziell zu einem Ausweis höherer Nettoren-
tabilitäten. Noch höhere Werte ergeben sich für Bayern, wo unter Anwendung des Zinsansat-
zes von 1% auf den Buchwert des Bodens bereits ein Gewinn von 9.203 € bzw. 184 €/ha für 
die kalkulatorische Entlohnung des Bodens ausreicht. 

Die Immobilität des Faktors Boden führt zu stark regional geprägten Bodenmärkten, sowohl 
im Falle der Pacht als auch im Falle des Eigentumsübergangs (DRESCHER und MCNAMARA 

2000). Wird im Folgenden aufgrund einer wachsenden außerlandwirtschaftlichen Konkurrenz, 
einer intensiven Veredlungswirtschaft oder einer hohen Biogasanlagendichte ein regionaler 
Pachtpreisanstieg auf 800 €/ha angenommen, so benötigt der Betrieb in den Bundesländer-
Auswertungen (außer Bayern) einen Gewinn von 40.000 € um die Faktorkosten für den eige-
nen Boden zu decken (Tabelle 2). In Bayern würden weiterhin lediglich 9.203 € angesetzt 
werden. Wurde der Boden nach dem 1.7.1970 erworben, so sind anstelle der fiktiven 
§ 55 EStG-Buchwerte die tatsächlichen Anschaffungskosten in der Bilanz anzusetzen. Unter 
Annahme eines regionalen Verkehrswertanstiegs auf 25.000 €/ha erfordert die Verzinsung des 
zu diesem Preis erworbenen Bodens eine Faktorentlohnung von 875 €/ha in den BMELV-
Auswertungen bzw. 250 €/ha in der Länder-Auswertung für Bayern. Die Faktoransätze der 
anderen Bundesländer-Auswertungen bleiben von Verkehrswertänderungen oder tatsächlich 
gezahlten Kaufpreisen unberührt. 

Wie aus Tabelle 2 ersichtlich wird schwankt die Höhe der notwendigen Faktorentlohnung im 
betrachteten 50-ha-Betrieb unter den getroffenen Annahmen zwischen gut 9.200 € und knapp 
44.000 €. Neben der unterschiedlichen Berechnungsmethodik nehmen die regionale Agrar-
struktur und der Zeitpunkt des Bodenerwerbs bzw. der Bodenbilanzierung hierauf entschei-
denden Einfluss. Werden in diesem Zusammenhang die Ergebnisse landwirtschaftlicher 
Haupterwerbsbetriebe der letzten fünf Jahre in Deutschland berücksichtigt, zeigt sich, dass die 
Nettorentabilität aufgrund der oben gezeigten Berechnungsunterschiede zwischen 55% und 
79% schwanken kann (Berechnungen nach BMELV 2009a). Die Diskrepanz wird noch deut-
licher, wenn regional geringe Bodenqualitäten (30 Bodenpunkte) in Kombination mit einem 
hohen Pachtpreisniveau auftreten. So lässt sich unter diesen Bedingungen beispielsweise für 
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einen Betrieb im Raum Weser-Ems in der niedersächsischen Statistik eine Nettorentabilität 
von ca. 50% errechnen, während ein identischer Betrieb im Raum Augsburg (bayerische Sta-
tistik) eine Nettorentabilität von 100% ausweisen würde. 

In den neuen Bundesländern ist der Wert des Grund und Bodens zum 1.7.1990 vornehmlich 
aus Richtwerten abgeleitet worden. Diese basierten ebenso wie § 55 EStG auf der Ertrags-
messzahl des Bodens, allerdings nur mit knapp einem Fünftel des Wertes im Vergleich zu den 
alten Bundesländern (LEINGÄRTNER 2009: 35, Rz. 61ff.). Die Verkehrswerte für Zukaufflä-
chen blieben bis heute deutlich unter dem Niveau der alten Bundesländer; ebenso die Pacht-
preise (BÖHME 2008). Der geringere kalkulatorische Faktoranspruch des Bodens könnte ne-
ben den großen Betriebsstrukturen einen Erklärungsansatz für die deutlich höheren Nettoren-
tabilitäten liefern.  

4 Die Berücksichtigung von Personengesellschaften im Testbetriebsnetz 

Während in der Vergangenheit in den alten Bundesländern Einzelunternehmen als Betriebs-
form dominierten, werden in den neuen Bundesländern bereits über 10% aller Betriebe als 
Personengesellschaft geführt, die über 20% der Fläche bewirtschaften (BMELV 2008: 517). 
Ein Rechtsformvergleich zwischen Einzelunternehmen, Personengesellschaften und juristi-
schen Personen lässt Personengesellschaften sowohl in den regelmäßig vorgenommenen 
rechtsformspezifischen Auswertungen der neuen Bundesländer als auch in den punktuellen 
Sonderauswertungen der alten Bundesländer (vgl. LEL 2009a) nahezu durchgängig als erfolg-
reichste Betriebsform erscheinen (Tabelle 3).  

Tabelle 3: Nettorentabilität unterschiedlicher Rechtsformen für ausgewählte neue 
Bundesländer im Schnitt der WJ 2004/05-2007/08 

Bundesland/ Brandenburg Mecklenburg-Vorpommern Sachsen 
Betriebsform EU PersG JurP EU PersG JurP EU PersG JurP 

Haupterwerbsbetriebe 
insgesamt 101 169 127 129 159 121 96 122 102
Spezialisierte Ackerbaube-
triebe 88 118 95 117 139 121 98 129 104
Spezialisierte Futterbaube-
triebe 110 189 205 158 251 146 95 128 104
Spezialisierte Milchviehbe-
triebe 132 194 198 166 267 - 97 128 105

EU = Einzelunternehmen; PersG = Personengesellschaft; JurP = Juristische Person 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Buchführungsdaten der Länder, verschiedene Jahrgänge. 

Neben strukturellen Faktoren kann die Datenerfassung für das Testbetriebsnetz einen ent-
scheidenden Einfluss auf die ausgewiesenen Ergebnisse haben. Einkommensteuerrechtlich 
nehmen Personengesellschaften eine Zwischenstellung zwischen natürlichen und juristischen 
Personen ein (SÖFFING 2005: 34); man spricht von einer Teilrechtsfähigkeit. Folge ist eine 
Vielzahl besonderer Gesellschaft-Gesellschafter-Beziehungen, die steuerlich unter dem Beg-
riff der ‚Mitunternehmerschaft‘ zusammengeführt werden. Die Testbetriebsstatistik berück-
sichtigt in Form der Gesamthandsbilanz der Personengesellschaft lediglich einen Teil der 
steuerlichen Gewinnermittlung. Im Rahmen der steuerlichen Mitunternehmerschaft existieren 
jedoch ggf. für jeden einzelnen Gesellschafter auch Ergänzungsbilanzen und/oder Sonderbi-
lanzen (ibid.: 315). Während Ergänzungsbilanzen lediglich Bewertungsdifferenzen bereits 
erfasster Wirtschaftsgüter abbilden, dienen Sonderbilanzen zur Erfassung zusätzlicher Wirt-
schaftsgüter, die nicht der Gesellschaft, sondern einzelnen Gesellschaftern gehören und ledig-
lich zur Nutzung in die Gesellschaft eingebracht worden sind. Dazu gehören bei landwirt-
schaftlichen Kooperationen häufig Grund und Boden sowie Gebäude/Hofstellen oder erwor-
bene Lieferrechte und Zahlungsansprüche. Die Nichtberücksichtigung der (häufig sehr wert-
haltigen) Wirtschaftsgüter in den Sonderbilanzen und damit in Verbindung stehender Erträge 
und Aufwendungen (z.B. Abschreibungen/Zinsaufwand für Gebäude) kann im Einzelfall zu 
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erheblichen Verzerrungen in der Datenbasis führen. Inwiefern es tatsächlich dazu kommt, 
hängt in hohem Maße vom Umfang der Sonderbilanzen und der Entlohnung der zur Nutzung 
eingebrachten Wirtschaftsgüter ab. Die Entlohnung kann dabei gesellschaftsrechtlicher oder 
schuldrechtlicher Natur sein (ibid.: 348ff) und sich in ihrer Höhe an einem Fremdvergleich 
orientieren, aber auch höher, niedriger oder gar nicht erfolgen. 

Erfolgt die Entlohnung der Gesellschafter für ihre eingebrachten Wirtschaftsgüter aufgrund 
einer schuldrechtlichen Vereinbarung mit der Gesellschaft (z.B. Pachtzahlung aufgrund eines 
Pachtvertrags für Land/Stallgebäude), so stellt diese eine gewinnmindernde Betriebsausgabe 
in der Gesamthandsbilanz dar. Entspricht sie in ihrer Höhe einer Vereinbarung wie unter 
fremden Dritten, so kann von einer angemessenen Faktorentlohnung ausgegangen werden; die 
alleinige Berücksichtigung der Gesamthandsbilanz kommt zu einem korrekten Ergebnis. 
Werden abweichende Wertansätze verwendet, so kommt es zwangsläufig zu Verzerrungen, 
die erst durch die Einbeziehung der Sonderbilanzen wieder bereinigt werden können.  

Verbreiteter als schuldrechtliche Vereinbarungen ist bei landwirtschaftlich tätigen Personen-
gesellschaften die Entlohnung auf gesellschaftsrechtlicher Basis (BRINKMANN 2010; MACKE 

2010). Dabei steht dem Gesellschafter als Entlohnung für seine eingebrachten Wirtschaftsgü-
ter ein höherer Anteil am Gesellschaftsgewinn (z.B. in Form eines Vorabgewinns) zu. Es än-
dert sich die Gewinnverteilung, nicht jedoch der Gesamtgewinn der Gesellschaft. Eine ge-
winnwirksame Entlohnung der eingebrachten Faktoren wird somit in der Bilanz nicht abge-
bildet. Die Nichterfassung der Sonderbilanzen hat zur Folge, dass erstens nicht alle Aufwen-
dungen (z.B. Abschreibung, Zinsaufwand) in der Statistik erfasst, und zweitens nicht alle zu 
entlohnenden Vermögenswerte (Boden, Gebäude, etc.) berücksichtigt werden. Die Kombina-
tion aus zu hohen Gewinnen und zu geringen Faktoransprüchen führt rechtsformbedingt zum 
Ausweis überhöhter Nettorentabilitäten. 

Die exemplarische Darstellung erfolgt anhand einer vereinfachten Vater-Sohn-GbR, die einen 
Schweinemaststall und 80 ha Ackerland (davon 30 ha gepachtet zu 267 €/ha) bewirtschaftet 
(Tabelle 4). Die 50 ha Eigenland (Buchwert 750.000 €) und der Stall (Buchwert 200.000 €) 
befinden sich im Sonderbetriebsvermögen des Vaters und werden mit einem Vorabgewinn 
entlohnt. Das Vermögen der GbR beschränkt sich auf Maschinen, Tiere und Umlaufvermögen 
im Wert von 150.000 €. Nach Verrechnung von Erträgen und Aufwendungen erzielt sie ein 
Ordentliches Ergebnis von 60.000 €. 

Tabelle 4: Die Berücksichtigung von Sonderbilanzen in der steuerlichen Gewin-
nermittlung 

 
Gesamthandsbilanz  

Vater-Sohn-GbR 
Sonderbilanz  

Vater 
Gesamtbilanz der  

Mitunternehmerschaft 
Eigenkapital Anfang d. WJ 150.000 950.000  1.100.000
Erträge 280.000 0  280.000
Aufwendungen -220.000 -10.000  -230.000
Ordentliches Ergebnis 60.000 -10.000  50.000
Eigenkapital Ende d. WJ 210.000 940.000  1.150.000
     
Faktoranspruch für:     
Boden (267 €/ha Pachtansatz) 0   13.350
Arbeit (26.000 € je nAK) 52.000   52.000
Kapital (3,5% Zinsansatz) 7.350   14.000
     
 Nettorentabilität 101%    63%

Quelle: Eigene Berechnungen 

Ein Faktoranspruch für Boden wird auf Ebene der GbR nicht angesetzt, da sie über kein eige-
nes Land verfügt. Der Lohnansatz der beiden nicht entlohnten Arbeitskräfte (nAK) wird mit 
52.000 € pro Jahr angenommen; die Verzinsung des Eigenkapitals liegt bei 7.350 €. Im Test-
betriebsnetz führt der Gewinnausweis von 60.000 € im Gesamthandsvermögen zu einer Net-
torentabilität von 101%. Damit sind jedoch die in der Sonderbilanz des Vaters erfassten Auf-
wendungen für den Schweinestall (10.000 € Abschreibung pro Jahr) sowie die Entlohnung 
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des Ackerlands und des im Stall gebundenen Kapitals noch nicht berücksichtigt. Für die Ent-
lohnung des Eigenlands wird der Pachtansatz der Bundesländer verwendet. Tatsächlich weist 
der Betrieb eine Nettorentabilität von lediglich 63% und somit eine unzureichende Entloh-
nung der eigenen Faktoren auf. 

5 Bestehendes Nutzungspotential und notwendige Verbesserungen  

5.1 Beurteilung der unterschiedlichen Methoden zur Bodenbewertung 

Die Ausführungen machen deutlich, dass eine Interpretation und Analyse der Nettorentabilität 
ohne genaue Betrachtung der Hintergründe problematisch ist. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
die Nutzung der Kennzahl grundsätzlich vermieden werden sollte; sie eröffnet im Gegenteil 
eine interessante Möglichkeit, unterschiedlich strukturierte Betriebe miteinander vergleichen 
zu können. Entscheidend ist jedoch immer die Wahl geeigneter Faktoransätze. Im konkreten 
Einzelfall ist eine Anpassung der Faktoransätze an definierte Gegebenheiten möglich, sei es 
eine alternativ erzielbare Arbeitsentlohnung, die Berücksichtigung aktueller regionaler Pacht-
preise oder der Ansatz eines erzielbaren Verkaufspreises.  

Die Festlegung auf eine vorzügliche Methode bei der Berechnung der aggregierten Werte in 
den Testbetriebsnetz-Auswertungen erscheint hingegen äußerst schwierig. Für den von den 
Bundesländern (außer Bayern) verwendeten Pachtansatz spricht in diesem Zusammenhang die 
Tatsache, dass zum einen relativ aktuelle und ausreichend viele Werte regional oder betriebs-
individuell vorliegen. Zum anderen ist die Flächenverpachtung die übliche alternative Ver-
wendung zur Selbstbewirtschaftung und ruft im Gegensatz zum Verkauf weniger grundlegen-
de Änderungen in der Betriebseigenschaft (z.B. Verpächterwahlrecht, vgl. KÖHNE und WE-

SCHE 1995: 453), der Vermögenslage oder der Möglichkeit einer Wiederaufnahme der aktiven 
Tätigkeit hervor. Sie stellt eine angemessene Form der Faktorentlohnung dar. Problematisch 
ist die Verwendung des Pachtansatzes hingegen im Hinblick auf die politische Aussagekraft 
der Kennzahl. Unter der Annahme, dass Pachtmärkte zeitnah auf wirtschaftlich erfolgreiche 
Perioden bzw. Subventionszahlungen in der Landwirtschaft bzw. einzelner Betriebszweige 
reagieren, schlägt sich diese Entwicklung unmittelbar in den Faktoransätzen nieder. Der be-
stehende Verdrängungswettbewerb führt dazu, dass im Durchschnitt eine – politisch anvisier-
te – ausreichende Faktorentlohnung von z.B. 100% nicht erreicht wird (vgl. Landwirtschafts-
gesetz). Gleiches gilt, wenn auch möglicherweise mit zeitlicher Verzögerung, für den Ansatz 
aktueller Verkehrswerte. Zudem kann deren Verwendung bei regional stark differenzierten 
Bodenmärkten schnell an einer quantitativen und unter Aktualitätsgesichtspunkten mangel-
haften Datenverfügbarkeit scheitern und ist mit einem erheblichen zusätzlichen Aufwand ver-
bunden. Darüberhinaus ist die Verwendung eines Opportunitätskonzepts, so sehr es sich für 
Einzelfallentscheidungen anbietet, aus einem weiteren Grund für gesamtwirtschaftliche Be-
trachtungen des Sektors und daraus abgeleitete politische Aussagen ungeeignet: Würden sich 
alle Betriebe für die angesetzte alternative Verwendung entscheiden, so würden sich beste-
hende Angebots- und Nachfragerelationen auf dem Bodenmarkt erheblich verschieben. In der 
Konsequenz wäre für das vormals knappe Gut Boden mit Wertminderungen zu rechnen, was 
bei Verwendung aktueller Opportunitätskosten zu einer Unterschätzung der Rentabilität des 
landwirtschaftlichen Sektors führen würde. Die kalkulatorische Rentabilität eines Sektors 
stellt demnach keinen geeigneten Anknüpfungspunkt für agrar- oder sozialpolitische Ein-
kommensanalysen dar. Stattdessen sollte hierfür unmittelbar das persönliche Gesamt- oder 
arbeitszeitbezogene Einkommen landwirtschaftlicher Betriebsinhaber herangezogen werden 
(STREB 1996: 90; Wissenschaftlicher Beirat 1982: 8). 

Unabhängig von möglichen Diskrepanzen hinsichtlich des absoluten Kennzahlniveaus wird 
die relative Staffelung der Betriebserfolge untereinander nicht beeinträchtigt. Die Nutzung der 
Kennzahl als Differenzierungskriterium für die Einteilung in erfolgreiche und weniger erfolg-
reiche Betriebe in den Bundesländer-Auswertungen ist somit weiterhin möglich. Wünschens-
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wert wäre jedoch eine einheitliche Vorgehensweise der beteiligten Institutionen, zumindest 
aber eine einheitliche Anwendung des „Stuttgarter Programms“ in allen Bundesländern.  

Die Bedeutung der Kennzahl ist in den BMELV-Auswertungen deutlich geringer als in den 
Bundesländern, da sie nicht als Erfolgs-Differenzierungskriterium eingesetzt wird. Die Ver-
wendung der unmittelbar aus der Bilanz ablesbaren realen und fiktiven Anschaffungskosten 
für Boden ist verwaltungstechnisch eine deutliche Vereinfachung gegenüber der Nutzung ak-
tueller Verkehrswerte. Der Ansatz historischer Anschaffungskosten vermeidet zudem die dar-
gelegten Probleme bei der Nutzung eines Opportunitätsansatzes und kann – sofern der Kenn-
zahl tatsächlich eine politische Dimension beigemessen werden soll – die geeignetere Wahl 
darstellen. Immerhin gibt der verwendete Ansatz Auskunft, ob eine getätigte Bodeninvestition 
unter den aktuellen Bedingungen in der Landwirtschaft vorzüglich gegenüber einer alternati-
ven Geldanlage mit 3,5% gewesen ist. Dass hierbei neben realen Anschaffungskosten auch 
mit fiktiven § 55-EStG-Buchwerten gerechnet werden muss, lässt sich nicht mit vertretbarem 
Aufwand umgehen. 

5.2 Lösungsvorschläge für die verbesserte Datenerfassung von Personengesell-
schaften 

Die dargelegten Diskrepanzen bei der Datenerfassung von Personengesellschaften erfordern 
Handlungsbedarf. Gerade in landwirtschaftlichen Personengesellschaften liegen Grund und 
Boden sowie Gebäude vielfach im Eigentum der Gesellschafter, nicht im Eigentum der Ge-
sellschaft. Dies trifft insbesondere auf die durch Betriebszusammenschlüsse oder Aufnahme 
weiterer Familienmitglieder entstandenen Personengesellschaften in den alten Bundesländern 
zu. Aber auch Personengesellschaften in den neuen Bundesländern sind betroffen (BRINK-

MANN 2010, MACKE 2010), wenngleich zu vermuten ist, dass der Umfang des Sonderbe-
triebsvermögens dort vielfach weniger erheblich ist. Die gegenwärtige Datenerfassung lässt 
sowohl Vergleiche zwischen unterschiedlichen Personengesellschaften als auch Vergleiche 
von Personengesellschaften mit anderen Rechtsformen kaum zu. Dies betrifft nicht nur die 
Kennzahl Nettorentabilität, sondern auch viele weitere Daten und Kennzahlen in der Testbe-
triebsstatistik. 

Um die Besonderheiten der engen Verknüpfung zwischen Gesellschaft und Gesellschafter für 
die Testbetriebsstatistik erfassen zu können, bietet es sich an, die gleiche Vorgehensweise zu 
wählen, wie es die Finanzbehörden für steuerliche Zwecke tun: Indem nicht nur das Ergebnis 
der Gesellschaft zugrunde gelegt wird, sondern der Umfang des Unternehmens auf die gesam-
te Mitunternehmerschaft ausgeweitet wird. Zwei Lösungsansätze sind denkbar: 

a) Manuelle Korrektur der Ergebnisse 

b) Automatische Einbeziehung aller Sonder- und Ergänzungsbilanzen 

Der manuelle Lösungsweg erfordert die Übertragung detaillierter Informationen über jeden 
Gesellschafter und dessen Sonderbetriebsvermögen durch die Buchstellen an die datensam-
melnde Behörde. Vereinfacht ließen sich über pauschale Wertansätze, beispielsweise für Ei-
genland, Gebäude, Gebäudeabschreibung und Zinsaufwand möglicherweise grobe Korrektu-
ren vornehmen. Diese sind jedoch nur mit einem erheblichen zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand durchführbar und liefern dennoch keine korrekten Ergebnisse. Vor dem Hintergrund 
erforderlicher niedriger Transaktionskosten für das Testbetriebsnetz erscheint dieser Lösungs-
ansatz unrealistisch. Außerdem ist die Anonymität der Daten nicht mehr gewahrt. Daher er-
scheint es sinnvoller, bereits in den Buchstellen die Gesamthandsbilanz der Personengesell-
schaft und alle Sonder-/Ergänzungsbilanzen der Gesellschafter in einer konsolidierten Ge-
samtbilanz zusammenzuführen. Dieses ist mit gängigen landwirtschaftlichen Buchführungs-
programmen bereits möglich bzw. bei Bedarf umsetzbar (NLB 2009; VBS AGROSOFT 2009) 
und wird beispielsweise auf Anforderung der finanzierenden Banken bei gemeinschaftlichen 
Stallbauprojekten bereits praktiziert. Anpassungen am BMELV-Code und am Plausibilitäts-
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programm, das bereits in den Buchstellen die Bilanzen auf inhaltliche Konsistenz prüft, wer-
den voraussichtlich vorzunehmen sein. Da eine Überarbeitung des BMELV-Jahresabschlusses 
aufgrund der Änderungen des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (u.a. Wegfall des Sonder-
postens mit Rücklageanteil) ohnehin im Laufe des Jahres notwendig wird (vgl. Art. 2 Bil-
MoG), bietet es sich vor dem Hintergrund der gewachsenen Bedeutung von Personengesell-
schaften in der Landwirtschaft an, auch die Datenerfassung entsprechend zu überarbeiten. 

6 Fazit 

Das auf ausgewählten Buchführungsabschlüssen beruhende Testbetriebsnetz ist die wichtigste 
Quelle für mikroökonomische Daten der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in Deutsch-
land. Als Maß für die Entlohnung der betriebseigenen eingesetzten Faktoren dient dabei die 
Kennzahl ‚Nettorentabilität‘. Aufgrund ihrer relativen Größe eignet sie sich für den Vergleich 
unterschiedlich strukturierter Betriebe. Unterschiedliche Berechnungsmethoden der beteilig-
ten Institutionen erschweren jedoch interregionale und interinstitutionelle Vergleiche. Darü-
berhinaus erfordern die aufgezeigten Friktionen im Bereich der Bodenbewertung für die In-
terpretation der Nettorentabilität eine genaue Kenntnis der Berechnungsmethodik sowie der 
steuerlich bedingten Besonderheiten. Insbesondere regionale Eigenheiten am Bodenmarkt und 
Kenntnisse über die bilanzierten Bodenwerte sollten bei der Interpretation der Ergebnisse 
stärker ins Kalkül gezogen werden. Diese Aspekte gelten sowohl im Kleinen im Hinblick auf 
einzelbetriebliche Analysen und Vergleiche, als auch im Großen im Hinblick auf statistische 
Auswertungen und Aussagen. Eine agrar- oder sozialpolitische Aussagekraft sollte der Kenn-
zahl in ihrer absoluten Höhe nicht beigemessen werden. Die grundsätzliche Nutzbarkeit der 
Nettorentabilität als Kriterium der Erfolgsdifferenzierung im horizontalen Betriebsvergleich 
wird hingegen nicht in Frage gestellt.  

Voraussetzung ist allerdings eine Änderung bei der Datenerfassung von Personengesellschaf-
ten. Die gegenwärtige Form der Datenerhebung vernachlässigt aufgrund der Nichtberücksich-
tigung des Sonderbetriebsvermögens wesentliche Bilanz- und Erfolgspositionen mit der Fol-
ge, dass Personengesellschaften und deren Erfolgskennzahlen nicht mit Einzelunternehmen, 
juristischen Personen und anderen Personengesellschaften verglichen werden können. In An-
betracht des häufig bedeutsamen Sonderbetriebsvermögens bei landwirtschaftlichen Perso-
nengesellschaften sind die Testbetriebsauswertungen von Personengesellschaften wenig aus-
sagekräftig. Die aufgrund der vielfältigen Verwendung von Testbetriebsdaten notwendige 
Änderung der Datenerhebung könnte vor dem Hintergrund erforderlicher niedriger Transakti-
onskosten im Zuge einer ohnehin notwendigen Anpassung an das Bilanzrechtsmodernisie-
rungsgesetz erfolgen. Über die mit gängigen landwirtschaftlichen Buchführungsprogrammen 
mögliche Zusammenführung aller Bilanzen in einer konsolidierten Gesamtbilanz erscheint der 
verwaltungstechnische Mehraufwand beherrschbar. Eine Honorierung des Zusatzaufwands für 
teilnehmende Betriebe und Buchstellen sollte jedoch im Interesse einer ausreichend großen 
Stichprobenanzahl im Testbetriebsnetz sichergestellt sein. Erst mit Einbeziehung des Sonder-
betriebsvermögens und Kenntnis der darin enthaltenen Bodenbewertung kann der Erfolg von 
Personengesellschaften mit dem Erfolg anderer Betriebsformen verglichen werden. Die bishe-
rige Form der Datenerfassung kann hingegen dazu führen, dass ein in der Statistik erfolgreich 
ausgewiesener Betrieb möglicherweise nicht erfolgreich ist. 
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ZUM DESINVESTITIONSVERHALTEN LANDWIRTSCHAFTLICHER UNTERNEHMER: 

ERGEBNISSE EINER EXPERIMENTELLEN UNTERSUCHUNG
1 

Syster Christin Maart2, Oliver Mußhoff2, Martin Odening3, Christian Schade4 

Zusammenfassung 

Die Beschreibung und Analyse agrarstrukturellen Wandels beschäftigt die Agrarökonomik 
seit langem. Anpassungsprozesse der Agrarstruktur gehen in den meisten Fällen mit Investiti-
onen und Desinvestitionen einher. Dem Verständnis des Investitions- und Desinvestitions-
verhaltens landwirtschaftlicher Unternehmerinnen und Unternehmer kommt deshalb eine be-
sondere Bedeutung zu. In diesem Beitrag wird untersucht, inwiefern das klassische Kapital-
wertkriterium und der Realoptionsansatz einen Erklärungsbeitrag für das Verhalten landwirt-
schaftlicher Unternehmer in Desinvestitionssituationen leisten können. Dazu wird ein Desin-
vestitionsplanungsproblem definiert, für das normative Benchmarks bestimmt werden kön-
nen. Die Desinvestitionszeitpunkte, die Landwirte in einem anreizkompatiblen Experiment 
gewählt haben, werden mit den optimalen Desinvestitionszeitpunkten verglichen, die gemäß 
der klassischen Investitionstheorie und gemäß dem Realoptionsansatz bestimmt wurden. Bei 
der Bestimmung der normativen Benchmarks wird die individuelle Risikoeinstellung der 
Teilnehmer berücksichtigt. Die Ergebnisse zeigen, dass der Realoptionsansatz besser als das 
Kapitalwertkriterium geeignet ist, um das Desinvestitionsverhalten von Landwirten zu erklä-
ren. 

Keywords 

Desinvestition, Realoptionsansatz, Experimentelle Ökonomik 

1 Einleitung 

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird wesentlich durch Investitions- und Desinvesti-
tionsentscheidungen landwirtschaftlicher Unternehmerinnen und Unternehmer5 beeinflusst. 
Ein vielfach zu beobachtendes Phänomen in diesem Zusammenhang sind die aus komparativ-
statischer Sicht zu zögerlichen Anpassungsprozesse wirtschaftlicher Strukturen. So ist bspw. 
bekannt, dass Bodenpreise oftmals systematisch über den auf heute bezogenen zukünftigen 
Rückflüssen aus der Landnutzung liegen (vgl. z.B. Turvey, 2003). In solchen Situationen ist 
unklar, warum Landwirte weiter produzieren, anstatt ihr Land zu verkaufen. 

In der Literatur werden verschiedene Ursachen für dieses beobachtbare Beharrungsvermögen 
ökonomischer Strukturen diskutiert. Als Erklärungsansätze werden Kapitalmarktunvollkom-
menheiten, Risikoaversion sowie nicht-monetäre Ziele der Entscheidungsträger (z.B. Traditi-
onen, Normen) angeführt. Eine weitere Erklärung liefert der Realoptionsansatz (ROA; vgl. 
z.B. Dixit und Pindyck, 1994). Der ROA analysiert irreversible Entscheidungen in einem dy-

                                                 
1  Für hilfreiche Kommentare, Anregungen und Kritik danken wir zwei anonymen Gutachtern. Der Deutschen 
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namisch-stochastischen Kontext. Investitionen und Desinvestitionen, verstanden als Beschaf-
fung bzw. Veräußerung von dauerhaften Produktionsmitteln, sind häufig mit versunkenen 
Kosten und Unsicherheit behaftet. Hinzu kommt, dass Entscheidungen zugunsten einer Inves-
tition oder Desinvestition oftmals zeitlich verschoben werden können. Der ROA bewertet 
diese Flexibilität und kommt zu Ergebnissen, die sich vom klassischen Kapitalwertkriterium 
(KWK) unterscheiden. Vereinfacht gesagt wird bei Vorliegen von zeitlicher Flexibilität die 
Investitionsschwelle im Vergleich zum KWK nach oben und die Desinvestitionsschwelle 
nach unten verschoben. Für den Begriff „(Des)Investitionsschwelle“ wird vielfach synonym 
(Des)Investitionstrigger verwendet oder einfach von kritischen Werten für den Investitions-
rückfluss gesprochen. Letztlich muss - bezogen auf eine Desinvestition - der Liquidationser-
lös nicht nur die erwirtschafteten Rückflüsse, sondern auch die Opportunitätskosten bzw. den 
„Gewinn“ kompensieren, den man erzielen könnte, wenn man die Desinvestition verschieben 
würde. Dieser Effekt ist besonders ausgeprägt, wenn die Rückflüsse unsicher sind und die 
Entscheidung in hohem Maße irreversibel ist. Der ROA liefert damit für das Behar-
rungsvermögen ökonomischer Strukturen neue Argumente. Dixit (1992: 154) spricht in die-
sem Zusammenhang von „tyranny of the status quo“. 

In der Agrarökonomik wird der ROA seit etwa 15 Jahren intensiver untersucht (vgl. z.B. Pur-
vis et al., 1995; Odening et al., 2005). Zahlreiche normative Anwendungen verdeutlichen das 
Erklärungspotenzial des ROA für ökonomische Trägheit. Außerdem liegen einige Untersu-
chungen vor, die versuchen, den empirischen Erklärungsgehalt des ROA für beobachtbare 
Trägheit ökonometrisch zu bestimmen (vgl. z.B. Richards und Green, 2003; Hinrichs et al., 
2008 und die dort angegebene Literatur). Eine ökonometrische Validierung, z.B. auf der Basis 
empirischer Daten realer Betriebe, ist aus mehreren Gründen problematisch: Wie bereits er-
wähnt, kann das Hinauszögern einer Entscheidung bzgl. investieren oder desinvestieren auch 
durch andere Faktoren als den Wert unternehmerischer Flexibilität erklärt werden. Die 
Schwierigkeit liegt in der Trennung unterschiedlicher Einflussfaktoren. Hinzu kommt, dass 
die Ergebnisse des ROA, wie (Des)Investitionstrigger und Optionswerte, nicht direkt messbar 
sind. Die experimentelle Untersuchung des ROA stellt einen Weg zur Erhebung von Daten 
unter kontrollierten Bedingungen dar. Es können Informationen aufgedeckt werden, die sonst 
verborgen geblieben wären. Damit kann die interne Validität der empirischen Forschung ver-
bessert werden (vgl. Roe und Just, 2009). 

Trotz der Relevanz des Themas gibt es bislang in der Agrarökonomik keine und in den allge-
meinen Wirtschaftswissenschaften nur sehr wenige experimentelle Untersuchungen zum 
ROA. In einer Untersuchung von Oprea et al. (2009) wurden die Probanden über mehrere 
Runden mit unterschiedlichen Investitionsentscheidungen konfrontiert. Nach jeder Runde 
erhielten sie ein Feedback zu den erzielten Gewinnen der letzten Investitionen. Es wurde ana-
lysiert, ob durch Lerneffekte der optimale Ausübungszeitpunkt eher gemäß ROA gewählt 
wird. Rauchs und Willinger (1996) untersuchten, wie ein steigender Informationsstand über 
ein Investitionsvorhaben das Verhalten von Entscheidern beeinflusst. Die subjektive Bewer-
tung einer Option wurde von Yavas und Sirmans (2005) analysiert, indem die Teilnehmer ein 
Angebot abgeben mussten, um das Recht zu erwerben, am Investitionsspiel partizipieren zu 
dürfen. In allen drei genannten Studien nahmen ausschließlich Studierende an den Experimen-
ten teil. Außerdem wurden nur Investitionsentscheidungen betrachtet. In Sandri et al. (2009) 
wurde das Desinvestitionsverhalten von Nicht-Unternehmern und Unternehmern untersucht. 
Dabei wurde aber nicht auf Landwirte fokussiert, die sich möglicherweise durch ein besonde-
res (z.B. wertbeständigeres) Entscheidungsverhalten auszeichnen. Zudem wurde in dem Expe-
riment zwar die Risikoeinstellung gemessen und als wesentliche Erklärungskomponente für 
Desinvestitionsentscheidungen identifiziert, aber bei der Bestimmung normativer Vorhersa-
gen (Benchmarks), mit denen die im Experiment beobachteten Entscheidungen kontrastiert 
werden, Risikoneutralität unterstellt. 
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Flow-Entwicklung in den Folgeperioden ist für ihn nicht relevant. Desinvestiert ein Teilneh-
mer nicht in Periode 0, wird zufällig ausgelost, ob der Cash-Flow in Periode 1 ausgehend vom 
Wert der vorherigen Periode steigt oder fällt. Außerdem wird der Binomialbaum angepasst. 
Diese Anpassung bezieht sich zum einen darauf, dass nicht mehr relevante Umweltzustände 
ausgeblendet werden. Zum anderen werden die Eintrittswahrscheinlichkeiten für die einzelnen 
zukünftigen Cash-Flows geändert. Wird in Periode 1 desinvestiert, dann ist neben dem aktuel-
len Cash-Flow der Desinvestitionserlös zu erzielen. Die weitere Cash-Flow-Entwicklung ist 
irrelevant. Andernfalls wird erneut ausgelost, ob der Cash-Flow in Periode 2 steigt oder fällt 
etc. 

Das Realoptionsexperiment umfasst 20 Wiederholungen, die sich - jeweils ausgehend von 
einem anfänglichen Cash-Flow in Höhe von 1 000 Punkten - in der realisierten Entwicklung 
der Cash-Flows unterscheiden. Das potenziell zu erzielende Preisgeld ist an die während des 
Experiments erzielten Punkte geknüpft. Das Ziel der Teilnehmer besteht daher darin, so viele 
Punkte wie möglich zu sammeln. 

Abbildung 4: Darstellung der potenziellen Wertentwicklung der Unsicherheitsgröße 
mit Hilfe eines Binomialbaumes (Standardabweichung: 500 Punkte) 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Nach der Beschreibung des Experiments wird über Kontrollfragen sichergestellt, dass die Ex-
perimentteilnehmer die Entscheidungssituation verstanden haben. Außerdem wird vor Beginn 
des Experiments eine Proberunde durchgeführt, die den Teilnehmern zusätzliche Intuition zu 
den Abläufen des Realoptionsexperiments vermitteln soll. Ein Feedback zu den erzielten 
Punkten wird lediglich in der Proberunde gegeben. Die zufälligen Entwicklungspfade für die 
Unsicherheitsgröße und ausbleibende Feedbacks vermeiden, dass durch Lerneffekte und Er-
fahrungswerte der vorherigen Runden die Entscheidungen der nächsten Wiederholung beein-
flusst werden.  

Das Experiment wurde im Jahr 2009 als Onlineexperiment durchgeführt. An dem Experiment 
haben 63 landwirtschaftliche Unternehmer teilgenommen. Über das Alumni-Netzwerk der 
Georg-August-Universität Göttingen und der Humboldt-Universität zu Berlin wurden aktive 
Landwirte eingeladen, an dem Onlineexperiment teilzunehmen. Die Landwirte wurden zu-
sätzlich gebeten, ggf. weitere Berufskollegen auf das Experiment hinzuweisen. Für die Aus-
wertung stehen damit 1 260 Entscheidungen (20 Wiederholungen für jeden der 63 Teilneh-
mer) zur Verfügung. 
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potenziellen Umweltzustände exponentiell mit zusätzlichen Zeitschritten, so dass sie nicht 
handhabbar sind (vgl. z.B. HARDAKER et al., 2004: 203). Deshalb werden aus Vereinfa-
chungsgründen zum einen die beiden potenziellen Cash-Flows, die im Realoptionsexperiment 
ausgehend vom Startwert in Höhe von 1 000 im jeweiligen Volatilitätsszenario möglich sind 
(1 500 oder 500 im Szenario mit einer Volatilität von 500 bzw. 1 200 oder 800 im Szenario 
mit einer Volatilität von 200), als Grundlage für die Bestimmung der Risikoprämie genutzt. 
Zum anderen wird der risikoadjustierte Zinssatz verwendet, der für einen mittleren Diskontie-
rungszeitraum von fünf Perioden gilt. Damit ergeben sich 18 verschiedene Diskontierungssät-
ze: Für jeden der neun relevanten HLL-Werte gilt in jedem der beiden Volatilitätsszenarien 
jeweils ein unterschiedlicher Zinssatz. Bei einem risikolosen Zinssatz von 10% liegt der risi-
koadjustierte Zinssatz im Szenario mit hoher Volatilität zwischen 6,4% (HLL-Wert = 1) und 
14,5% (HLL-Wert = 9) und im Szenario mit geringer Volatilität zwischen 9,3% (HLL-
Wert = 1) und 10,6% (HLL-Wert = 9). 

In Abbildung 5 sind exemplarisch die desinvestitionsauslösenden Cash-Flows für einen risi-
koneutralen Entscheider dargestellt.  

Abbildung 5: Normativ bestimmte Desinvestitionstrigger für einen risikoneutralen 
Entscheider 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

Für das KWK entspricht der desinvestitionsauslösende Cash-Flow dem mit dem risikolosen 
Zinssatz verrenteten Liquidationserlös (vgl. Gleichung (2)) und beträgt 1 100 Punkte. Die 
Desinvestitionstrigger gemäß ROA liegen für einen risikoneutralen Entscheider z.T. deutlich 
unter denen des KWK. Die Desinvestitionstrigger steigen mit der Periodenzahl exponentiell 
an. Dies ist darin begründet, dass der Wert des Wartens mit kürzer werdender Restlaufzeit 
sinkt. Im letzten potenziellen Desinvestitionszeitpunkt (Periode 9) entsprechen sich die Trig-
ger gemäß KWK und ROA. Der Ausübungspfad bei hoher Volatilität liegt - bildlich gespro-
chen - unterhalb des Pfades bei niedriger Volatilität. Die Ausführungen zur Benchmark eines 
risikoneutralen Entscheiders gelten analog auch für die Benchmarks risikoaverser und risiko-
suchender Entscheider. 

In Abbildung 6 sind die desinvestitionsauslösenden Cash-Flows in Periode 0 für unterschied-
liche risikoadjustierte Zinssätze angezeigt. Es wird deutlich, dass der kritische Cash-Flow mit 
zunehmendem Diskontierungssatz und damit mit stärkerer Risikoaversion ansteigt, d.h. c.p. 
früher desinvestiert wird. 
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Abbildung 6: Normativ bestimmte Desinvestitionstrigger in Periode 0 für unterschied-
liche risikoadjustierte Zinssätze 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

Unter Rückgriff auf die normativen Benchmarks kann für jeden im Experiment realisierten Ent-
wicklungspfad der Cash-Flows entscheiderspezifisch der optimale Desinvestitionszeitpunkt ge-
mäß KWK und ROA ermittelt werden. Der optimale Desinvestitionszeitpunkt kann mit den tat-
sächlich gewählten Desinvestitionszeitpunkten der Experimentteilnehmer kontrastiert werden. 

4 Ergebnisse 

Tabelle 9 enthält die Mittelwerte und die Standardabweichungen ausgewählter für die Aus-
wertung relevanter Größen.  

Tabelle 9: Deskriptive Statistik 
Hohe Volatilität 
(N=30) 

Geringe Volatilität 
(N=33) 

Gesamt (N=63) Variablen 

Mittel-
wert 

Standard-
abweichung 

Mittel-
wert 

Standard-
abweichung 

Mittel-
wert 

Standard-
abweichung 

Normativ bestimmter Desin-
vestitionszeitpunkt gemäß KWK 

0,913 2,525 0 0 0,435 1,801 

Normativ bestimmter Desin-
vestitionszeitpunkt gemäß ROA 

4,777 3,807 4,124 3,758 4,435 3,794 

Experimentell beobachteter De-
sinvestitionszeitpunkt 

6,412 3,448 6,091 3,734 6,244 3,603 

Risikoeinstellung des Teilneh-
mers a) 

4,930 1,946 5,090 1,684 5,020 1,800 

Alter  30 10 31 11 30 10 

Prozentualer Anteil studierter 
Landwirte 

72,41 – 81,25 – 77,05 – 

Prozentualer Anteil weiblicher 
Teilnehmerinnen 

24,14 – 21,88 – 22,95 – 

Quelle: Eigene Darstellung a) Im Experiment wurde ein HLL-Wert von 0 (1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10) 
für 0 (1, 2, 9, 15, 15, 9, 3, 7, 2, 0) Teilnehmer bestimmt. 

Für jeden der 1 260 Pfade, die während des Experiments mit den 63 Landwirten realisiert 
wurden, wurde der optimale Desinvestitionszeitpunkt gemäß KWK und gemäß ROA be-
stimmt. Die Grundlage bildet die Benchmark, die sowohl vom Volatilitätsszenario als auch 
vom HLL-Wert und damit vom individuellen risikoadjustierten Zinssatz abhängig ist. Unter 
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den getroffenen Annahmen sollte gemäß KWK (ROA) im Szenario mit hoher Volatilität im 
Durchschnitt in Periode 0,913 (4,777) und im Szenario mit niedriger Volatilität in Perio-
de 0,000 (4,124) desinvestiert werden. 

Test H1 

In Periode 0 liegt der tatsächlich beobachtete Cash-Flow bei 1 000 Punkten. Gemäß KWK 
sollte unter den getroffenen Annahmen bei einem risikoadjustierten Zinssatz von größer 
9,09% unverzüglich desinvestiert werden. Ein Zinssatz in Höhe von 9,09% wird im Szenario 
mit hoher Volatilität bei einem HLL-Wert von größer 3 und im Szenario mit geringer Volati-
lität bei einem HLL-Wert von größer 0 überschritten. Mit anderen Worten: Im Szenario mit 
geringer Volatilität sollten alle Teilnehmer gemäß KWK unabhängig von ihrer Risikoeinstel-
lung in Periode 0 desinvestieren. Im Szenario mit hoher Volatilität sollten risikosuchende Ent-
scheider zunächst die weitere Entwicklung des Cash-Flows abwarten. Von den 30 Landwir-
ten, die mit dem Szenario mit hoher Volatilität konfrontiert wurden, hätten 6 aufgrund ihrer 
Risikoeinstellung die Desinvestition nicht in Periode 0 vornehmen sollen. 

Im Durchschnitt der 1 260 experimentell beobachteten Entscheidungen warten die Landwirte 
mit ihrer Desinvestitionsentscheidung im Vergleich zum gemäß KWK optimalen Verhalten 
5,809 Perioden zu lang. Mit anderen Worten: Landwirte desinvestieren nicht schon dann, wenn 
der Liquidationserlös gerade den unter Rückgriff auf den risikoadjustierten Zinssatz berechne-
ten Barwert der Investitionsrückflüsse überschreitet. Ein Mittelwertvergleich zeigt, dass die 
gemäß Kolmogorov-Smirnov-Test normalverteilten Abweichungen zwischen den im Experi-
ment beobachteten und den normativ bestimmten Desinvestitionszeitpunkten signifikant ver-
schieden von Null sind (p-value < 0,001; zweiseitiger t-Test). Das bedeutet, dass das Entschei-
dungsverhalten der landwirtschaftlichen Unternehmer nicht mit dem KWK in Einklang steht 
und die Gültigkeit von H1 nicht nachgewiesen werden kann. Die Landwirte folgen nur in 8,1% 
der Fälle dem KWK, d.h. desinvestieren in der gemäß KWK optimalen Periode. In 90,2% 
(1,7%) der Fälle desinvestieren die Teilnehmer im Vergleich zum KWK zu spät (zu früh). 

Test H2 

Im Folgenden wird der ROA auf Konsistenz geprüft. Die durchschnittliche Abweichung der 
tatsächlichen von den optimalen Desinvestitionszeitpunkten gemäß ROA liegt bei 1,809 Peri-
oden. Ein Mittelwertvergleich zeigt, dass die gemäß Kolmogorov-Smirnov-Test normalver-
teilten Abweichungen signifikant verschieden von Null sind (p-value < 0,001; zweiseitiger t-
Test). Das Entscheidungsverhalten der Landwirte im Experiment kann also auch durch den 
ROA nicht zutreffend beschrieben werden, d.h. die Gültigkeit von H2 ist nicht nachzuweisen. 
Allerdings liegt die Trefferquote beim ROA bei 26,1%, d.h. in mehr als einem Viertel der 
Fälle folgen die Teilnehmer exakt der ROA-Benchmark. In 51,8% (22,1%) der Fälle wurde 
später (früher) desinvestiert als es nach dem ROA optimal wäre. 

Um den Erklärungsgehalt des ROA weiterführend zu untersuchen, sind in Abbildung 7 die 
individuellen Rangkorrelationskoeffizienten (Kendall‘s Tau) zwischen den optimalen Desin-
vestitionszeitpunkten gemäß ROA und dem experimentell beobachteten Desinvestitions-
verhalten dargestellt.6 

                                                 
6 Eine Rangkorrelationsanalyse zwischen dem optimalen Desinvestitionszeitpunkt gemäß KWK und dem ex-
perimentell beobachteten Verhalten ist zur Überprüfung der H1 nicht anwendbar. Der gemäß KWK optimale 
Desinvestitionszeitpunkt ist unter den getroffenen Annahmen nur für sechs Teilnehmer von Periode 0 ver-
schieden. In den anderen 57 Fällen können keine Ränge gebildet werden. 
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Abbildung 7: Zusammenhang zwischen optimalem Desinvestitionszeitpunkt gemäß 
ROA und experimentell beobachtetem Verhalten für die einzelnen Indi-
viduen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

Der individuelle Kendall‘s Tau ist in 87,9% der Fälle positiv und zudem in 53,5% der Fälle 
mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5% signifikant. Im Mittel aller Teilnehmer liegt der 
individuelle Kendall‘s Tau bei 0,291. Über alle 1 260 Spielentscheidungen ergibt sich ein 
Kendall‘s Tau von 0,170. Dieser Koeffizient ist mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 1% 
signifikant. Es besteht also ein Zusammenhang zwischen beobachteten und optimalen Desin-
vestitionszeitpunkten gemäß ROA. 

Mit Blick auf den Vergleich zwischen KWK und ROA ist Folgendes zu sagen: Die Treffer-
quote ist beim ROA mehr als dreimal so hoch wie beim KWK (26,1% vs. 8,1%) und signifi-
kant verschieden (p-value < 0,001; zweiseitiger McNemar-Test). Außerdem ist die durch-
schnittliche Abweichung der tatsächlichen von den optimalen Desinvestitionszeitpunkten ge-
mäß ROA viel kleiner als beim KWK (1,809 vs. 5,809 Perioden). Ein Mittelwertvergleich 
zeigt, dass die Abweichungen zwischen dem tatsächlichen und den gemäß KWK prognosti-
zierten Desinvestitionszeitpunkten signifikant höher sind als beim ROA (p-value < 0,001; 
einseitiger t-Test). Zusammengenommen bedeutet dies, dass der ROA zwar nicht in der Lage 
ist, das Desinvestitionsverhalten, das Landwirte im Experiment zeigen, zutreffend zu be-
schreiben. Allerdings kann mit Hilfe des ROA das Desinvestitionsverhalten signifikant besser 
approximiert werden als mit dem KWK. 

Test H3 

Zur Einschätzung der individuellen Risikopräferenz dient die HLL. Zur Überprüfung der 
Hypothese, dass risikoaverse Entscheider früher desinvestieren, sind in Tabelle 10 die Ergeb-
nisse einer multiplen linearen Regressionsanalyse angezeigt, bei der der HLL-Wert einen 
Regressor darstellt. Der tatsächliche Desinvestitionszeitpunkt, der im Durchschnitt der 20 
Wiederholungen für den jeweiligen Experimentteilnehmer festgestellt wurde, stellt die abhän-
gige Variable dar. 

Es zeigt sich, dass die Konstante signifikant verschieden von Null ist. Weiterhin besteht ein 
signifikanter Zusammenhang zwischen dem individuell beobachteten Desinvestitionszeit-
punkt und der Risikoeinstellung des Entscheiders. Das negative Vorzeichen des Koeffizienten 
für den HLL-Wert verdeutlicht, dass mit einem größeren HLL-Wert und damit mit steigender 
Risikoaversion früher desinvestiert wird. Dies bedeutet für H3, dass risikoaverse Entscheider 
tatsächlich früher desinvestieren als weniger risikoaverse. Der Einfluss des Alters, des Bil-
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dungsstandes und des Geschlechts des Landwirts auf den tatsächlich beobachteten Desinvesti-
tionszeitpunkt ist nicht signifikant. Dies gilt auch für die Volatilität.7 

Tabelle 10: Erklärung der tatsächlichen mittleren individuellen Desinvestitionszeit-
punkte (N=63) a) 

Parameter Koeffizient t-Wert p-Value 

Konstante 7,124 3,265 0,002 

HLL-Wert -0,448 -2,568 0,013 

Alter -0,008 -0,226 0,822 

Studium (0: nicht studiert, 1: studiert) 0,987 1,126 0,265 

Geschlecht (0: weiblich, 1: männlich) 0,552 0,753 0,455 

Volatilität 0,287 0,472 0,639 

Quelle: Eigene Darstellung a) R² = 0,130; F-Wert = 1,649. 

5 Diskussion und Schlussfolgerungen 

Desinvestitionen stellen wichtige unternehmerische Entscheidungen im strategischen Mana-
gement landwirtschaftlicher Unternehmen dar. Dies gilt insbesondere, weil sie oftmals irre-
versibel sind. Die Analyse von Desinvestitionsentscheidungen ist auch für das Verständnis 
und die Prognose von (Agrar)Strukturwandel sehr bedeutsam. Trotzdem wurden Desinvestiti-
onsentscheidungen bislang nicht umfassend untersucht. Der vorliegende Beitrag analysiert 
experimentell das Desinvestitionsverhalten landwirtschaftlicher Unternehmer. Dazu wird das 
in anreizkompatiblen Experimenten beobachtete Desinvestitionsverhalten mit normativen 
Benchmarks kontrastiert, die unter Berücksichtigung der individuellen Risikoeinstellung des 
Entscheiders aus dem KWK oder dem ROA abgeleitet wurden. 

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass landwirtschaftliche Unternehmer im Mittel sehr viel län-
ger mit der Durchführung einer Desinvestition warten, als gemäß KWK zu erwarten wäre. 
Statistische Tests zeigen, dass Landwirte nicht in Einklang mit dem KWK handeln. Gleichzei-
tig wird deutlich, dass die Landwirte auch signifikant länger warten, als gemäß ROA anzura-
ten wäre. Allerdings bestehen signifikante Korrelationen zwischen den tatsächlichen Desin-
vestitionsentscheidungen landwirtschaftlicher Unternehmer und dem vorhergesagten Desin-
vestitionsverhalten gemäß ROA. Außerdem ist der ROA signifikant besser geeignet, das De-
sinvestitionsverhalten von Landwirten zu erklären, als das KWK. Weiterhin wird deutlich, 
dass die Landwirte umso eher desinvestieren, desto höher ihre individuelle Risikoaversion ist.  

Auch wenn der ROA das Verhalten der landwirtschaftlichen Unternehmer besser erklärt als 
das KWK, ist eine im Vergleich zum KWK ausschließlich um den Wert des Wartens erwei-
terte Erklärung von Desinvestitionsentscheidungen nicht ausreichend. Damit stellt sich die 
Frage, welche weiteren Einflussfaktoren bei Desinvestitionsentscheidungen relevant sind. 
Eine Erklärung könnte im „Status quo bias“ liegen, d.h. darin, dass ggf. sogar negative Rück-
flüsse der Investition in Kauf genommen werden, um am bewährten und traditionellen Wirt-
schaften festhalten zu können (BURMEISTER und SCHADE, 2007). Ob dies auch für Landwirte 
zutrifft, wäre in weiterführenden Experimenten zu untersuchen. Außerdem wäre der Framing-
Effekt zu analysieren. Dazu müsste man im Experiment eine realistische Desinvestitionssitua-
tion aus dem Agrarbereich beschreiben und die tatsächlichen Desinvestitionsentscheidungen 
im neutral geframten Experiment und im Experiment mit Kontextbezug vergleichen. Eben-
falls interessant ist die Frage, ob unterschiedliche Gruppen von Experimentteilnehmern (z.B. 

                                                 
7 Mit Blick auf die Wirkung der Volatilität auf den optimalen Desinvestitionszeitpunkt sind zwei Effekte zu 
beachten: Bei einer höheren Volatilität gelten niedrigere Desinvestitionstrigger. Gleichzeitig sind bei höherer 
Volatilität die Schwankungen der Unsicherheitsgröße größer, was die Wahrscheinlichkeit für das Erreichen nie-
drigerer Trigger erhöht. 
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Landwirte vs. Studenten, Entscheider in Industrie- vs. Entscheider in Entwicklungsländern) 
ähnliche Verhaltensmuster zeigen. 
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SUCCESS FOR THE WHOLE FOOD CHAIN: TESTING THE MODEL OF NETWORK 

SUCCESS IN UKRAINE 

Taras Gagalyuk, Jon H. Hanf1 

Abstract 

Most empirical studies that declare their focus on network success or performance investigate 
the achievement of goals by an individual firm participating in a network. Goals that are set at 
the network level are mainly neglected. The aim of this study is to develop and test the mo-
del that includes goal achievement at both the firm and network levels. We test our model in 
the context of strategic supply chain networks in the Ukrainian food industry. The results 
indicate that network-level goals really exist in strategic networks and are subject to signifi-
cant effect on the part of cooperation and coordination. 

Keywords 

Supply Chain Networks, Network Goals, Alignment of Interests, Alignment of Actions 

1 Introduction 

As suggested by the proponents of the relational view of strategic management, the advanta-
ges of an individual firm are often linked to the advantages of the network of relationships in 
which the firm is embedded (DYER AND SINGH, 1998). Accordingly, there is an ongoing dis-
cussion on how to manage a firm’s network of relationships successfully, i.e. such that the 
firm’s competitive advantage is sustained (GULATI ET AL., 2000; KALE ET AL., 2002). 

It seems, however, that the discussion on network management has not exhaustively 
addressed the “network management – network success – firm success” cause-and-effect 
chain. Given that success generally means the achievement of goals, we argue that the “net-
work success” link has been understudied, in particular, because of incomplete interpretation 
of network goals. In fact, most empirical studies that declare their focus on the network suc-
cess or performance address the achievement of goals by an individual firm participating in a 
network and analyse the role of network-related “collective constructs” such as inter-firm 
trust, commitment and relational norms (MEDLIN, 2006: 860) in achieving those goals. Yet, 
goals that are set at the network level, i.e. collectively pursued outcomes are mainly 
neglected although their presence and relevance in inter-organisational relationships has 
been widely emphasised (e.g. WINKLER, 2006; PROVAN AND KENIS, 2007). 

As shown by MEDLIN (2006), studying collective constructs needs to be undertaken with 
regard to both collective and self-interest outcomes. Focussing solely on goals of an indivi-
dual firm in a network will provide biased results with respect to management styles that are 
actually based around self and collective interests, i.e. around the whole network of relations-
hips. Thus, without simultaneous consideration of goals at the firm and network levels and 
without understanding of how the network should be managed in this respect, the whole net-
work’s success will remain under-defined and the validity of the derived implications will be 
brought into challenge. 

Therefore, the aim of this study is to develop and test the model that includes the relations-
hips between goal achievement at the firm and network levels, the network management’s 
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goal achievement and the theoretical constructs that are conceptualised as the determinants of 
goal achievement. We test our model of the whole network’s success in the context of supply 
chain networks in the food industry. In particular, our study examines the relationships 1) 
between a food manufacturer and its independent (upstream) suppliers and 2) between the 
food manufacturer and its independent (downstream) customers. 

The paper proceeds as follows. First, we delineate the theoretical foundations of supply 
chain network management. In this part, we build on prior research on management of procu-
rement relationships to generate hypotheses that constitute our conceptual model. Next, 
we test the model and discuss the results. Finally, we derive some implications. 

2 Theory and hypotheses 

Among networks in which firms are embedded, there has been a growing interest in networks 
of procurement relationships. Accordingly, the discussion on network management has ta-
ken place in the context of so-called supply chain networks (WATHNE AND HEIDE, 2004; 
HANF AND DAUTZENBERG, 2006). In this paper, we use the term “supply chain network” as 
defined by HANF ET AL. (2009: 46): “A supply chain network involves long-term and recur-
rent, formal and informal relationships of material, resource, financial and information 
exchange among more than two participants of the supply chain that are strictly coordinated 
by the focal firm and aim at fulfilment of certain strategic tasks.” This definition generally 
follows the logic of strategic network theorists who posit that a firm is in control of a network 
of other firms and operates as a hub firm, channel, or network captain, and is concerned with 
the management of the network (GULATI ET AL., 2000). 

The main challenge for the focal actor in managing the supply chain network is adaptati-
on to uncertainty which depends on how the connected relationships are organised (WATHNE 

AND HEIDE, 2004). In this context, GULATI ET AL. (2005) have posited that adaptation in the 
procurement relationship involves fulfilment of the coordination and cooperation tasks. The 
coordination task is the alignment of actions, i.e. enabling a joint action, whereas the coopera-
tion task is the alignment of interests, i.e. motivation of the exchange parties. Furthermore, 
HANF AND DAUTZENBERG (2006) have shown that individual and collective interests as 
well as individual and collective actions are entwined in supply chain networks and, therefo-
re, respective collective strategies have to be aimed at the simultaneous alignment of interests 
and actions at least at two levels – the firm and network levels (HANF AND DAUTZENBERG, 
2006: 80). 

The strategic management literature has mainly addressed collective strategies in the context 
of their orientation towards reduction of variation in inter-organisational environment 
(BRESSER AND HARL, 1986). However, in the strategic network context, collective strategies 
aim not only to shape the network processes and relationships but also to achieve certain net-
work goals (SYDOW AND WINDELER, 1998: 268). In a strategic network in which a focal 
firm is responsible for the correctness of attributes of the final product (HANF AND DAUT-

ZENBERG, 2006), a collective strategy will be most often goal-oriented. Thus, we suggest that 
a collective strategy may be perceived as a framework of activities to sustain a network’s 
success because it aims at the achievement of network goals. Beyond that, we posit that net-
work goals may be used to define what the supply chain network’s success is. We further 
describe the dimensions of network success in detail and develop hypotheses on interrelated-
ness of constructs that compose these dimensions. 

2.1 Network goals 

To consider network goals, one needs a multiple-constituencies approach (PROVAN AND 

KENIS, 2007) because there are multiple parties to a network, including each participating 
firm as an independent organisation, the network’s management, and the community, i.e. con-
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sumers, non- governmental organisations, and the government (ARIÑO, 2003: 68). Similarly 
to ARIÑO (2003), in this paper we solely focus on the goals of network members and network 
management by assuming that they are constrained by the goals of other constituencies 
and, therefore, reflect them insofar as they are constrained by them. 

2.1.1 Network members’ goals 

The entwinement of self and collective interests implies that the success of individual net-
work members is critical to success of the whole network and, conversely, positive outcomes 
for the whole network contribute to the firm’s success. Thus, success of a supply chain net-
work will involve the achievement of network members’ goals which can be addressed in 
relation to the abovementioned levels of a network. At the firm level, firms are setting their 
individual goals whereas they are setting the collective goals at the network level. 

Under network-level goals we understand the predefined set of outcomes that are collec-
tively pursued by all network members and that can be achieved only if all network 
members work together. Although such shared goals have rarely been addressed in empirical 
analyses (SYDOW AND WINDELER, 1998), their examples can be found in the food industry, 
e.g. various aspects of food safety and quality addressing primarily the increasing consu-
mers’ demands and the risk of food scandals, i.e. goals such as total chain quality, end con-
sumer satisfaction, etc. Despite we define network-level goals as the collective outcomes, in 
strategic networks they have to be seen as viable and acceptable primarily by the powerful 
stakeholders (SYDOW AND WINDELER, 1998: 274). As a type of strategic network, a supply 
chain network is most often deliberately established by a powerful chain captain, either 
distributor- or manufacturer-brand owner, who selects appropriate supply chain partners to 
develop products under its brand (BELAYA AND HANF, 2009). We therefore suggest that 
the network-level goals are at first hand defined by a powerful focal firm. 

Arguing in this manner, we do not aim to contest the importance of firm-level goals, i.e. 
goals which single firms want to achieve for themselves by participating in a network. 
Instead, we emphasise that goals of the whole supply chain network involve network-level 
and firm-level goals. The network-level goals are set by the focal actor and are jointly 
pursued by all the network members. The firm-level goals are set by individual network 
participants that exert their individual efforts in pursuit of these goals within a given network. 

2.1.2 Goals of the network management 

The achievement of goals of network members requires members to synchronise their actions 
as well as to consent on goals and procedures to achieve goals. In this context, the above con-
ceptualised alignment of actions and alignment interests can be seen as goals of the network’s 
management. 

The alignment of actions is necessary to implement concerted, joint actions needed to capi-
talise on the specialised but interdependent activities of partners (SCHREINER ET AL., 2009). 
In the context of strategic networks, the firms need to combine and integrate their resources 
and knowledge across organisational boundaries to create competitive advantage (GULATI 

ET AL., 2000). Consequently, there exists high task interdependence between partners that 
involves managing a complex and overlapping division of labour, linking their specific activi-
ties with each other, and making regular mutual adjustments. In such a situation, the grea-
ter the joint efforts taken by the partners to manage their activities, and/or the more a partner 
becomes involved in activities that are traditionally considered the other’s responsibility 
and vice versa, the greater their ability to compete successfully with the marketplace 
(SCHREINER ET AL., 2009: 1402). The aligned actions will consequently imply that partners 
provide timely and reliable responses to each other’s work-related needs, being responsive 
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to concerns arising at the firm level of individual partners as well as at the network level. Ac-
cordingly, we hypothesise: 

H 1: The alignment of actions has a direct positive effect on the achievement of network-level 
goals. 

H 2: The alignment of actions has a direct positive effect on the achievement of firm-level 
goals. 

The alignment of interests means the establishment of good working relationships among 
the parties. It addresses factors such as the degree of compatibility of firms’ cultures and de-
cision- making styles, a convergence of business views, and other organisational characte-
ristics (ARIÑO ET AL., 2001). The alignment of interests of the network members facilita-
tes higher levels of trustful relationships, commitment and low levels of conflict among 
members so that confidence in the reliability and integrity of the partners is gained. Further-
more, the alignment of interests enables organisations to gather high-quality information 
about the others and creates strong disincentives for opportunistic behaviour (ARIÑO ET AL., 
2001). Finally, interest alignment can be defined as the degree to which the members of the 
organisation, e.g. strategic network, are motivated to behave in line with organisational goals 
(GOTTSCHALG AND ZOLLO, 2007). We therefore hypothesise that: 

H 3: The alignment of interests has a direct positive effect on the achievement of network-
level goals. 

H 4: The alignment of interests has a direct positive effect on the achievement of firm-level 
goals. 

2.2 Determinants of goal achievement 

In order to evaluate strategic networks, GULATI ET AL. (2000) have proposed to consider 
three types of relational characteristics: network structure, network membership, and tie mo-
dality. Network structural characteristics describe the overall pattern of relationships in the 
network. Network member characteristics include the identities, resources, access, and other 
features of the network actors. Tie modality is the set of institutionalised rules and norms that 
govern appropriate behaviour in the network (GULATI ET AL. 2000: 205). Based on the ideas 
of GULATI ET AL. (2000), we analyse respective constructs that reveal how the network 
structure, network membership, and tie modalities affect the achievement of goals of the net-
work management. 

2.2.1 Network Structural Characteristics 

Supply chain networks consist of a multitude of participating firms. Therefore, the embedded 
upstream and downstream flows of resources and information have to cross various stages of 
the chain while the involved firms differ widely in size. As a result, supply chain networks 
are highly complex systems and they bear the high risk of failure. Hence, reducing complexi-
ty is one of the most important tasks. In particular, the supply chain network’s management 
has to consider comprehensively the levels of transparency and interdependence. 

Transparency refers to the extent of coverage from upstream industries to downstream in-
dustries within the supply chain and how apparent information is to downstream industries 
(THEUVSEN, 2004: 125). DYER AND SINGH (1998) have emphasised the role of transparen-
cy in transferring knowledge among partners. Because of the complex nature of supply chain 
networks, their structure is often not made public to all network members, and a feeling of 
anonymity may appear. Such missing transparency of the network structure increases the 
probability of free- riding. Transparency is associated with the establishment of strong ties 
and open communication. Therefore, it will be primarily conducive to enabling the partners’ 
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knowledge of each other’s decision-making styles, and certainty in intentions of each 
other. We accordingly hypothesise that: 

H 5: Higher levels of transparency have a direct positive effect on the alignment of interests. 

Interdependence is acknowledged by firms when they join forces to achieve mutually bene-
ficial outcomes (MOHR AND SPEKMAN, 1994). Supply chain network’s structure is charac-
terised by high numbers of interdependencies among members. In this respect, a firm’s per-
formance depends on how it environs itself with other companies (i.e., its suppliers and 
customers). Because the magnitude of interdependencies is mainly disproportional at the 
different stages of the supply chain, establishment of a joint action is an extremely difficult 
task. Furthermore, beyond the firm’s set of first-level contacts, there is a limited amount of 
intentionality possible on the part of the focal firm in terms of coordinating the wider 
network (GULATI ET AL., 2000). Based on these arguments, we hypothesise: 

H 6: Higher levels of interdependence have a direct negative effect on the alignment of ac-
tions. 

2.2.2 Network Membership Characteristics 

Research on networks focuses primarily on the interrelationships of firms but single enterpri-
ses can be regarded as initial elements of networks because collaborations do not exist 
without them. Each partner in a network dedicates its unique resources and capabilities 
which, when combined with partners’ resources and capabilities, can create inimitable and 
non-substitutable value (DYER AND SINGH, 1998). We therefore express the network mem-
bership characteristics by the constructs of firms’ complementarities and coordination capabi-
lities. 

Network members’ complementarities create incentives for firms to collaborate (PARK AND 

UNGSON, 2001). Noteworthy, collaborations do not inevitably create advantages for the in-
volved firms; instead, especially during their establishment, they absorb resources. Conse-
quently, without the firms’ willingness to cooperate, collaboration will not prevail. Thus, 
firms have to recognise collaboration not as a constraint but as a means to access 
complementary resources. Furthermore, since supply chain networks are formed to last over a 
long period, complementarities are not only essential at the beginning of collaboration but 
throughout the whole period. Thus, complementarities in culture and strategies (PARK AND 

UNGSON, 2001) combined with resource complementarities (DYER AND SINGH, 1998) will be 
conducive to action alignment among the network members. 

H 7: Network members’ complementarities have a direct positive effect on the alignment of 
actions. 

Coordination capabilities of firms include necessary skills and abilities to establish learning 
routines, build up unique and network-specific knowledge, use modern information technolo-
gies, etc. Despite collaboration is determined by the complementary abilities of the invol-
ved firms, only a part of the firm’s strategic resources is synergy sensitive (DYER AND 

SINGH, 1998). Therefore, higher coordination capabilities of the network members have the 
potential to enhance their concerted action (SCHREINER ET AL., 2009). As a result, we hypo-
thesise: 

H 8: Higher levels of coordination capabilities have a direct positive effect on the alignment 
of actions. 

2.2.3 Tie Modalities 

Whereas we acknowledge that the ultimate tie modalities will be reflected by the ex-
tent of interest alignment, it is important to clarify how inherent distinctions among actors 
are smoothed to preclude the negative consequences of relationships. To overcome problems 
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of opportunistic behaviour by the network members, some scholars pose that it is feasible to 
exert power (PAYAN AND MCFARLAND, 2005), the others recommend to employ trust-based 
enforcement mechanisms (DYER AND SINGH, 1998). Furthermore, several studies emphasise 
that the use of non-coercive power (e.g., rewards, recommendations, etc.) has positive im-
pact on the relationships while the use of coercive power (e.g., punishment, threats, etc.) 
negatively affects the relationships (LEONIDOU ET AL., 2008). We verify these suggestions by 
analysing the effects of trustful relationships and non-coercive power on the alignment of 
interests. 

H 9: Trustful relationships have a direct positive effect on the alignment of interests. 

H 10: Use of non-coercive power has a direct positive effect on the alignment of interests. 

3 Methodology 

This section explains the survey design, the operationalisation of variables, and the statistical 
procedure used to analyse the data. 

3.1 Survey design 

To test the model, data was collected from branded food manufacturers in Ukraine from Sep-
tember 2009 to November 2009. We assume a branded food manufacturer to be a focal com-
pany in a network of firms that work together to bring the branded product to the market. The 
branded food manufacturer is responsible for the attributes of the branded product and, there-
fore, is knowledgeable about the network to a large extent. The database of the firms was 
obtained from the local-based market research company. Totally, 359 firms comprised the 
database. 

A questionnaire was designed based on a review of literature on such variables as strategic 
partnership, supply chain and strategic alliance performance2. Then, the questionnaire was 
pretested with five food chain specialists. Those specialists included buying and quality ma-
nagers of the international food retailers, CEO of the international standardisation bodies and 
a CEO of non-governmental organisation being active in the food business. The respondents 
were asked to make their comments on the order of questions, wording and format of the 
questionnaire. Their feedback was considered to modify the questionnaire. 

Telephone interviews were used for the data collection. Of the 359 branded food manufactu-
rers, 101 interviews were conducted. This resulted in a 28 % response rate. Each inter-
view lasted about 20 minutes on average. 

3.2 Measures 

We turn now to operationalise the variables used in the model. Corresponding measures were 
obtained from the literature on performance of supply chains, strategic alliances, strategic 
partnerships and inter-organisational relationships. 

Network members’ goal achievement. These measures assess the degree of fulfilment of 
goals at the network and firm levels from the perspective of the focal firm. In each case, a 
four point- scale measuring the informants’ assessment from “very dissatisfied” to “very 
satisfied” was employed. At the network level, the focal company’s overall satisfaction with 
cooperation (ARIÑO, 2003) as well as its assessment of overall satisfaction by its 
suppliers and customers were used as the measures of network-level goal achievement. 
We also employed the focal actor’s satisfaction with the total chain quality and sales of 
the branded product as measures at the network level. At the firm level, we operationalised 
goal achievement by satisfaction of the focal firm’s suppliers and customers with knowledge 
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gained within a network, reputation from cooperation as well as with profit generated within a 
network (SCHREINER ET AL., 2009). 

Network management’s goal achievement. We operationalised the alignment of interests by 
the following measures: focal company’s satisfaction with communication within a network 
(MOHR AND SPEKMAN, 1994), confidence in reliability of the partners (SCHREINER ET AL., 
2009) and the extent of suppliers’ and customers’ relation-specific investments (DYER AND 

SINGH, 1998). The alignment of actions was measured by the responsiveness of suppliers and 
customers and their willingness to perform necessary tasks (PROVAN AND KENIS, 2007; 
SCHREINER ET AL., 2009). In each case, a four point-scale measuring the focal firms’ assess-
ment from “very dissatisfied” to “very satisfied” was employed. 

Network Structural Characteristics. Transparency was measured by the focal company’s 
degree of awareness of suppliers’ and customers’ decision-making styles and by the de-
gree of openness of the focal firm’s decision-making styles to suppliers and customers. The 
measures of interdependence were drawn form MOHR AND SPEKMAN (1994) and include the 
extent to which the focal firm is able to easily substitute its suppliers and buyers and vice 
versa (reverse coded). For both, transparency and interdependence, a four point-scale from 
“totally disagree” to “totally agree” was employed. 

Network Membership Characteristics. The cultural and the strategic fit (PARK AND UNG-

SON, 2001) of suppliers and customers measured the network members’ complementarities. 
Coordination capabilities were operationalised by the suppliers’ and customers’ agreement 
on task distribution and by their firm size (SCHREINER ET AL., 2009). For both, comple-
mentarities and coordination capabilites, we used a four point-scale from “totally disagree” to 
“totally agree.” 

Tie Modalities. We measured trustful relationships by the focal firm’s willingness to always 
inform its suppliers and customers about future steps and by the suppliers’ and buyers’ per-
ception of favourability of participation in a network (MOHR AND SPEKMAN, 1994). The 
use of non- coercive power was measured by frequency of placing bonuses and providing 
recommendations to suppliers and customers (PAYAN AND MCFARLAND, 2005). For 
trustful relationships, a four point-scale measuring the informants’ assessment from “totally 
disagree” to “totally agree” was employed; the use of non-coercive power was measured by a 
four point scale from “very rarely” to “very frequently.” 

3.3 Path analysis 

To test the model, we used the Partial Least Squares (PLS) technique for Structural Equation 
Modeling using the SmartPLS software 2.0.1 (HENSELER ET AL., 2009). Our decision to use 
PLS was based on its advantages compared to other techniques, i.e., the possibility to ana-
lyse small size samples in the absence of distribution assumptions. PLS involves analysis of 
two forms of variables, i.e., the latent and manifest variables. Manifest variables that make no 
significant contributions to the respective latent variables are progressively removed and the 
analysis is repeated until all the manifest variables are significant (GYAU AND SPILLER, 2009). 

4 Results 

In this section, we test the model and represent the estimated results. 

4.1 Testing the measurement model 

The fit of the measurement model in PLS is evaluated with regard to the inner and the outer 
models. Individual item reliabilities and convergent validity of the model provide infor-
mation about the fit of the outer model. The individual item reliabilities are evaluated via the 
factor loadings of the items on their constructs. According to HAIR ET AL. (1998), an item is 
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considered insignificant and removed from the model if its factor loading is less than 0.43. We 
also calculated the composite reliability of the measurements to evaluate internal consistency 
of the measurements. All the composite reliability indices for the constructs exceed the 
recommended 0.7 homogeneity criterion. The convergent validity was estimated by calcula-
ting the Average Variance Extracted (AVE). The recommended threshold of 0.5 (BAGOZZI 

AND YI, 1988) was exceeded for all the constructs indicating that the chosen indicators are 
explained by their respective constructs. 

The fit of the inner model was evaluated by the discriminant validity criterion which means 
that every construct is significantly different from the others. The first way to analyse 
discriminant validity is a comparison of item loadings and cross loadings. If all loadings are 
higher than cross loadings, then the construct significantly differs from the others. The se-
cond way is to compare the square root of the AVE with the correlation between the 
construct and the other constructs. The square root of the AVE should be higher than the cor-
relation between the constructs (GYAU AND SPILLER, 2009). In both cases, our results support 
the fit of the inner model. 

Table 1: Results of the structural model 

 
 

4.2 The structural model 

The structural model was evaluated based on the R2 and the significance of the path coeffi-
cients. The variances explained (R2) for each of the endogenous variables were as follows: 
achievement of network-level goals 0.520, achievement of firm-level goals 0.213, alignment 
of interests 0.341, and alignment of actions 0.216. Considering the complexity of the research 
model, the results for the achievement of network-level goals which we brought to the fo-
refront of our argumentation are indicating good fit. In addition, rather moderate R2 values 
for the achievement of firm-level goals and the alignment of actions reflect the complex na-
ture and manifold determinants of these constructs. To determine the significance of the path 
coefficient we used bootstrap method with 200 re-sampling. Path coefficients and their signi-
ficance are shown in Table 1. The standardised path coefficients can be used to analyse the 
                                                 
3  Due to space limitations, we do not provide tables with the results of the measurement model testing. The 
tables can be provided by authors upon request. 
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degree of accomplishment of the hypotheses. One may multiply the path coefficients by the 
correlation coefficient between the latent variables to obtain an approximate measure of the 
variance of the construct explained by the latent predictive variable (GYAU AND SPILLER, 
2009). We show the result in Table 1. Using this approach, one might consider values of 
less than 1.5 % as not making significant contribution to their respective latent variables 
(GYAU AND SPILLER, 2009: 30). Based on this criterion, we accepted nine out of the ten 
hypotheses that were formulated. 

5 Discussion 

This study contributes to research on the food chain and network management by investiga-
ting goals that are pursued in supply chain networks. Prior empirical research has been cha-
racterised by numerous efforts to analyse supply chain and network performance. Howe-
ver, these efforts have rarely addressed network-level goals, i.e. goals that are jointly pur-
sued by all network members. This is in spite of theoretical studies that have conceptua-
lised the achievement of shared goals as the measure of network effectiveness (PROVAN 

AND KENIS, 2007). Building on those theoretical elaborations as well as on few empirical 
contributions, we provide a theoretical account of goals that are set in supply chain networks. 
We conceptualise goals of a whole supply chain network as those set by members at the firm 
and network levels. Moreover, we relate the achievement of network-level and firm-level 
goals of network members to achievement of goals of the network management. The latter 
include the alignment of interests and the alignment of actions which, if fulfilled simultane-
ously, pave the way for the achievement of both network- level and firm-level goals of 
network participants. Furthermore, we hypothesise that the interest and action alignment are 
contingent upon a number of network characteristics. 

Our empirical results support our theoretical suppositions. First of all, the construct of net-
work- level goals demonstrates high reliability and validity of the items. This implies that the 
network- level goals really exist in the business world and have to be treated as an inherent 
aspect of strategic networks. Inappropriate communication of network-level goals by chain 
captains will lead to a lack of understanding by the other network members. As a consequen-
ce, collaboration failures may occur, inducing costs for the relationship parties. This strongly 
correlates with the results by BRINKHOFF AND THONEMANN (2007) who have found that unc-
lear definition of common goals was the major reason of failure in supply chain inter-
organisational projects. 

Second, the achievement of network-level goals is to a large extent explained by how proper-
ly cooperation and coordination problems are solved by the network management. Our re-
sults support hypotheses H1 and H3 which state that the alignment of actions and the 
alignment of interests, respectively, have a positive effect on the achievement of members’ 
goals at the network level. This finding supports the ideas by GULATI ET AL. (2005) and 
HANF AND DAUTZENBERG (2006) who highlight the strategic value of viewing chain mana-
gement as a multifaceted construct that consists of cooperation and coordination elements 
at the different levels. In particular, the alignment of actions has a strong and significant ef-
fect on the achievement of network-level goals emphasising the role of a joint action and 
strong coordination skills by the focal actor in achieving shared outcomes. 

Hypotheses H2 and H4 are also supported, i.e. both the alignment of actions and the 
alignment of interests have a significant positive effect on the achievement of firm-level 
goals. Thus, as supposed by MEDLIN (2006), the joint action and collective interest 
constructs are closely linked to individual constructs in business relationships. In our case, 
this implies that successful chain management has beneficial outcomes also at the firm level 
of suppliers and customers. Although the respective effects (path coefficients) are weaker at 
the firm level than at the network level, the effect of interest alignment (t-value) on firm-level 
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goals is even more significant than on network-level goals. As a result, we suggest that the 
aligned interests, i.e. good working relationships are important to improve perceptions by 
single suppliers and customers with regard to achievement of their individual goals. 

Interest alignment is, in turn, subject to significant positive effect by higher levels of transpa-
rency, trustful relationships, and non-coercive power as proposed in hypotheses H5, H9, and 
H10, respectively. These results are consistent with the findings of earlier research. For 
example, DEIMEL ET AL. (2008) have revealed that high levels of transparency are associated 
with explicitness and clearness of information as well as with partner commitment. HAND-

FIELD AND BECHTEL (2002) have shown that trustful relationships have a significant effect on 
partner responsiveness. LEONIDOU ET AL. (2008) have found that the exercise of non-
coercive power is negatively related to conflict in inter-firm working relationships. 

The alignment of actions is negatively affected by higher levels of interdependence. This 
result supports our hypothesis H6 and is consistent with the results of MOHR AND SPEKMAN 

(1994) who have modelled positive relation between higher level of interdependence and 
partnership success but found no significant correlation. Although interdependence is usually 
addressed as enabler of collaboration, we analyse this construct in the context of a whole 
supply chain network. Accordingly, higher interdependence in relationship with e.g. supplier 
implies higher contingency upon volatilities in supplier’s relationships with its suppliers. As a 
result, action alignment appears to be complicated. In this regard, we have also taken into 
account specifics of our research setting. Despite wide scope of vertical coordination practi-
ces and the growing use of chain management concepts, business environment in Ukraine is 
highly volatile with persisting infrastructural problems (GAGALYUK AND HANF, 2009). 

The remaining hypotheses (H7 and H8) speculated that network members’ complementarities 
and higher levels of coordination capabilities have a direct positive effect on coordination. 
Only the latter of these constructs has a significant influence on the alignment of actions indi-
cating that the suppliers’ and customers’ abilities to identify and build consensus about task 
requirements in a network contribute to successful resolution of coordination problems and 
establishment of a joint action. This result coincides with the findings of SCHREINER ET AL. 
(2009) who have confirmed the positive link between alliance management capability and 
joint action. At the same time, higher levels of coordination capabilities exhibit rather 
moderate effect on the alignment of actions (path coefficient = 0.185). Since we measure 
only the capabilities of suppliers and customers within this construct, a moderate indicator 
emphasises high requirements towards coordination skills of the focal actor. This supports 
proposition by PROVAN AND KENIS (2007) who have suggested that networks with lead or-
ganisations will demonstrate a moderate need for network-level competencies of members as 
lead organisation is better suited to address network- level demands and needs. 

In general, our results with regard to the effects of network structure, membership and tie 
modalities on the outcomes of supply chain network management are not surprising as they 
correspond to the findings of the other authors. The results, however, must be accepted with 
some caution as we surveyed only focal firms. Accordingly, future research should take a 
direction similar to what GELLYNCK ET AL. (2008) did in the traditional food sector in the EU, 
i.e. it should encompass all network participants. Yet, it should also take account of both, sha-
red and individual goals of network members. Another issue for future research would be 
comparison of goal achievement among different supply chain networks. Hereby, the ap-
proach we used, i.e. focus on perceived rather than objective measures seems to be suitable 
because different supply chain networks have distinctive features and, thus, objective measu-
res will mean little without a benchmark for comparison. 

Overall, we contend that the most important finding of our study is that the network-level 
goals really exist in strategic networks and must be considered along with firm-level goals. 
As such, the topic of network goals has to be of particular interest for firms which are respon-
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sible for introduction and implementation of the network’s strategy (often referred to as a 
collective strategy). Those focal firms or chain captains have to be particularly concerned that 
the network participants agree upon network-level goals and work together to achieve 
them. Thus, shared goals have to be clearly formulated and explicitly addressed, and a cer-
tain degree of compatibility between network-level and firm-level goals has to be reached. 
Therefore, the interests and the actions of the involved parties have to be aligned with con-
sideration of the parties’ social and organisational characteristics. Especial attention should 
be paid to the development of network management capabilities that would enable capturing 
of goals of the whole network. 
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EINFLUSS DES SCHWEINEZYKLUS AUF DIE PREISTRANSMISSION ZWISCHEN 

FERKEL- UND SCHLACHTSCHWEINEPREISEN IN NIEDERSACHSEN 

Carsten Holst, Stephan von Cramon-Taubadel1 

Zusammenfassung 

Erstmals in der Literatur wird die Preistransmissionsbeziehung zwischen Ferkel- und 
Schlachtschweinepreisen analysiert. Bei den Berechnungen finden insbesondere langfristige 
Schwingungen des Schweinezyklus sowie saisonal bedingte Preisschwankungen der nieder-
sächsischen Notierungen für Ferkel und Mastschweine Berücksichtigung. Die wöchentlichen 
Preisbeobachtungen zwischen 1990 und 2007 können bei der Betrachtung des gesamten Zeit-
raumes keinen Hinweis auf das Vorliegen von asymmetrischer Preistransmission erbringen. 
Eine Aufteilung der Datenreihen nach Zugehörigkeit zu verschiedenen Phasen des Schweine-
zyklus ergibt innerhalb dieser Phasen aber durchaus unterschiedliche Preisasymmetrien. In 
den Zeiträumen der Preistäler des Schweinzyklus liegt eine Preisasymmetrie zugunsten der 
Mastschweinehalter vor, während die Ferkelerzeuger in der Phase ansteigender Preise inner-
halb des Schweinezyklus von ihrer Verhandlungsposition gegenüber den Mästern profitieren 
können. Diese Ergebnisse können als Anzeichen für eine unterschiedliche Verteilung der 
Verhandlungsmacht zwischen Ferkelerzeugern und Mastschweinehaltern in Abhängigkeit von 
der Phase des Schweinezyklus interpretiert werden. 

Keywords 

Vertikale Preistransmission, Asymmetrie, Schweinezyklus 

1 Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten haben sich die Strukturen in der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung von Schweinefleisch in Deutschland grundlegend geändert. Während die Be-
deutung von Hausschlachtungen und direkten Lieferbeziehungen zwischen Landwirten und 
Metzgereien abnahm, hat sich im Zeitablauf eine Wertschöpfungskette herausgebildet, welche 
die Stufen der Erzeugung, Schlachtung, Verarbeitung und des Vertriebs im Lebensmittelein-
zelhandel umfasst. 

Die Konzentration der Marktteilnehmer auf der Nachfrageseite ist in diesem Ausmaß nicht bei 
den landwirtschaftlichen Erzeugern zu beobachten, auch wenn inzwischen durch den Struk-
turwandel weniger Betriebe mit jeweils größeren Betriebseinheiten vorhanden sind. So wur-
den 2009 in Deutschland insgesamt 56,2 Mio. Schweine geschlachtet, wobei 52,4 Prozent der 
Schlachtungen auf die drei größten Schlachtbetriebe entfallen und die sieben nächstgrößeren 
Unternehmen weitere 20,8 Prozent der Schlachtungen tätigen (ISN, 2010). Dem gegenüber 
stehen im Mai 2010 etwa 28 100 landwirtschaftliche Erzeugerbetriebe, die jeweils mehr als 
50 Mastschweine halten (STATISTISCHES BUNDESAMT, 2010). Dieses unausgewogene Ver-
hältnis der Konzentration auf den einzelnen Stufen der Wertschöpfungskette lässt auf eine 
möglicherweise vorhandene Marktmacht der Abnehmerseite gegenüber der landwirtschaftli-
chen Produktionsstufe schließen und ist bereits von verschiedenen Autoren für die Märkte 
mehrerer Länder nachgewiesen worden. 

Doch dieser von der höheren Wertschöpfungskettenstufe ausgehende Preisdruck muss nicht 
zwangsläufig von den Schweinemastbetrieben allein getragen werden. Mastschweinehaltern 
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wird nämlich regelmäßig unterstellt, diesen Preisdruck an die Ferkelerzeuger weiterzugeben. 
Sinkende Erzeugerpreise für Schweinefleisch oder steigende Kosten für Futtermittel im Mast-
betrieb ziehen häufig unverzüglich Forderungen nach niedrigeren Ferkelpreisen nach sich. 
Wegen des kurzfristig nahezu vollkommen unelastischen Ferkelangebots müssen diese Preis-
abschläge seitens der Ferkelerzeuger auch akzeptiert werden, um einen Verzicht der Schwei-
nemäster auf das Einstallen von Ferkeln zu verhindern. 

Beim Ausnutzen dieser Verhandlungsmacht durch die Mastschweinehalter wird in der Theo-
rie das Vorliegen einer asymmetrischen Preistransmissionsbeziehung zwischen Ferkel- und 
Schlachtschweinepreisen erwartet, d.h. die Mäster können bei sinkenden Erlösen für 
Schlachtschweine oder steigenden Kosten für Produktionsmittel häufig fallende Ferkelpreise 
schnell in den Preisverhandlungen durchsetzen, während bei entgegengesetzter Entwicklung 
dieser Einflüsse nur verhältnismäßig langsame Erhöhungen der Ferkelpreise beobachtet wer-
den können. In dieser dargestellten Konstellation profitieren die Mastschweinehalter von den 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten der Preisanpassung, denn es entstehen kurzzeitig höhere 
Handelsspannen für die Schweinemäster, wenn die Schlachtschweinepreise steigen oder die 
Futtermittelkosten sinken, aber der Ferkelpreis nur verhältnismäßig langsam daran angepasst 
wird.  

In diesem Beitrag wird erstmalig die Preistransmission zwischen den Erzeugerpreisen für 
Ferkel und Schlachtschweine hinsichtlich ihrer Asymmetrie analysiert, um Aussagen über die 
Verhandlungsmacht der Schweinemäster gegenüber den Ferkelerzeugern treffen zu können. 
Hierzu ist dieser Beitrag folgendermaßen gegliedert: Kapitel 2 beginnt zunächst mit einer kur-
zen Literaturzusammenstellung zur asymmetrischen Preistransmission in der Wertschöp-
fungskette der Schweinefleischerzeugung, im Anschluss daran werden besondere zyklische 
und saisonale Schwingungen der Ferkel- und Schlachtschweinepreise erläutert, die bei den 
weiteren Berechnungen berücksichtigt werden müssen. Im dritten Kapitel werden die metho-
dischen Aspekte der Datenanalyse erörtert, ehe in Kapitel 4 die verwendeten Daten vorgestellt 
werden. Nach der Auswertung (Kapitel 5) schließt dieser Beitrag mit einer Diskussion in Ka-
pitel 6. 

2 Stand der Forschung  

Untersuchungen zur vertikalen Preistransmission entlang der Wertschöpfungskette der 
Schweinefleischerzeugung beschränkten sich bislang immer auf Erzeugerpreise für Schlacht-
schweine sowie Großhandels- und zum Teil auch Endverbraucherpreise, wobei Märkte für 
verschiedene Zeiträume und Datenfrequenzen in unterschiedlichen Ländern und Kontinenten 
betrachtet worden sind. Im Laufe der Zeit sind verschiedene methodische Ansätze verfolgt 
worden, insbesondere wenn asymmetrische Preistransmission nachgewiesen werden sollte. 

Erste Studien zur Preisasymmetrie im Schlachtschweinemarkt wie beispielsweise von BOYD 
und BRORSEN (1988) sowie von GRIFFITH und PIGGOTT (1994) können methodisch als Wei-
terentwicklungen des Ansatzes von WOLFFRAM (1971) und HOUCK (1977) angesehen werden 
und lehnen die Nullhypothese einer symmetrischen Preistransmission für den US-
amerikanischen Markt (wöchentliche Daten, 1974-1981) bzw. für den australischen Markt 
(monatliche Daten, 1971-1988) nicht ab. 

Spätere Untersuchungen der Preistransmissionsbeziehungen basieren auf Fehler-Korrektur-
Modellen von ENGLE und GRANGER (1987), welche von der Kointegration der beobachteten 
Preisreihen ausgehen. Als Beispiele hierfür können die Studien von VON CRAMON-TAUBADEL 
(1998; Deutschland, wöchentliche Daten, 1990-1993), LE GOULVEN (2001; Vietnam, wö-
chentliche Daten, 1993-1998) sowie JENSEN und MØLLER (2005; Dänemark, monatliche Da-
ten, 1990-2004) angeführt werden, die alle auf eine vorhandene Preisasymmetrie hindeuten. 

Darüber hinaus finden weiterentwickelte „Threshold cointegration models“ bei GOODWIN und 
HARPER (2000; USA, wöchentliche Daten, 1987-1998) sowie bei LUOMA, LUOTO und TAIPA-
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LE (2004; Finnland, monatliche Daten, 1990-2004) Anwendung, wobei letztgenannte Autoren 
in ihrem Datensatz keine Preisasymmetrie nachweisen können. 

MILLER und HAYENGA (2001) führen eine Spektralanalyse ihrer wöchentlichen Preisdaten 
(1981-1995) durch, um zwischen Preiszyklen mit hohen und niedrigen Frequenzen zu unter-
scheiden, und stellen für die USA in Bezug auf die Großhandelspreise eine asymmetrische 
Anpassung der Erzeugerpreise fest. 

Dieses Spektrum methodisch verschiedener Studien mit unterschiedlichen regionalen Bezü-
gen gibt überwiegend Hinweise auf das Vorliegen von asymmetrischen Preistransmissionsbe-
ziehungen zwischen Erzeuger- und Großhandels- bzw. Endverbraucherpreisen für Schweine-
fleisch, jedoch liegen bisher noch keine Untersuchungen zur Preistransmissionsbeziehung 
zwischen Ferkel- und Schlachtschweinepreisen vor. Bei der Analyse dieser Preistransmissi-
onsbeziehung finden zwei verschiedene, aber recht regelmäßig verlaufende Schwingungen der 
Ferkel- und Schlachtschweinepreise besondere Beachtung: eine „zyklische“ und eine „saiso-
nale“ Komponente.  

Zum einen werden Ferkel- und Schlachtschweinepreise durch den sog. „Schweinezyklus“ 
beeinflusst, der zuerst durch HANAU (1928) in Deutschland sowie COASE und FOWLER (1937) 
in Großbritannien beschrieben wurde. Das Angebot an schlachtreifen Schweinen ist kurzfris-
tig nahezu unelastisch, aber langfristig recht elastisch. Wenn die Schlachtschweineerzeuger 
bei ihren Produktionsentscheidungen davon ausgehen, dass die jeweils aktuell zu beobachten-
den Preisen auch zukünftig zu erzielen sind, werden auf dem Schweinemarkt durch Nachfra-
geänderungen preisinduzierte Angebots- und Preisreaktionen mit zeitlicher Verzögerung auf-
treten (KOESTER, 1992: 139). Weil sich in den vergangenen Jahrzehnten in der deutschen 
Schweinefleischerzeugung ein zwei-, zum Teil auch dreistufiges System aus Sauenhaltern mit 
anschließender Aufzucht bzw. separaten Aufzuchtbetrieben sowie Mastschweinehaltern her-
ausgebildet hat, wird der Schweinezyklus sich ebenso auch auf die Ferkelpreise selbst auswir-
ken. Sinkt bei den Schweinemästern die Nachfrage nach Ferkeln, weil die Erlöse für 
Schlachtschweine während der Abwärtsbewegung im Schweinezyklus fallen, werden die Fer-
kelerzeuger dem Drängen der Mastschweinehalter nach verringerten Ferkelpreisen nachgeben 
müssen, damit das kurzfristig unelastische Ferkelangebot auch nachgefragt wird. Bei länger-
fristigen Niedrigpreisphasen werden Ferkelerzeuger aus der Produktion ausscheiden. Trifft 
dieses verringerte und ebenfalls kurzfristig unelastische Ferkelangebot auf eine vergleichs-
weise große Nachfrage bei Mastschweinehaltern während der Phase ansteigender Preise im 
Schweinezyklus, werden vermutlich Preiserhöhungen von den Ferkelerzeugern durchgesetzt 
werden können. Höhere Erzeugerpreise führen dazu, dass Sauenhalter wieder in die Produkti-
on einsteigen bzw. ihre Kapazitäten ausdehnen. Mittelfristig wird dieses Verhalten erneut 
einen Angebotsüberhang und einen daraus resultierenden Rückgang der Ferkelpreise zur Fol-
ge haben, sodass der Schweinezyklus erneut beginnen wird. Diese Überlegungen lassen den 
Schluss zu, dass nicht grundsätzlich von einer konstant vorteilhaften Verhandlungsposition 
der Schweinemäster gegenüber den Ferkelerzeugern ausgegangen werden kann, sondern dass 
sich das kurzfristig unelastische Ferkelangebot in der Phase des Preisanstiegs im Schweine-
zyklus als Vorteil für die Sauenhalter erweisen kann, um relativ zum jeweiligen Schlacht-
schweineerlös höhere Ferkelpreise durchsetzen zu können. Deshalb wird bei der Preistrans-
missionsanalyse nicht wie bisher üblich eine über den gesamten Beobachtungszeitraum kon-
stante Preisasymmetrie angenommen, sondern einzelne Phasen des Schweinezyklus (Preistal, 
Preisanstieg, Preisspitze und Preisverfall) jeweils auf Preisasymmetrie untersucht. 

Neben diesen längerfristigen Schwankungen des Schweinezyklus finden bei den Berechnun-
gen dieser Preistransmissionsanalyse andererseits auch „saisonale“ Schwankungen der Ferkel- 
und Schweinepreise Berücksichtigung, welche aus regelmäßigen saisonalen Veränderungen 
des Ferkelangebots und der Schweinefleischnachfrage resultieren. Der Schweinefleischkon-
sum steigt jährlich mit Beginn der Grillsaison auf den höchsten Wert, ehe mit Einsetzen der 
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Jahr reicht die Datenreihe allerdings nur bis zur 50. Kalenderwoche, sodass insgesamt 
934 Beobachtungen verwendet werden können. 

Die Preisreihen der Erzeugerpreise für Ferkel sowie Schlachtschweine sind den Marktinfor-
mationen der LAND- UND FORSTWIRTSCHAFTLICHEN ZEITUNG (1990-2007) entnommen wor-
den. Der Ferkelpreis ergibt sich als arithmetischer Mittelwert von drei bzw. vier lokalen No-
tierungen für Ferkel mit einem Grundgewicht von 25 kg im ehemaligen Kammergebiet Han-
nover: Hannover Land, Coppenbrügge, Mandelsloh und Hülsenberg (erst ab 1994). Die Da-
tenverfügbarkeit in diesem Zeitraum ist ausschlaggebend für die Auswahl dieser Preisnotie-
rungen. Die Schlachtschweinepreise werden zunächst aus dem gewichteten Mittelwert der 
amtlichen Preisfeststellungen für die Handelsklassen E-P in den Kammergebieten Hannover 
und Weser-Ems festgestellt, ab 2003 ist nur noch eine aggregierte Darstellung für ganz Nie-
dersachsen verfügbar. Die Preisverläufe dieser beiden Zeitreihen werden in Abbildung 1 dar-
gestellt. 

Abbildung 1: Ferkel- und Schlachtschweinepreise in Niedersachsen 

 
Quelle:  Eigene Berechnung nach LAND- UND FORSTWIRTSCHAFTLICHE ZEITUNG (1990-2007). 

Dieser Darstellung lassen sich die langfristigen Schwingungen des Schweinezyklus sowie 
insbesondere beim Ferkelpreis auch die saisonalen Schwankungen entnehmen, welche mit 
Hilfe einer Spektralanalyse veranschaulicht werden können. Die Ergebnisse der Berechnun-
gen der Spektraldichte in Abbildung 2 zeigen an zwei Stellen deutliche Spitzen, welche je-
weils für den Ferkelpreis höher ausfallen als für den Schlachtschweinepreis. Innerhalb des 
beobachteten Zeitraums von insgesamt 18 Jahren treten der langsam schwingende Schweine-
zyklus viermal (durchschnittliche Dauer der Schwingung 4,5 Jahre) sowie die sich jährlich 
wiederholende Saisonkomponente 18 Mal auf.  
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Tabelle 2: Schätzergebnisse für symmetrische und asymmetrische Preistransmissi-
on für den gesamten Zeitraum 

 
Quelle:  Eigene Berechnung Signifikanzniveau: 10% (*); 5% (**); 1% (***) 

Die Ergebnisse der symmetrischen Preistransmissionsmodelle belegen in Tabelle 2, dass beim 
Preisverhältnis zwischen den Erzeugerpreisen für Ferkel und Mastschweine die Anpassungs-
geschwindigkeit der Ferkelpreise etwa doppelt so hoch im Vergleich zur Anpassungsge-
schwindigkeit der Mastschweinepreise ist. Hinsichtlich der Preisasymmetrie lassen die Er-
gebnisse aber nur geringfügige Unterschiede zwischen den Koeffizienten für positive und 
negative Fehler-Korrektur-Terme erkennen, wenn eine Betrachtung über den gesamten Zeit-
raum erfolgt. So ergibt ein F-Test auf Gleichheit der Koeffizienten für die Änderung der Fer-
kelpreise als endogene Variable einen p-Wert von 0,642 und für die Änderung der Schlacht-
schweinepreise (abzüglich Futterkosten) als abhängige Variable einen p-Wert von 0,977. Die 
unterschiedlichen Verhandlungspositionen, die Ferkelerzeuger und Mastschweinehalter zu-
einander im Laufe der verschiedenen Phasen des Schweinezyklus einnehmen, werden sich 
möglicherweise auch in unterschiedlichen Aussagen hinsichtlich der Preisasymmetrie in die-
sen Phasen widerspiegeln. Mit dem Hodrick-Prescott-Filter (HODRICK und PRESCOTT, 1997) 
lässt sich der Schweinezyklus der Schlachtschweinepreise darstellen (vgl. Abb. 2). 

Abbildung 2: Erzeugerpreise für Schlachtschweine und Hodrick-Prescott-Filter 

 
Quelle:  Eigene Berechnung nach LAND- UND FORSTWIRTSCHAFTLICHE ZEITUNG (1990-2007) 

Im Zeitraum zwischen 1990 und 2007 können jeweils vier Minima und Maxima der gefilter-
ten Preisdatenreihe beobachtet werden. Die zyklischen Schwankungen des Hodrick-Prescott-
Filters werden nun genutzt, um die Datenreihe in insgesamt vier Phasen zu unterteilen: 
Preistal ( ), Preisanstieg (tal st ), Preisspitze ( ) und Preisverfall ( ), die anschließend wie spi fa
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in Gleichung (6) dargestellt jeweils hinsichtlich ihrer asymmetrischen Preistransmission un-
tersucht werden. Die Phase des Preistals besteht aus einer zu definierenden Anzahl an Beo-
bachtungen vor und nach jedem der vier Tiefpunkte des Hodrick-Prescott-Filters. Eine exakte 
Festlegung, ab welcher Beobachtung das Preistal beginnt und ab welcher dieses wieder endet, 
kann objektiv nicht getroffen werden, zumal diese Übergänge von einer Phase zur nächsten 
im tatsächlichen Marktgeschehen wohl eher fließend verlaufen werden. Deshalb sind ver-
schiedene Möglichkeiten der Phaseneinteilung durchgeführt und daraufhin auch die Koeffi-
zienten des Preistransmissionsmodells geschätzt worden. Die exemplarisch in Tabelle 3 dar-
gestellten Ergebnisse basieren auf folgender Phaseneinteilung: Das erste Achtel aller Beo-
bachtungen zwischen einem Maximum und einem Minimum des Hodrick-Prescott-Filters 
wird der Preisspitze zugeordnet, das letzte Achtel dem Preistal und die verbleibenden Beo-
bachtungen stellen die Phase des Preisverfalls dar. Zwischen einem Minimum und einem Ma-
ximum werden entsprechend das erste Achtel der Beobachtungen dem Preistal, das letzte 
Achtel der Preisspitze und die übrigen Beobachtungen dem Preisanstieg zugeordnet. Somit 
gehören insgesamt 110 Beobachtungen zum Preistal, 370 Beobachtungen zum Preisanstieg, 
121 Beobachtungen zur Preisspitze und 333 Beobachtungen zum Preisverfall. Sofern andere 
Ansätze zur Phaseneinteilung gewählt werden, die nicht zu deutlichen Verschiebungen der 
Beobachtungen in andere Phasen führen, ergeben sich ähnliche Regressionsergebnisse bei der 
Untersuchung auf symmetrische und asymmetrische Preistransmission5.  

                                                 
5  So lässt sich die Einteilung der Phasen folgendermaßen variieren: Das Preistal könnte alternativ über das 
letzte Zehntel der Beobachtungen zwischen Maximum und Minimum sowie das erste Zehntel der Beobachtun-
gen zwischen Minimum und Maximum ermittelt werden. Ebenso erscheint es denkbar, dass sich ein Preistal aus 
einer fest definierten Anzahl an Beobachtungen ergibt, zum Beispiel aus den jeweils 15 Beobachtungen vor und 
nach einem Minimum der mit dem Hodrick-Prescott-Filter geglätteten Zeitreihe. Auch weitere Kriterien zur 
Phaseneinteilung sind möglich, die auf der Grundlage unterschiedlicher Steigungen der geglätteten Zeitreihe 
beruhen.   
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Tabelle 3: Schätzergebnisse für symmetrische und asymmetrische Preistransmissi-
on in unterschiedlichen Phasen des Schweinezyklus 

 
Quelle:  Eigene Berechnungen Signifikanzniveau: 10% (*); 5% (**); 1% (***) 

Die in Tabelle 3 dargestellten Ergebnisse für die symmetrische Schätzung der Preistransmis-
sionsbeziehungen ergeben fast keine signifikanten Unterschiede in Abhängigkeit von der Pha-
senzugehörigkeit. Lediglich beim Ferkelpreis lässt sich eine schnellere Fehler-Korrektur in 
Phasen der Preistäler als bei Preisspitzen statistisch absichern (p-Wert 0,028). 

Obwohl zwischen den Phasen somit nur geringe Unterschiede bei der Geschwindigkeit der 
Preistransmission vorliegen, gibt es innerhalb der Phasen zum Teil signifikante Abweichun-
gen, wenn eine asymmetrische Betrachtungsweise herangezogen wird.  

Beim Verhältnis zwischen den Erzeugerpreisen für Ferkel und Schlachtschweine ist insbe-
sondere die hochsignifikante Preisasymmetrie in der Phase des Preistals zu bemerken. Liegen 
die Ferkelpreise im Verhältnis zu den Schlachtschweinepreisen zu hoch, erfolgt eine wesent-
lich schnellere Preiskorrektur als im umgekehrten Fall. Somit kann in dieser Phase ein Rück-
gang der Mastschweinepreise schneller als in anderen Phasen an die Ferkelerzeuger weiterge-
geben werden. Dieses spiegelt vermutlich die schwache Verhandlungsposition der Ferkeler-
zeuger gegenüber den Schweinemästern im Preistal des Schweinezyklus wider.  

In der darauf folgenden Phase des Preisanstiegs lässt sich ebenfalls ein Unterschied in der 
Anpassungsgeschwindigkeit der Ferkelpreise erkennen. Trotz des langfristigen Trends stei-
gender Preise können innerhalb dieser Phase kurzzeitig auch immer wieder fallende Preise 
beobachtet werden. Die Regressionsergebnisse belegen in der Phase des Preisanstiegs eine 
schnellere Anpassung der Ferkelpreise, falls diese gegenüber dem Schweinepreis zu niedrig 
sind. Durch einen Anstieg des Schweinepreises werden die Ferkelpreise relativ zum Schlacht-
schweinepreis gesehen zu gering ausfallen, sodass eine vergleichsweise schnelle Korrektur 
der Ferkelpreise nach oben erfolgt. Gibt es jedoch innerhalb der Phase des Preisanstiegs kurz-
zeitig sinkende Schweinepreise, so werden die Ferkelpreise relativ zu den Schweinepreisen zu 
hoch ausfallen und eine nur vergleichsweise langsame Korrektur nach unten ist zu erwarten. 

147 



 

In der Phase des Preisanstiegs, in der von einem eher knappen Ferkelangebot ausgegangen 
werden muss, können Ferkelerzeuger somit von steigenden Schlachtschweineerlösen relativ 
schnell profitieren und müssen bei kurzfristig fallenden Schlachtschweinepreisen nicht unver-
züglich schnelle Ferkelpreisanpassungen hinnehmen, sodass sich die Ferkelerzeuger in dieser 
Marktphase in einer stärkeren Verhandlungsposition gegenüber den Mastschweinehaltern 
befinden. 

In den Phasen der Preisspitze und des Preisverfalls lassen sich für die Ferkelpreise die gering-
fügigen Unterschiede bei der Geschwindigkeit der Fehlerkorrektur aber nicht statistisch signi-
fikant nachweisen. Allerdings liegt Preisasymmetrie der Erzeugerpreise für Schweinefleisch 
in der Phase des Preisverfalls vor. Zu niedrige Ferkelpreise führen zu einer schnelleren An-
passung der Schweinepreise als zu hohe Ferkelpreise. Eine mögliche Begründung hierfür be-
steht darin, dass zu niedrige Ferkelpreise auf ein Überangebot an Ferkeln hindeuten können, 
welches zwar erst um einige Monate verzögert zu einem Überangebot an Schlachtschweinen 
führen wird, aber dennoch die aktuelle Verhandlungssituation gegenüber der Schlachtbranche 
verschlechtert, sodass fallende Ferkelpreise auch schnellere Preisanpassungen für Schlacht-
schweine nach sich ziehen. 

6 Diskussion 

Die Ergebnisse dieser Studie belegen die Phasenabhängigkeit der vertikalen Preistransmission 
zwischen Ferkel- und Schlachtschweinepreisen, konstante Preisasymmetrie in einem Markt – 
wie in allen bisherigen Studien zur Analyse der vertikalen Preisasymmetrie zwischen Erzeu-
ger- und Großhandelspreisen für Schweinefleisch angenommen – kann grundsätzlich nicht 
unterstellt werden. Für den untersuchten Übergang zwischen Ferkel- und Schlachtschweine-
preisen lässt sich für die Phase des Preistals eine asymmetrische Preistransmissionsbeziehung 
hoch signifikant feststellen, welche wie erwartet auf eine starke Verhandlungsposition der 
Schweinemäster gegenüber den Ferkelerzeugern hindeutet. Liegt der Erlös der niedrigeren 
Stufe im Vergleich zum langfristigen Verhältnis zu hoch, erfolgt eine stärkere Preisanpassung 
als im entgegengesetzten Fall. In den Phasen steigender Preise ist jedoch eine Umkehrung der 
Verhandlungsmacht im Marktverlauf nachzuweisen. Den Ferkelerzeugern gelingt es, relativ 
gesehen zu hohe eigene Preise nahezu konstant zu halten und nur geringe Korrekturen zuzu-
lassen, während aus langfristiger Sicht bestehende Preisnachteile in dieser Phase deutlich ra-
scher verringert werden können. Diese entgegengesetzten Richtungen bei der beobachteten 
Preisasymmetrie erscheinen vor dem Hintergrund der verschiedenen Marktsituationen in die-
sen Phasen durchaus plausibel: In den Preistälern ist von einem Angebotsüberhang auszuge-
hen, sodass es sich in diesen Zeiträumen um Käufermärkte handelt, bei denen sich grundsätz-
lich der Anbieter in der verhandlungstaktisch schlechteren Situation befindet, während der 
Nachfrageüberhang in den steigenden Preisphasen zu Verkäufermärkten und somit zur Um-
kehrung der Verhandlungsposition führt. 

Deshalb wird die Preisasymmetrie im vorliegenden Fall nicht durch Marktmacht bestimmt, 
wie sie beispielsweise aufgrund unterschiedlicher Konzentrationen auf der Angebots- und 
Nachfrageseite zwischen Mastschweinehaltern und Schlachtunternehmen besteht. Ebenso sind 
die Mastschweinehalter in Preisverhandlungen mit Ferkelerzeugern nicht über den gesamten 
Zeitraum hinweg in einer vorteilhaften Position. Vielmehr wird die festgestellte Preisasym-
metrie zwischen den Ferkel- und den um Futtermittelkosten korrigierten Schlachtschweine-
preisen durch den jeweiligen Umfang von Angebot und Nachfrage nach Ferkeln in den unter-
schiedlichen Phasen des Schweinezyklus hervorgerufen.   
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Tabelle 1: Landwirtschaftliche Landnutzung und Produktion (im Jahr 2020) 

2005/07 Referenz1 Referenz*2 EEG20092

Einheit abs. abs. % vs. Ref. % vs. Ref.
 Erzeugerpreise

Weizen Euro / t 136 156 0.0 0.0
Sonstiges Getreide Euro / t 123 134 0.0 0.0
Ölsaaten Euro / t 224 303 0.0 0.0
Energiemais Euro / t 26 26 5.5 26.2

 Landnutzung
Getreide 1.000 ha 6,704 6,234 -1.2 -7.5
  Weizen 1.000 ha 3,093 2,820 -0.8 -5.8
  Sonstiges Getreide 1.000 ha 3,611 3,414 -1.6 -9.0
Ölsaaten 1.000 ha 1,466 1,616 -1.8 -11.6
Hülsen- u. Hackfrüchte 1.000 ha 818 585 -0.2 -3.1
Silomais 1.000 ha 1,010 987 -0.6 -3.0
Sonst. Ackerfutter 1.000 ha 550 533 -1.6 -8.6
Energiemais 1.000 ha 370 1,073 14.9 82.9
Stilllegung 1.000 ha 727 111 -8.3 -42.0

 Produktion
Getreide Mio. t 44.9 45.8 -1.1 -7.2
Ölsaaten Mio. t 5.3 6.3 -1.7 -11.4
Energiemais Mio. t 20.0 66.8 14.5 80.3

1) Mit bundesweit einheitlichem Preis für Energiemais. - 2) Mit regional differenzierten Preisen für 
Energiemais.  

Quelle: BMELV, Stat. Jb, versch. Jgg. - Eigene Berechnungen mit RAUMIS und ReSI-M. 

Die Einführung des Güllebonus für kleine Biogasanlagen ist ein zentraler Einflussfaktor im 
Szenario EEG 2009. Da Gülle im Vergleich zu anderen Gärsubstraten eine herausgehobene 
Rolle spielt, gewinnt das regionale Gülleaufkommen, auf dessen Ermittlung in Kap. 4.2 ein-
gegangen wird, enorm an Bedeutung. Aufgrund des kontinuierlichen Abbaus der Rinderbe-
stände (OFFERMANN ET AL., 2010), vor allem infolge steigender Milchleistung, entwickelt sich 
das Gülleaufkommen rückläufig. Für das Jahr 2020 wird in den Analysen ein sektorales Gül-
le- und Festmistaufkommen von 228 Mio. t ermittelt. Die Einbeziehung des Güllebonus in 
ReSI-M führt grundsätzlich zu einem Anstieg der Nachfragepotenziale für Energiemais, d. h. 
die Betreiber kleinerer Biogasanlagen sind wegen der höheren Einspeisepreise in der Lage 
höhere Preise für Energiemais zu zahlen. In der Kopplung mit RAUMIS ergibt sich ein ge-
genüber dem EEG 2004 mit regional differenzierten Energiemaispreisen (Referenz*) um rund 
20 % höherer sektoraler Durchschnittspreis für Energiemais. Gegenüber dem Referenzszena-
rio beträgt der erwartete Preisanstieg sogar insgesamt 26 %, wodurch die Wettbewerbsfähig-
keit des Energiemaises gegenüber anderen Verfahren enorm gesteigert wird. Nach Analysen 
mit RAUMIS wird seine Anbaufläche auf knapp 2 Mio. ha bzw. um rund 83 % gegenüber 
dem Referenzszenario ausgedehnt. 

4.2 Regionale Auswirkungen 

Die regionale Verfügbarkeit von Gülle spielt für die Biogaserzeugung eine wichtige Rolle. 
Abbildung 2 gibt einen Überblick über die potenziell erschließbaren regionalen Güllemen-
gen. Darin spiegeln sich die regionale Verteilung der Viehbestände sowie die Betriebsstruktu-
ren deutlich wider, wobei die viehstarken Gegenden im Nordwesten Deutschlands erwar-
tungsgemäß die höchsten Güllemengen aufweisen. Diesen regionalen Potenzialen liegt die 
regionale Betriebsstruktur als zentraler und messbarer Faktor für die Erschließbarkeit der Gül-
le zugrunde.7 In einem ersten Schritt wurden die regionalen Anteile der Viehbestände diffe-

                                                 
7 Dafür stand eine Sonderauswertung auf Kreisebene für das Jahr 2003 zur Verfügung (DESTATIS, 2003). 
Individuelle Parameter, wie beispielsweise die Aufgeschlossenheit oder Neigung einzelner Landwirte, in die 
Biogasproduktion einzusteigen, werden im Rahmen der Analyse nicht betrachtet. 
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Darin sind )( ii xF  (eindimensionale) Randverteilungen, und ( ) [ ]1,0�= iii xFu  ist folglich 
uniform verteilt. Die Copula lässt sich darstellen als (vgl JOE 1997): 

(2) .)()},(,),({=),,( 11
1

1
1 1 iidd xuFuFuFFuuC

id
=��� KK  

Gleichung (1) bringt zum Ausdruck, dass sich die in der  gemeinsamen Verteilungsfunktion 
enthaltene Information in zwei Komponenten zerlegen lässt: erstens die Randverteilungen und 
zweitens die Abhängigkeitsstruktur, die durch die Copula abgebildet wird. Die Dichtfunktion 
einer d -dimensionalen Copula ergibt sich als d -te Ableitung aus Gleichung (2) 

(3) 1].,[0,,,),,(=),,( 1
1

1
1 ��

��
�

d
d

d
d

d uu
uu

uuC
uuc K

L
K

K  

Copulas können parametrisch oder nicht-parametrisch (z.B. als Kernel-Copulas) modelliert 
werden (CHEN und HUANG 2007). Beide Methoden haben Vor- und Nachteile. Bei Vorliegen 
einer geringen Zahl von Beobachtungen kann die Anwendung von nicht-parametrische Copu-
la vorteilhaft sein, weil parametrische Methoden in diesem Fall zu großen Schätzfehlern füh-
ren können (VEDENOV 2008). Andererseits sind parametrische Modelle für bestimmte Anwen-
dung besser geeignet, etwa wenn der Randbereich der Verteilung genau beschrieben werden 
soll (CHARPENTIER, FERMANIAN und SCAILLET 2007). Im Folgenden wird ein parametrischer 
Ansatz verfolgt, da die Wahrscheinlichkeit gleichzeitiger extremer Ernteausfälle in verschie-
denen Regionen im Mittelpunkt der Betrachtung steht. 

2.2 Typen und Eigenschaften von parametrischen Copulas  

Man unterscheidet zwei Klassen von Copulas und zwar elliptische und archimedische Copula. 
Im Folgenden beschränken wir uns auf archimedische Copulas, die sich in geschlossener 
Form darstellen lassen. Dies ist vorteilhaft wenn Copulas für Simulationen genutzt werden 
sollen. Die allgemeine Schreibweise für archimedische Copulas lautet: 

(4) ( ) ( ))()(,, 1
1

1 dd uuuuC ��� ++= � LK , 

wobei ( )��  die sogenannte Erzeuger-Funktion ist und ( )�� 1�  deren Inverse. 
Zu der Klasse der archimedischen Copulas gehören drei wichtige Typen: die Gumbel-Copula, 
die Clayton-Copula und Frank-Copula. Das Gumbel-Copula ist wie folgt definiert 

(5) 
 

Darin ist �  ein zu schätzender Parameter der Copula. Die Gumbel-Copula ist asymmetrisch 
und modelliert eine starke Abhängigkeit für Werte in den jeweils oberen Bereichen der Rand-
verteilungen. Man spricht von „upper tail dependence“ (OKHRIN 2007). Die Clayton-Copula ist 
ebenfalls eine asymmetrische Archimedische Copula:  

(6) { } 0.,1,1)(=),,,(
1

11 ����ŠŠŠ++
��� ��� ��� duuuuC ddC KK  

Im Gegensatz zu der Gumbel Copula eignet sich die Clayton-Copula zur Modellierung von 
Abhängigkeiten im unteren Bereich der Verteilungen, etwa Verlusten (lower tail dependence). 
Anders als die Gumbel- und die Clayton-Copula implziert die Frank-Copula Unabhängigkeit 
in den Rändern der Verteilungen, und sie ist für die Modellierung symmetrischer Abhängig-
keiten geeignet. Eine Frank-Copula ist definiert als 
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len Klimawandels könnten die landwirtschaftlichen Ertragsschwankungen weltweit langfristig 
zunehmen. Während in der Vergangenheit nur wenige Agrarmärkte der EU durch eine ausge-
prägte Preisvolatilität gekennzeichnet waren (insbesondere Schweine, Kartoffeln und Gemü-
se), trifft dieses Merkmal infolge der Deregulierung der EU-Agrarpolitik nun auch für weitere 
Produkte zu. Aus agrarpolitischer Sicht stellt sich bei zunehmenden Ertrags- und Preis-
schwankungen die Frage nach der Notwendigkeit neuer Stabilisierungspolitiken. Lange Zeit 
war Stabilisierung kein Thema in der EU-Agrarpolitik, wird jedoch heute verstärkt unter dem 
Stichwort Risikomanagement wieder aufgegriffen. 
In diesem Papier wird in Abschnitt 2 die Preisvolatilität wichtiger Agrarprodukte empirisch 
untersucht. Abschnitt 3 untersucht den Zusammenhang zwischen Ertrags- und Preisschwan-
kungen auf Basis eines globalen partiellen Gleichgewichtsmodells des Agrarsektors. Schließ-
lich werden die Implikationen einer potenziell zunehmenden Ertrags- und Preisvolatilität für 
die Politik abgeleitet (Abschnitt 4) und einige Schlussfolgerungen gezogen (Abschnitt 5). 

2 Ex-post-Analyse der Agrarpreisentwicklung 

2.1 Kennzahlen der Agrarpreisentwicklung in Deutschland 

Die Datengrundlage besteht aus (nominalen) Monatsdaten der zentralen Markt- und Preisbe-
richtsstelle (ZMP) von Erzeugerpreisen der Jahre 1993 bis 2008. Es werden Weizen, Gerste 
und Raps (Abbildung 1) sowie Schweinefleisch, Rindfleisch und Milch (Abbildung 2) be-
trachtet. 

Abbildung 1: Monatspreise pflanzlicher Produkte, Deutschland 01/93-12/08 
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Quelle: ZMP Marktbilanzen Getreide, Ölsaaten, Futtermittel (versch. Jgg.). 

Die Weizen- und Gerstenpreise haben sich weitgehend synchron entwickelt und reflektieren 
die schrittweise Absenkung des EU-Interventionspreisniveaus seit der MacSharry Reform 
1992. Der Verlauf des Rapspreises, der über den Beobachtungszeitraum nicht politisch ge-
stützt wurde, entspricht weitgehend den internationalen Preisschwankungen und ist durch 
mehrere Aufwärtsphasen mit anschließender Korrektur gekennzeichnet. Die Rindfleischpreise 
fanden 2001 ihren Tiefpunkt (BSE-Krise). Die Schweinepreise scheinen sich langfristig um 
etwa 1,50 €/kg Schlachtgewicht zu bewegen. Die Entwicklung der Milchpreise ist durch be-
sonders deutliche Jahres-Schwingungen gekennzeichnet. 
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Abbildung 2: Monatspreise tierischer Produkte, Deutschland 01/93-12/08 
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Quelle: ZMP Marktbilanzen Vieh und Fleisch (versch. Jgg.). 

Tabelle 1 fasst einige statistische Kennzahlen, wie Mittelwert und Standardabweichung, für 
die untersuchten Produktpreise zusammen. Sie beziehen sich auf den gesamten Beobach-
tungszeitraum und sagen somit wenig über die Entwicklung der Agrarpreise aus. 

Tabelle 1: Kennzahlen zu Agrarpreisen in Deutschland (1993-2008) 
In €/t Weizen Gerste Raps 
Pflanzliche Produkte    
Mittelwert (Standardabweichung) 133,66 (31,24) 148,37 (39,97) 223,72 (56,97) 
Minimum-Maximum 93,38-265,87 101,31-301,93 146,73-453,83 
ADF-Test* nein nein nein 
    

in €/kg SG Milch (Ct/kg) Schwein Rind 
Tierische Produkte    
Mittelwert (Standardabweichung) 29,29 (2,66) 2,71 (0,29) 1,38 (0,21) 
Minimum- Maximum 26,23-41,30 1,77-3,35 0,79-2,07 
ADF-Test* Ja ja nein 
*Ablehnung H0 (Nichtstationarität) 

Quelle: ZMP Marktbilanzen Getreide, Ölsaaten, Futtermittel (versch. Jgg.), eigene Berechnungen. 

Aussagen über die Entwicklung der Agrarpreise können getroffen werden, wenn die Preiszeit-
reihen als stochastische Prozesse, d.h. eine zeitliche Abfolge von Zufallszahlen, aufgefasst 
werden und man nach deren Eigenschaften fragt. Ein wesentliches Merkmal stochastischer 
Prozesse ist (Nicht)Stationarität. Eine Zeitreihe ist stationär, wenn sich der Mittelwert im 
Zeitverlauf nicht ändert (kein Trend), sich die Varianz nicht ändert (Homoskedastizität) und 
periodische Variationen (Saison, Zyklen) nicht mehr vorkommen. Die Unterscheidung zwi-
schen stationären und nichtstationären Prozessen ist wichtig, da erstere nach einem zufälligen 
Ereignis zu einem Gleichgewichtsniveau zurückkehren. Nichtstationäre Prozesse tun dies 
nicht, sondern ihr Erwartungswert verbleibt auf dem zufällig erreichten Niveau. Die Feststel-
lung von Stationarität im Mittelwert erfolgt mit dem Augmented-Dickey-Fuller-Test (ADF-
Test, Said und Dickey, 1984). Die Nullhypothese (H0) der Nichtstationarität kann, außer bei 
Milch- und Schweinepreisen, nicht abgelehnt werden. 
Um die zeitliche Dynamik der Preise numerisch beschreiben zu können, bedient man sich 
vielfach sogenannter autoregressiver moving-average Modelle (ARMA, vgl. z.B. Tsay, 2002), 
welche für die 6 Agrarpreiszeitreihen geschätzt wurden. Es zeigt sich, dass die monatlichen 
Erzeugerpreise durch saisonale Schwankungen im Jahresverlauf gekennzeichnet sind. Dies ist 
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Tabelle 6: Ergebnisse des Referenzszenarios (2015) 
 Preise Erlöse 
in €/t Mittelwert SD SD (%) SD (%) 
Weizen     
Deutschland 146 34 24 26 
Rest der Welt 141 36 26 21 
Gerste     
Deutschland 208 55 27 27 
Rest der Welt 208 55 27 22 
Raps     
Deutschland 331 67 20 22 
Rest der Welt 331 67 20 17 

SD = Standardabweichung. Quelle: Eigene Berechnungen 

Ebenfalls zeigt Tabelle 6, dass die prozentuale Standardabweichung der Erlöse in Deutschland 
höher liegt als im Rest der Welt, und zwar in etwa auf Höhe der prozentualen Standardabwei-
chung der jeweiligen Preise. Dies liegt daran, dass in einer liberalisierten Welt die Preise in 
Deutschland kaum mit den Erträgen in Deutschland korreliert sind, sondern eher mit den Er-
trägen im Rest der Welt. Die Volatilität der Erlöse in Deutschland ist somit abhängig von der 
Weltmarktpreisvolatilität und den Ertragsschwankungen in Deutschland, die nicht miteinan-
der korreliert sind. Für das Länderaggregat „Rest der Welt“ ist dies anders: In guten Erntejah-
ren ist der Preis niedrig und in schlechten Erntejahren ist der Preis hoch. Dies wirkt stabilisie-
rend auf die durchschnittlichen Erlöse im Rest der Welt. Das bedeutet allerdings nicht, dass 
die Erlöse der Landwirtschaft in den einzelnen Ländern im Rest der Welt stabiler sein werden 
als in Deutschland. Für einzelne Länder mit liberalisierten Märkten wird eine höhere Erlösun-
sicherheit erwartet, da hier - genau wie in Deutschland - keine negative Korrelation zwischen 
inländischen Ertragsschwankungen und den Weltmarktpreisschwankungen zu erwarten ist. 

Abbildung 3: 33 von 84 Ergebnissen für Weizenpreise in den stochastischen Modell-
läufen für 2015 im Referenzszenario 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

Die Auswirkungen einer schrittweisen, globalen Anhebung der historischen Ertragsinstabilität 
auf die Preisvolatilität in Deutschland (Szenario 2) im Vergleich zum Referenzszenario sind 
in Tabelle 7 dargestellt. Im Referenzszenario ist die Ertragsinstabilität für Weizen und Gerste 
in Deutschland auf einem ähnlichen Niveau (zw. 6,5% und 7,0%); ebenso wie die Preisvolati-
lität in Deutschland (25,5% bzw. 26,5% bei einer Ertragsinstabilität von 6,9%). Dies liegt 
daran, dass die Ertragsschwankungen im Rest der Welt auf einem ähnlichen Niveau liegen 
(5,5% und 8,8%) und dass die kalibrierte Weltmarktpreisinstabilität für Weizen und Gerste 
ähnlich ist (24,5% für Weizen und 26,9% für Gerste). Die Ertragsinstabilität für Raps ist so-
wohl in Deutschland (10,4%) wie auch in vielen anderen europäischen Ländern (Tabelle 4) 
höher als die für Weizen und Gerste; die kalibrierte Preisvolatilität allerdings deutlich niedri-
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Tabelle 1: Mögliche Differenzierung von Einkommensschocks und ihren Wirkun-
gen 

Einkommensschocks

Betriebs(-gruppen)spezifisch Betriebs(-gruppen)unspezifisch

kurzfristig Eindeutige Wirkung auf die Umsetzung 
geplanter Entscheidungen 

Ambivalente Wirkung auf die Umsetzung 
geplanter Entscheidungen

langfristig Eindeutige Wirkung auf die Umsetzung 
geplanter und ungeplanter Entscheidungen 

Ambivalente Wirkung auf die Umsetzung 
geplanter oder ungeplanter Entscheidungen

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Im vollkommenen Wettbewerb sind alle Betriebe gleichermaßen von direkten wie indirekten 
Folgen des Schocks betroffen. In Abhängigkeit von Angebots-, Nachfrage- und Preiselastizi-
täten ergibt sich ein eindeutig vorhersagbarer negativer oder positiver Gesamteffekt für alle 
Betriebe. Im unvollkommenen Markt mit heterogenen Betriebsstrategien ist das nicht unbe-
dingt der Fall. Der negative Einkommensschock mag hier zu einer verstärkten Betriebsaufga-
be der kleinen Betriebe und dadurch aufgrund der bessern Flächenverfügbarkeit zu einem 
positiven Gesamteffekt für die großen Betriebe führen (ROBERTS und KEY, 2002). Anderer-
seits kann eine kurzfristig negative Entwicklung auch zu einem Aufschieben der Betriebsauf-
gabe durch kleine Betriebe führen, um Zeiten einer höheren Zahlungsbereitschaft der weiter 
aktiven Betriebe abzuwarten. Es besteht ein indirekter Nachfrageeffekt der allgemeinen Ge-
winnänderung auf die Betriebaufgabeentscheidung. Dann wären die größeren Betriebe mögli-
cherweise doppelt negativ betroffen und würden ihrerseits die Realisierung von Entscheidun-
gen zu geplanten Betriebs(zweigs-)aufgaben vorziehen. 
Es ist also von einer starken Differenzierung der Reaktionen von Betrieben in Abhängigkeit 
von der Art der Veränderungen ökonomischer Rahmenbedingungen, vom Betriebstyp und 
von der Situation der Nachbarbetriebe auszugehen. Es muss daher davon ausgegangen wer-
den, dass konjunkturelle Veränderungen je nach Rahmenbedingungen und Betriebseigen-
schaften unterschiedlich auf die Wahrscheinlichkeit einer Betriebsaufgabe wirken. In der vor-
liegenden Arbeit wird dem Rechnung getragen, indem zum einen unterschiedliche Zusam-
menhänge für unterschiedliche Betriebstypen sowie für unterschiedliche Regionstypen und 
zum anderen eine mögliche nicht-lineare Wirkung von Gewinnänderungen auf die Be-
triebsaufgabewahrscheinlichkeit in Betracht gezogen werden. 

2 Methodisches Vorgehen 

Es existiert eine ganze Reihe von Untersuchungen zu den Determinanten der Betriebsaufgabe. 
In vielen dieser Arbeiten wird der Einfluss nicht primär ökonomischer oder betrieblicher 
(struktureller) Kennzahlen überprüft. Dazu gehören zum Beispiel die Familiengröße und das 
Alter oder das Ausbildungsniveau des Betriebsleiters (z.B. WEISS, 1999b). Das Ziel der vor-
liegenden Arbeit hingegen besteht darin, die durchschnittliche Neigung zur Betriebsaufgabe 
verschiedener vorab definierter Betriebstypen zu ermitteln. Andere Arbeiten gehen von regio-
nal aggregierten Durchschnittswerten aus (z.B. GLAUBEN et al., 2006). Die Schwierigkeit die-
ses Ansatzes liegt darin, dass aufgrund der Heterogenität und der Interaktion der zugrunde 
liegenden Einzelbeobachtungen der Zusammenhang zwischen den aggregierten Merkmalen 
dem Einfluss des Merkmals auf der individuellen Ebene entgegengesetzt sein kann („ecologi-
cal fallacy“, ROBINSON, 1950). In der vorliegenden Arbeit werden einzelbetriebliche Daten 
genutzt, um die direkten Wirkungen geänderter Rahmenbedingungen von den indirekten Wir-
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Tabelle 2: Verteilung von Gewinnniveau (1999 und 2003) und Gewinnänderung 
(1999-2003 und 2003-2007) zwischen den landwirtschaftlichen Betrieben 

Gewinn (in tsd.) 1999 22 19 76 51 43 31 18 10 5 3 -1
2003 24 19 76 53 44 33 22 11 4 1 -4

Erwartete Gewinn- 99 auf 03 0 8 26 12 8 3 0 -3 -7 -10 -19
änderung (in tsd.) 03 auf 07 8 17 34 20 16 11 8 4 2 1 -6

N in 1999 311,263
N in 2003 266,373

10% 5% 1%
Quantile

95% 90% 75% Median 25%Jahr Mean 99%Std.abw.

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

In der Zeit zwischen 1999 und 2003 wird für die eine Hälfte der Betriebe eine positive und für 
die andere Hälfte eine negative Gewinnänderung erwartet. In der Zeit zwischen 2003 und 
2007 hingegen erfahren die wenigsten Betriebe eine negative Gewinnänderung. Die Gewinn-
niveaus unterscheiden sich zwischen 1999 und 2003 im Schnitt nur geringfügig. Im Modell 
wird auch die durchschnittliche Gewinnänderung auf Landkreisebene als erklärende Variable 
verwendet. Die entsprechenden Durchschnittswerte weisen in ihrer Verteilung zwischen den 
Landkreisen ein ganz ähnliches Muster auf, wie die erwarteten betrieblichen Gewinnänderun-
gen (Tabelle 3). 

Tabelle 3: Durchschnittliche Gewinnänderung in den Landkreisen von 1999 auf 
2003 und von 2003 auf 2007 

Erwartete Gewinn- 99 auf 03 0 2 5 3 2 1 0 -2 -3 -4 -7
änderung (in tsd.) 03 auf 07 7 4 15 13 11 9 7 6 4 1 -5

10% 5% 1%
Quantile N = 326

95% 90% 75% Median 25%Jahr MeanStd.abw. 99%

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Fast genau wie auch bei den einzelnen Betrieben steigt der erwartete Gewinn im regionalen 
Durchschnitt zwischen 1999 und 2003 im Mittel nicht, zwischen 2003 und 2007 aber um 
7000 Euro. Auch hier gibt es in der zweiten Phase nur sehr wenige Landkreise, die im Schnitt 
eine negative Gewinnentwicklung aufweisen. 

2.3 Klassifizierung von Betrieben und Regionen 

Das Ziel der Arbeit ist es, die unterschiedliche Neigung zur Betriebsaufgabe verschiedener 
Betriebstypen zu ermitteln. Die Betriebe wurden dafür entlang dreier Dimensionen klassifi-
ziert: (1) Ihre Produktionsrichtung, (2) ihre Größenklasse und (3) ihre geographische Lage. 
Die Klassifizierung nach der Produktionsrichtung orientiert sich an der offiziellen Klassifizie-
rung (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2003) entlang der Anteile der Standarddeckungsbeiträge 
(StDB), die verschiedene Produktionszweige zum Gesamtstandarddeckungsbeitrag des Be-
triebes beitragen. Die Anzahl und der Anteil der Betriebe in den entsprechenden Produktions-
richtungen in 1999 werden in Tabelle 4 dargestellt. 
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Tabelle 4: Anzahl und Anteil der Betriebe der verschiedenen Produktionsrichtun-
gen 

Klassenname Offizielle Bezeichnung

MF1 Spezialisierte Ackerbaubetriebe 66,025 23
VE1 Spezialisierte Veredlungsbetriebe 40,501 14
FB2Milch Spezialisierte Milchviehbetriebe 47,899 17
FB1_oMilch Spezialisierte Weideviehbetriebe außer Milch 49,557 17
Pflanzverb1 Pflanzenbauverbundbetriebe 7,195 3
Viehverb1 Viehhaltungsverbundbetriebe 36,607 13
Verb1 Pflanzenbau-Viehhaltungsbetriebe 40,372 14

Summe 288,156 100

Häufigkeit Prozent

 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf FDZ (1999). 

Alle Betriebe wurden einer von drei Größenklassen zugewiesen: Klein, mittel oder groß. Die 
Größenklassen der Betriebe wurden für die Betriebe der verschiedenen Produktionsrichtungen 
unterschiedlich gebildet:  

•  Futterbaubetriebe ohne Schwerpunkt in der Milchproduktion sowie Veredlungs- und 
Verbundbetriebe gelten als klein mit einem Standarddeckungsbeitrag von 8 bis 40 tau-
send Euro; sie gelten als mittelgroß mit einem StDB von 40 bis 100 tausend Euro und 
als groß bei einem StDB von mehr als 100 tausend Euro. 

•  Spezialisierte Milchviehbetriebe gelten als klein, wenn sie weniger als 30 Milchkühe 
halten; sie werden als mittelgroß eingestuft, wenn sie zwischen 30 und 60 Milchkühe 
haben und als groß mit mehr als 60 Kühen. 

•  Spezialisierte Ackerbaubetriebe gehören zu den kleinen Betrieben, wenn sie weniger 
als 50 Hektar bewirtschaften; sie sind mittelgroß, wenn sie zwischen 50 und 100 Hek-
tar bewirtschaften und groß mit mehr als 100 Hektar. 

Die Verteilung aller Betriebe auf die drei Betriebsgrößenklassen wird in Tabelle 5 gezeigt. 

Tabelle 5: Anzahl und Anteil der Betriebe der verschiedenen Produktionsrichtun-
gen 

Klassenname Bedeutung

FARMklein Kleine Betriebe 179,035 62
FARMmittel Mittlere Betriebe 60,941 21
FARMgross Große Betriebe 48,180 17

Häufigkeit Prozent

 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf FDZ (1999). 

Schließlich mussten die Regionen, nach denen unterschieden werden sollte, abgegrenzt wer-
den. Dabei wurde auf die 42 westdeutschen landwirtschaftlichen Wirtschaftgebiete nach DE 
HAEN (1979) zurück gegriffen. Hinzu kommt die Freie Hansestadt Hamburg als gesonderte 
Region. Die Wahl der regionalen Klassifizierung wurde durch pragmatische Gesichtspunkte 
geleitet: Zum einen sollten die Ergebnisse einer Verwendung im Bereich der Sektormodellie-
rung finden. Zum anderen durfte die Anzahl der Klassen für die Schätzung nicht zu hoch sein. 
Die Landkreise der 42 Regionen wurden nach den Kriterien „natürliche Produktionsbedin-
gungen“ gemessen an den durchschnittlichen Hektarerträgen und „Preis- bzw. Einkommens-
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Abbildung 1: Neigung zur Betriebsaufgabe der unterschiedlichen Betriebstypen im 
Schnitt der Regionen bei durchschnittlichem stabilem Gewinn 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Mittlere (große) Veredlungsbetriebe haben eine höhere Betriebsaufgabewahrscheinlichkeit als 
kleine (mittlere) Weidevieh- und Mischbetriebe 

4 Metaanalyse der Ergebnisse 

Von zentralem Interesse waren aber die erwarteten regionalen Unterschiede in der Reaktion 
der Betriebsaufgabe auf geänderte Gewinnsituationen. In einer Metaanalyse wurden die in der 
Schätzung ermittelten Unterschiede der regionalen Wirkungen der Gewinnszenarien in einer 
linearen Regression durch regionale Charakteristika erklärt. Für jede lineare Regression der 
Metaanalyse standen 43 Beobachtungen aus den 43 Regionen zur Verfügung. Die erklärenden 
Variablen der einfachen linearen Regression sind der Anteil kleiner, mittlerer und großer 
landwirtschaftlicher Betriebe und der Anteil der spezialisierten Betriebe der verschiedenen 
Produktionsrichtungen an allen Betrieben. Es wurden für alle Betriebsgruppen jeweils separa-
te Modelle geschätzt. Die Struktur der Modelle war aber für die Erklärung jeder Gewinnkoef-
fizienten für jeden Betriebstyp gleich.6 Beispielhaft vorgestellt wird hier die Analyse der Wir-
kung einer Steigerung des durchschnittlichen Gewinns aller Betriebe in einer Region um 
10 000 Euro (Szenario 3 im Vergleich zu Szenario 2 in Kapitel 3).  
Es wurde erwartet, dass Nachfrageeffekte existieren, die dazu führen, dass eine Gewinnent-
wicklung, die viele Betriebe einer Region betrifft, aufgrund der Interdependenzen über den 
Bodenmarkt nicht nur direkte sondern auch indirekte Effekte auf die Betriebe hat. In der Ana-
lyse wurde deshalb der Effekt einer betriebsspezifischen Gewinnänderung von der Wirkung 
einer Veränderung des mittleren Gewinns der Betriebe einer Region unterschieden. Die Ent-
wicklung des betrieblichen Gewinns zeigt eine asymmetrische Wirkung auf die Betriebsauf-
gabewahrscheinlichkeit. Nur eine erwartete Steigerung des betrieblichen Gewinns führt er-
wartungsgemäß allgemein zu einer Reduzierung der Betriebsaufgabewahrscheinlichkeit. Ein 
erwarteter betriebsspezifischer Gewinnverlust hingegen führt nicht allgemein zum erwarteten 
Anstieg der Betriebsaufgabewahrscheinlichkeit. In jedem Fall aber reagieren vor allem die 
kleinen Betriebe auf erwartete betriebliche Gewinnänderungen. Im Gegensatz zu einer be-
triebsspezifischen Gewinnsteigerung wirkt eine Steigerung des durchschnittlichen Gewinns 

                                                 
6  Die Ergebnisse der verschiedenen Modelle finden sich in Margarian (2010). 
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der Betriebe einer Region im Schnitt über die Regionen verstärkend auf die Betriebsaufgabe-
neigung (Abbildung 2).  

Abbildung 2: Wirkung einer positiven Veränderung des regionalen Gewinnniveaus 
auf die Betriebsaufgabe im Schnitt der Regionen (1999-2003) 
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Quelle: Eigene Darstellung.  

Besonders ausgeprägt ist dieser Effekt für Veredlungsbetriebe. Im Durchschnitt der Regionen 
reagieren die mittleren Betriebe am stärksten. Die regional differenzierte Analyse zeigt aller-
dings, dass es für alle Produktionsrichtungen auch Regionen gibt, in denen eine höhere regio-
nale Gewinnerwartung die Betriebsaufgabeneigung verringert (Abbildung 3). Von dieser ge-
legentlichen Erhöhung der Stabilität der Betriebe einer Region aufgrund einer regionalen Ge-
winnsteigerung sind vor allem die kleinen Betriebe betroffen. Diese Ambivalenz erklärt die 
geringe durchschnittliche Reaktion der kleinen Betriebe in Abbildung 2. Die unterschiedliche 
Betroffenheit kleiner und mittlerer Betriebe durch den Nachbarschaftseffekt lässt sich dadurch 
erklären, dass kleine Betriebe, die zum Beispiel auf eine Strategie der Erwerbskombination 
statt auf eine Wachstumsstrategie setzen, weniger unter negativen Konkurrenzeffekten auf 
dem Bodenmarkt leiden. Mittlere Betriebe hingegen sind auf stetiges Betriebswachstum an-
gewiesen; sie unterliegen bei einem allgemein wachstumsfördernden Klima leicht dem Ver-
drängungswettbewerb. 
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Abbildung 3: Boxplots der Wirkung einer regionalen Gewinnsteigerung auf die Be-
triebsaufgabe nach Betriebsgrößenklassen im Schnitt der Produktions-
richtungen (1999-2003) 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

In Tabelle 6 werden die Ergebnisse der Modelle zur Untersuchung der Ursachen regionaler 
Unterschiede in der Wirkung einer positiven Entwicklung des durchschnittlichen Gewinns der 
Betriebe einer Region dargestellt.  

Tabelle 6: Erklärung der regionalen Unterschiede der Wirkung einer erwarteten 
Steigerung des durchschnittlichen Gewinns der Betriebe einer Region 
auf die Betriebsaufgabewahrscheinlichkeit nach Betriebstypen 

Erklärende
Variable

Intercept 0.10 ** 0.22 ** 0.17 *** 0.10 ** 0.12 ** 0.22 ** 0.12 **
(0.03) (0.07) (0.05) (0.04) (0.04) (0.07) (0.04)

AntbebautFl -0.01 0.00 -0.01 0.02 -0.02 -0.01 -0.01
(0.01) (0.03) (0.02) (0.02) (0.02) (0.03) (0.02)

antbws306 0.00 -0.01 -0.04 -0.03 -0.01 -0.02 0.00
(0.04) (0.09) (0.06) (0.05) (0.05) (0.09) (0.05)

antBWS106 -1.00 ** -1.80 ** -1.30 ** -0.72 ° -1.53 *** -1.97 ** -1.25 **
(0.32) (0.67) (0.45) (0.37) (0.40) (0.66) (0.37)

antNE -0.09 ** -0.15 ** -0.15 *** -0.09 ** -0.13 *** -0.18 ** -0.11 ***
(0.03) (0.05) (0.04) (0.03) (0.03) (0.05) (0.03)

Gini -0.09 * -0.24 ** -0.12 * -0.06 -0.06 -0.19 * -0.10 *
(0.04) (0.09) (0.06) (0.05) (0.05) (0.08) (0.05)

Antmittel -0.18 * -0.33 * -0.29 ** -0.20 * -0.14 -0.33 * -0.18 *
(0.07) (0.15) (0.10) (0.08) (0.09) (0.15) (0.08)

AntMF1 0.10 *** 0.17 ** 0.17 *** 0.09 ** 0.10 ** 0.19 ** 0.11 **
(0.03) (0.06) (0.04) (0.03) (0.04) (0.06) (0.03)

F-Test 0.000 0.001 <.0001 0.005 0.000 0.000 0.000

0.55 0.52 0.61 0.46 0.58 0.56 0.57
(0.44) (0.40) (0.51) (0.33) (0.48) (0.45) (0.47)

Irrtumswahrscheinlichkeit nach t-Wert: ° <10%; * 1-5%; ** 0.1-1%; *** <0.1%.
Standardfehler in Klammern unter den Koeffizienten

(Korr.) R-
quadrat

ohne Milch
Pflanzenbau- Veredlung Viehhaltungs-

verbund Viehhaltung verbund
Futterbau Ackerbau Milch Pflanzenbau-

 
Quelle: Eigene Darstellung. Berechnungen mit SAS, ProcReg. 









































 

 





 



















 

Abbildung 3: Umfänge der Maßnahmen und vorgeschlagene Maßnahmenkombinati-
onen zum Erreichen der Bewirtschaftungsziele für Grundwasser (A) 
und Oberflächenwasser (B) der Wasserrahmenrichtlinie  

A BA B

 
Quelle: KREINS ET AL., 2010 

Anmerkung: Die Fläche zeigt den Anteil der Fläche mit Maßnahmen an der gesamten landwirtschaftlichen Nutz-
fläche. Dieser Anteil kann in einigen Regionen auch über 100 % des jeweiligen LF-Umfangs liegen, weil bei den 
Berechnungen der Maßnahmenkombinationen zugelassen wurde, dass auf einer Fläche mehrere Maßnahmen 
realisiert werden, sofern sie dafür geeignet sind. Die Tortendiagramme weisen den prozentualen Anteil jeder 
Maßnahme aus.  

5 Schlussfolgerungen zu den Möglichkeiten und Grenzen des Modellverbundes  

Im Unterschied zu anderen bisherigen Modellierungen und Ansätzen in den Bewirtschaf-
tungsplänen für die Wasserrahmenrichtlinie werden in diesem vorgestellten Ansatz hydrologi-
sche und ökonomische Modelle iterativ miteinander verknüpft, die derzeitige Situation der 
Gewässereinträge auf Teileinzugsgebiete und auf Rasterebene abgebildet, und die Entwick-
lung der diffusen Einträge aus der Landwirtschaft bis 2015 mit Hilfe des Agrarsektor Modells 
RAUMIS projiziert. Der weitere Handlungsbedarf zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele 
der Wasserrahmenrichtlinie wird für Oberflächen- und Grundwasser ermittelt.  Dadurch kön-
nen Maßnahmenkombinationen erstellt werden, die regionsspezifisch und effektiv ausgewählt 
und kombiniert werden. Dies bietet die Möglichkeit, effektive Maßnahmenkombinationen für 
die Bewirtschaftungspläne zu erstellen, die von der Politik im Rahmen der Umsetzung der 
WRRL abverlangt werden sowie die Gesamtkosten pro Kreis oder Bundesland zu ermitteln. 
Die ermittelte Maßnahmenkombination für jede Region ist dabei nur eine mögliche Beispiel-
kombination. Zusätzlich sind andere Gewässerschutzmaßnahmen oder Regelungen wie eine 
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Table 1: Aggregated results of income, land use and livestock of total sector in 
considered scenarios 

Income
Production Value (PV) Bn* € 33,6 -3,6 -8,1 -1,9 19,3 -16,0
PV Crops Bn € 12,5 -5,6 -3,3 -4,4 27,4 -16,9
PV Livestock Bn € 21,2 -2,4 -10,8 -0,4 14,5 -15,4
Total subsidies Bn € 6,5 -4,0 -3,5 -40,4 0,2 -2,8
Direct payments Bn € 5,1 -3,8 -2,8 -51,2 0,3 -3,1

Farm Net Value Added Bn € 13,4 -21,0 -8,0 -19,3 30,8 -25,2

Land and factor use
Cereals M** ha 6,9 -3,9 7,7 -6,5 5,2 -8,9
Oilseeds M ha 1,4 -27,3 -42,3 -9,9 9,8 -5,4
Protein crops M ha 0,1 -8,3 -16,3 -19,0 -19,7 2,3
Fodder crops M ha 1,5 1,5 -3,8 -6,1 -16,0 -2,8
Set aside M ha 0,3 60,0 78,9 -21,8 -82,9 57,5
Fallow (abs.) M ha 0,1 (0.9) (0.6) (0.9) (0.1) (0.7)

Arable land M ha 11,4 -4,4 0,2 -6,9 0,5 -5,3
Grassland M ha 4,7 -5,3 -11,5 -0,6 0,0 0,0

Crops high intensity M ha 3,4 -15,1 -23,6 -5,3 14,4 -12,1
Crops medium intensity M ha 1,9 -6,4 9,2 -9,5 10,8 -13,3
Crops low intensity M ha 3,4 0,8 18,7 -5,6 -4,7 -1,5

Livestock 
Dairy cows M units 4,2 -1,2 -10,2 -0,6 5,9 -13,0
Suckler cows M units 0,5 -10,9 -8,0 -4,6 -21,5 7,9
Pigs M units 19,2 -3,7 -10,3 0,0 0,1 5,0
Livestock units M units 16,7 -3,4 -13,6 -0,5 -1,5 0,2

* Bn = Billion
** M = Million

Source: Own calculations based on FARMIS (2010).

Baseline N-SurpTax

% to Baseline

RedN15 DP-50 High_P Low_P

 
 

Impact of variations of product prices 

The fluctuation of prices as observed in the three base years lead to significant effects regard-
ing Production Value and income. The high price scenario leads to an increase of crop area by 
5.2 % and of oilseeds by 2.6 %. Fodder crop area is reduced by 16 % due to a reduction of LU 
by 1.5 %. Low prices, on the other hand, result in an increase of protein crops, whereas other 
field crops are reduced (Table 1). In case of high prices farms also increase their production 
intensity whereas low prices induce lower production intensities. The increase of milk price 
leads to an increase of dairy cows by 5.2 %, whereas suckler cows are reduced by 21.5 %. 
Low milk prices lead to a decreasing number of dairy cows, the number of pigs increases by 
5.0 % and suckler cows by 7.9 %. In the low price scenario the level of arable land is reduced 
by 5.3 % whereas the level of grassland is constant. 

In the high price scenario almost all ecological indicators change in the direction of lower 
performance, whereas low prices induce a higher ecological performance. Due to higher pro-
duction intensity induced by higher prices, the use of pesticides is, with 6.3 % in scenario 
High_P, greater than in the Baseline; the opposite effect can be observed in the low price sce-
nario (-2.1 %). Also the Shannon-Index is lower in the high price scenario than in the Base-
line whereas it increases by 5.1 % in scenario Low_P because of changes in the production 
program of farms. The economic indicators of farms increase between 19.9 % (Cash Flow1) 
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and 41.1 % (FFI+labour costs/AWU) in scenario High_P. On the other hand lower prices in-
duce a reduction of FNVA/AWU by 22.1 % and of FFI+wages/AWU of 36.7 %. 

Table 2: Ecological and economic indicators of total sector  

Ecological indicators
Nitrogen balance kg/ha 97 -5,1 -12,1 1,3 1,9 -0,1
Phosphorus balance kg/ha 10 3,4 5,1 3,4 2,2 -0,9
Potash balance kg/ha 23 2,0 -0,5 4,1 -0,2 0,5
Pesticide use €/ha 132 -4,7 -9,6 1,7 6,3 -2,1
Humus balance kg/ha 94 13,3 14,6 -2,2 -13,0 2,3
NH3 emissions per hectare kg/ha 28 0,5 -11,4 3,8 -0,6 -0,3
Shannon Index (total sector) Index 2,25 4,6 1,3 5,9 -1,1 5,1

Economic indicators
FNVA per AWU* T € 41,6 -18,6 -0,1 -17,6 29,7 -22,1
Cash Flow 1 (farm average) T € 53,0 -12,6 -8,1 -11,0 19,9 -20,4
Profit rate (farm average) % 21,4 -20,9 1,9 -13,9 20,8 -22,8
Family farm income (FFI)
per family AWU T €/AWU 34,1 -22,0 -1,4 -22,3 41,1 -36,7
FFI + wages per total AWU T €/AWU 32,9 -12,5 -2,3 -11,3 21,9 -21,3

* AWU = Agricultural Working Unit

Source: Own calculations based on FARMIS (2010).

Baseline N-SurpTax

% to Baseline

RedN15 DP-50 High_P Low_P

 
 

4.2 Results differentiated by type of farms 

A main advantage of applying farm group models is to show effects differentiated by farm 
types and sizes. Only a selection of scenarios is described in this chapter. In Table 3 results of 
selected indicators and scenarios are displayed for farm types 

Scenario RedN15 
The highest reduction of Production Value, FNVA and livestock units as well as changes of 
the production program can be observed in dairy farms in scenario RedN15. Cereal areas are 
increased by 44.8 % whereas oilseeds are reduced by 68.4 % in this farm type. The highest 
reduction of total utilised area can be observed in crop farms with 4.5 %. Pig farms increase 
their total utilised area by 3.0 % to reduce their N-surplus per hectare.  

In all farm types a similar reduction of N-surplus can be observed (between 11.6 and 12.9 %). 
An increase of the Shannon Index by 13.6 % can be observed in dairy farms, whereas a de-
crease of 2.0 % in crop farms and 5.6 % in pig farms. The humus balance increases in all farm 
types but other cattle farms. The highest reduction of Cash Flow 1 can be observed in pig 
farms (-10.0 %) whereas in mixed and other cattle farms Cash Flow 1 is higher than in the 
Baseline situation due to a reduction of hired labour.  
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Table 3:  Selected indicators and scenarios by farm type  

Production Value (total) € -8.1 -6.7 -10.9 -8.9 -5.3 -7.2

Farm Net Value Added € -8.0 -3.5 -17.3 -6.6 -3.4 -3.7

Cereals ha 7.7 0.3 44.8 23.2 6.5 5.9

Oilseeds ha -42.3 -35.7 -68.4 -60.2 -47.7 -51.6

Livestock units LU -13.6 -10.0 -21.4 -16.6 -6.0 -9.2

Total utilsed area (UAA) ha -3.2 -4.5 -4.2 -1.5 -3.3 3.0

Nitrogen balance kgN/ha -12.1 -11.6 -12.8 -12.4 -13.6 -12.9

Pesticide use €/ha -9.6 -5.2 -15.2 -13.1 -12.0 -9.8

Shannon Index Index 1.3 -2.0 13.6 8.4 0.4 -5.6

Humus balance kg/ha 14.6 38.8 2.9 -10.2 33.0 0.9

Cash Flow 1 €/farm -8.1 -3.6 -15.7 2.1 3.6 -10.0

Production Value (total) € -1.9 -2.6 -1.0 -1.8 -4.0 -1.1

Farm Net Value Added € -19.3 -22.9 -15.7 -25.1 -25.7 -12.4

Cereals ha -6.5 -5.6 -8.5 -7.8 -9.4 -4.8

Oilseeds ha -9.9 -8.3 -14.3 -14.9 -13.8 -8.7

Livestock units LU -0.5 -0.3 -0.7 -1.2 -1.6 -0.1

Total utilsed area (UAA) ha -5.1 -5.9 -2.6 -4.7 -7.7 -5.1

Nitrogen balance kgN/ha 1.3 0.6 0.9 1.2 0.9 1.9

Pesticide use €/ha 1.7 2.0 0.5 2.1 1.2 0.8

Shannon Index Index 5.9 5.3 6.4 8.6 7.6 3.6

Humus balance kg/ha -2.2 -18.5 -2.0 -2.1 -0.9 4.9

Cash Flow 1 €/farm -11.0 -15.0 -7.3 -13.6 -20.1 -6.7

Source: Own calculations based on FARMIS (2010).

Total Crops Dairy Other cattle

Scenario RedN15 in % to Baseline

Scenario DP-50 in % to Baseline

Mixed Pigs

 
 

Scenario DP-50 
The reduction of direct payments causes the highest effects in mixed and arable farms because 
direct payments are linked to land. The contribution of crops on total Production Value is 
about 71 % in crop farms and 44 % in mixed farms whereas the contribution of crops on total 
PV is only at 9 % in dairy farms (Baseline). On average about 6.4 million ha are farmed by 
crop farms. In scenario DP-50 Production Value is reduced by 4.0 % in mixed farms and 
2.6 % in crop farms, and FNVA decreases by about one quarter whereas in pig farms FNVA 
is only 12.4 % lower than in the Baseline. Reduction of N-surplus is rather low (-1.9 %) in pig 
farms. In all farm types the Shannon Index increases in this scenario, especially in other cattle 
farms (8.6 %). Humus balance is reduced by 18.5 % in crop farms whereas it increases by 
4.9 % in pig farms.  

5 Conclusions 

The policy analysis based on FARMIS covers different policy areas and types of scenarios: a) 
environmental policy measures (fertilizer taxes), b) direct payments (reduction of its level) 
and variation of input and output prices. Results are briefly summarized: 
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Abbildung 1: Determinanten der wahrgenommenen Innovationsfähigkeit – Ergebnisse 
einer Strukturgleichungsanalyse 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Strebt eine Genossenschaft eine Erhöhung der von ihren Mitgliedern wahrgenommenen Inno-
vationsfähigkeit an, empfiehlt es sich somit, insbesondere in verschiedene Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wissenskommunikation zu investieren und den Gedankenaustausch mit den 
Mitgliedern zu intensivieren, um deren innovatives Potential maximal auszuschöpfen. 
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